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Als wir für diese neue Ausgabe der Zeit-
schrift „Berufsbildung“ das Thema „Bil-
dung und Demokratie“ gewählt haben,
waren wir uns sehr wohl bewußt, welche
Schwierigkeiten dieses Thema in sich
birgt. Das Redaktionsteam hat lange ge-
zögert, bevor es diese Entscheidung ge-
troffen hat, die - und das ist seit Erschei-
nen der Zeitschrift nur selten vorgekom-
men - nicht einstimmig ausfiel. Die Mate-
rie ist nämlich in mehrerlei Hinsicht hei-
kel.

Zuerst ist das Thema an sich schon
schwierig. Fragen der Demokratie werden
im allgemeinen eher der Politik als der
Wissenschaft zugeordnet, außer wenn es
um die Politikwissenschaft geht, deren
Forschungsgegenstand sie ja sind. Die
Berufsbildungszeitschrift ist nun aber be-
kanntermaßen keine poli t ikwissen-
schaftliche Zeitschrift, sondern eine Zeit-
schrift mit Themenschwerpunkten im Be-
reich der beruflichen Bildung. Aber be-
deutet das nun, daß Fragen der Demo-
kratie hier außen vor bleiben müssen, daß
das Thema an dieser Stelle also keine Da-
seinsberechtigung hat?

Diese Frage haben wir letzten Endes ver-
neint. Zwar wird die berufliche Bildung
im allgemeinen als ein Gebiet betrachtet,
auf dem fachspezifisch diskutiert wird.
Doch wird diese Diskussion - wenn auch
zumeist verdeckt - von der Warte be-
stimmter weltanschaulicher Positionen aus
geführt. An dieser Tatsache kommen die
Wissenschaftler trotz aller Bemühungen
nicht vorbei. Die Akteure im Berufs-
bildungsbereich sind damit normalerwei-
se in den politischen Diskussionen kon-
frontiert, die im Parlament oder mit den
Sozialpartnern in Fragen der Ausrichtung
und praktischen Durchführung der Maß-
nahmen geführt werden.

Die jeweiligen Positionen spielen eine we-
sentliche Rolle, da durch sie die Aus-
bildungssysteme nicht nur in ihrer Form
stark beeinflußt werden, sondern auch
bestimmt wird, wie die Gesellschaft Ge-
brauch davon macht. Mit dem Abstand
betrachtet, zu dem uns das europäische
Einigungswerk verpflichtet, tritt deutlich

zutage, daß die verschiedenen Aus-
bildungssysteme die gesellschaftlichen
Strukturen der einzelnen Länder sehr tief-
gehend widerspiegeln. Da das CEDEFOP
im Zentrum des europäischen Einigungs-
werks steht und ein Forum für den Ge-
dankenaustausch zwischen den Dienst-
stellen der Europäischen Kommission, den
Vertretern der Mitgliedstaaten und der
Sozialpartner bildet, sind wir der Ansicht,
daß eine Ausgabe der Berufsbildungs-
zeitschrift zu diesem Thema ganz und gar
berechtigt ist.

Nachdem die Fragen prinzipieller Art ge-
klärt waren, konnten wir uns dem We-
sentlichen zuwenden. Wie dieses Thema
behandeln angesichts seiner großen in-
haltlichen Breite? Wie die Fallstricke der
leeren Formeln oder der Polemik vermei-
den? Wie eine Ausgabe zusammenstellen,
die „Sinn“ macht in bezug auf das vorge-
schlagene Thema, und dabei die Autoren
berücksichtigen, die normalerweise für
diese Zeitschrift schreiben?

Auch hier hat sich das Redaktionsteam
nach langen Überlegungen dazu ent-
schlossen, von der bisherigen Autoren-
gruppe und der Art der angefragten Bei-
träge nicht abzugehen. Das Team hat sich
also wie üblich an Wissenschaftler ge-
wandt, die auf diesem Gebiet arbeiten,
und hat sie nicht ausdrücklich darum ge-
beten, Fragen der Demokratie zu behan-
deln. Es hat sie schlicht und einfach dar-
um gebeten, Themen zu behandeln, die
sie im Rahmen der üblicherweise von ih-
nen in dieser Art von Zeitschrift erwarte-
ten Beiträge interessierten. Um dem Bild
mehr Tiefe zu geben, wurden diese Arti-
kel dann jedoch durch Beiträge von Nicht-
wissenschaftlern ergänzt, d.h. durch Bei-
träge, die gewissermaßen „Berichte von
Akteuren“ über Entwicklungen darstellen,
die Einfluß auf die Berufsbildung in Eu-
ropa haben.

So haben wir diese Ausgabe der Zeitschrift
strukturiert - eine riskante Ausgabe, in der
zwar ein größerer Kreis von Akteuren zu
Wort kommt, worum wir ja häufig gebe-
ten werden, in der aber auch der einheit-
liche Ton und das diffizile Gleichgewicht,
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die im Rahmen einer einzigen Ausgabe
so schwierig herzustellen sind, möglicher-
weise gefährdet sind. Der Leser möge sich
daher bei der Lektüre ständig den allge-
meinen Zusammenhang ins Gedächtnis
rufen, den die bisherigen Ausgaben der
Zeitschrift bilden - eine Zeitschrift, die
versucht, den weiten Bereich der Berufs-
bildung nicht selbstgefällig, sondern un-
ter den verschiedensten Blickwinkeln zu
beleuchten.

Das Thema Demokratie muß also eher „in
der Tiefe“, in der Zusammenschau aller
Artikel gelesen werden als auf dem di-
rekten Weg über einen bestimmten Arti-
kel. Besonders klar erhellt wird diese Fra-
ge, wenn Überlegungen zur staatlichen
Politik auf der zentralen und der regio-
nalen Ebene oder zu Maßnahmen der
Unternehmen angestellt werden. Dabei
wird deutlich, daß je nach verfolgter po-
litischer Strategie die Personengruppen,
die eine Chance auf eine befriedigende
Eingliederung ins Berufsleben haben, je-
weils andere sind. Ferner wird deutlich,
wie sehr Debatten und Entscheidungen
im Bereich der Berufsbildung, mit zeitli-
chem Abstand betrachtet, als völlig den
Weltanschauungen der jeweiligen Zeit
verhaftet erscheinen können, und wie
sehr ihre Entwicklung die Geschichte tief-
greifender Umwälzungen innerhalb die-
ser Denksysteme, aber auch innerhalb der
sie in Europa tragenden politischen Kräf-
teverhältnisse nachzeichnet.

Harte, aber heilsame Lektionen werden
uns hier erteilt, wenn wir diese Entwick-
lungen mit dem erforderlichen Abstand
betrachten. Wir sollten bei unseren Ana-
lysen aufmerken und uns darüber bewußt
werden - falls wir es nicht schon sind -,
welch großes Gewicht weltanschauliche
Voraussetzungen in den Argumentationen,
die heute wie gestern im Bereich der Be-
rufsbildung entfaltet werden, haben, wie-
viel Kontingenz, aber auch wieviel Uto-
pie sie enthalten können.

Wie bereits erwähnt, setzt sich diese Aus-
gabe aus zwei Teilen zusammen, die zwei
Arten von Beiträgen entsprechen - die
einen eher wissenschaftlich ausgerichtet,
die anderen eher berichtend.

Zu ersteren gehört der Artikel von S.
Laestadius, der uns darauf aufmerksam
macht, daß der so weit verbreitete Ge-

danke, es gebe außerhalb einer auf wis-
senschaftlich-theoretische Kompetenzen
gestützten „High-Tech-Ökonomie“ kein
Heil, nicht richtig sein muß. Er zeigt uns,
in welch starkem Maße Wettbewerbsfä-
higkeit aus tief in beruflichen Praktiken
verankerten Kompetenzen hervorgehen
kann, die in der unmittelbaren Umgebung
der traditionellsten Berufe ausgewählt und
angeeignet werden.

Der Artikel von J. Bishop ist besonders
interessant aufgrund der Art und Weise,
in der er uns einlädt, in die Berufs-
bildungsdebatten einzutauchen, die zur
Zeit in den Vereinigten Staaten mit Vehe-
menz geführt werden und sich mit der
Nützlichkeit der Berufsbildung für den
einzelnen und die Gemeinschaft beschäf-
tigen, je nachdem wie und wo sie vermit-
telt wird. Der Autor stellt seinen Artikel
absichtlich in die “neoliberale” Perspek-
tive einer Marktwirtschaft, die nur knap-
pe Güter teuer bezahlt, und kommt zu
dem Ergebnis, daß jegliche Bildung, die
auf die Vermittlung allgemeiner Kenntnis-
se wie Lesen, Schreiben und Rechnen
abzielt, im Vergleich zu spezifischen Aus-
bildungen, die „Fachkenntnisse und Spe-
zialisierungen“ vermitteln, nur von gerin-
gem Interesse ist, und daß nur die letzte-
ren, die auf den Erwerb von Handlungs-
kompetenz ausgerichtet sind, der allge-
meinen Bildung Wert verleihen können.

J.R. Shackleton verfolgt in gewisser Wei-
se dieselbe Piste und untersucht die Grün-
de, die zu staatlichen Berufsbildungs-
maßnahmen jenseits des Gleichgewichts,
das sich auf den Märkten in Anwendung
der Lehre vom “Humankapital” herstellen
könnte, führen. Er stellt uns eine interes-
sante Argumentationskette vor, an deren
Ende er den Finger auf die Stelle legt, an
der unterschiedliche, aber dennoch kon-
vergierende Interessen der verschiedenen
betroffenen Akteure - Gewerkschaften,
Arbeitgeber, Ausbilder und Politiker -
kollidieren und gemeinsam eine Art
Verschwendungswirtschaft begünstigen.

J.V. Mascarell plädiert, möglicherweise als
Veranschaulichung der vorangegangenen
Beiträge, aus der Perspektive der lokalen
Entwicklungsplanung, für Berechnungen,
die das „wirtschaftlich Rentable und das
sozial Notwendige“ nicht voneinander
trennen, sowie für eine Didaktik, die „glo-
bal denkt und lokal handelt“. Es geht um
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die Verbindung von Ansätzen, die sich
tendenziell auf die verschiedenen Insti-
tutionen, die Träger der verschiedenen
Maßnahmen sind (Handelskammern,
Unternehmensvereinigungen und Ge-
werkschaften), aufspalten, um ihre allge-
meine Effizienz im Rahmen der Arbeit an
einem gemeinsamen Projekt zu steigern.

Diese vier Beiträge in der vorliegenden
Ausgabe werden durch die Wiedergabe
eines Teils der Überlegungen, die im Eu-
roparat über die Weiterbildung angestellt
werden, sowie durch drei Berichte er-
gänzt, die ebenfalls auf das Streben nach
einer gewissermaßen “staatsbürgerlich”
ausgerichteten Ausbildung eingehen.
Durch eine solche Ausbildung soll sowohl
die Fähigkeit entwickelt werden, über die
möglichen Ausrichtungen der Ausbildung
zu diskutieren, als auch eine effiziente
Teilnahme an ihrer Umsetzung ermöglicht
werden.

Auf die von V. Capecchi so anschaulich
wiedergegebene Geschichte einer italie-
nischen „Utopie“, die im Bologna der frü-
hen 70er Jahre im Umkreis der Zeitschrift
„Inchiesta“ ins Leben gerufen wurde und
eine neue Beziehung zwischen Gewerk-
schaften und Berufsbildung zum Inhalt
hatte, folgt der Bericht über den Bildungs-
urlaub in Belgien, dem auch eine lange

Geschichte vorausging, die E. Creutz und
Ch. Piret illusionslos darstellen. In bei-
den Fällen wird deutlich, wie großzügige
Ideen mangels revolutionärem Potential
in einem „Realismus“ versanden, der sie
auf ein Mindestmaß zurechtstutzt und ih-
res Inhalts entleert.

Dennoch wird durch sie deutlich, welche
Kraft ein demokratisches Projekt hätte
haben können, wäre es um die Veranke-
rung der Ausbildung im lokalen wirt-
schaftlichen und politischen Leben be-
müht gewesen. Ist das eine Utopie, die
angesichts der wirtschaftlichen Zwänge,
die auf unseren Ländern lasten, heute
längst Vergangenheit ist? Oder handelt es
sich um das Scheitern von Versuchen, die
zu früh unternommen wurden und die
eines Tages aufgrund erneuerter demo-
kratischer Erfordernisse, wie von M. Hervé
in seinem Beitrag skizziert, wieder aus der
Asche auferstehen werden?

Nur die Zukunft wird Aufschluß darüber
geben können, wo die realen Chancen
lagen. Das Redaktionsteam war der An-
sicht, daß es diese Art von Fragen nicht
umgehen dürfe, auch wenn die Antwor-
ten unvollkommen und möglicherweise
verwirrend ausgefallen sein sollten. Sich
darüber ein Urteil zu bilden, soll Sache
der Leser sein.

Alain d’Iribarne
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Staat und Ausbildung:
Sind Interventionen
notwendig?
In den Ländern der Europäischen Union
ist im vergangenen Jahrzehnt besonderer
Nachdruck auf die Berufsbildung gelegt
worden. Diese Entwicklung ist weitge-
hend auf Marktkräfte zurückzuführen und
begrüßenswert. Europäische Unterneh-
men haben damit auf den wachsenden in-
ternationalen Wettbewerb bei der Produk-
tion von Waren und Dienstleistungen rea-
giert, wo sie bislang eine Vormachtstel-
lung eingenommen hatten: die Weiterbil-
dung ihrer Arbeitskräfte entsprechend den
Anforderungen neuer Verfahren und neu-
er Produkte erfordert kontinuierlich stei-
gende Investitionen für Bildungsauf-
wendungen. Parallel dazu reagieren die
Arbeitskräfte auf den steigenden Wettbe-
werb am Arbeitsmarkt mit dem Erwerb
höherer Qualifikationen vor Beginn einer
Beschäftigung und mit der Weiterentwick-
lung und Erweiterung ihrer beruflichen
Qualifikation in der Folgezeit.

Allerdings wollten die Regierungen die-
sen Weiterqualifizierungsprozeß nicht al-
lein der Privatwirtschaft überlassen. In
ganz Europa haben sie in diesen Prozeß
eingegriffen; durch Ausbildungsvor-
schriften, Forderung nach verstärkter För-
derung beruflicher Qualifikationen in den
Schulen, finanzielle Förderung des einzel-
nen und der Unternehmen sowie direkte
oder indirekte Finanzierung von Aus-
bildungsprogrammen. Die öffentlichen
Ausgaben für Ausbildungsmaßnahmen
(und verwandte Formen aktiver Arbeits-
marktpolitiken wie z.B. Lohnkostenzu-
schüsse und Arbeitsvermittlungsdienste)
stiegen in den EU-Ländern zwischen der
zweiten Hälfte der 80er Jahre und den
frühen 90er Jahren beträchtlich (OECD
1993, Calmfors und Skedinger 1995). Die
Europäische Kommission hat diese
Interventionspolitik durch die Erstellung
und Verbreitung von Informationen durch
das CEDEFOP, durch die Förderung von
Austausch- und Pilotprogrammen im Rah-
men der PETRA-, FORCE-, COMETT-,
NOW-Programme und einer Reihe ande-

In einer Europäischen Uni-
on, die den freien Wettbe-
werb als wichtigste
wirtschaftliche Antriebs-
kraft anführt, müssen die
Gründe geklärt werden,
warum staatliche Eingriffe
in die Berufsbildung als
notwendig erachtet werden.

rer Initiativen sowie durch die Bereitstel-
lung von Mitteln aus dem Sozialfonds für
zahlreiche Programme mit Ausbildungs-
bezug aktiv unterstützt. Nach der Unter-
zeichnung des Vertrags von Maastricht
wurde auf einer neuen gesetzlichen
Grundlage für diese Tät igkei t  das
LEONARDO-Programm geschaffen, das
auf die Koordinierung und Rationalisie-
rung dieser Programme abzielt.

Mit dem EU-weiten Anstieg der Arbeits-
losigkeit seit Anfang der 80er Jahre ging
ein wachsender politischer Aktivismus
einher. Davon waren insbesondere (wenn
auch nicht ausschließlich) die weniger
qualifizierten Arbeitskräfte in Europa
betroffen, denn man gelangte zu der Über-
zeugung, daß die Anhebung ihrer Qualifi-
kationen eine notwendige Voraussetzung
für den Abbau der unannehmbar hohen
Arbeitslosenquote sei. Gleichzeitig wur-
den umfassendere Ausbildungsmöglich-
keiten auch als ein “Anspruch” eingeführt,
durch den benachteiligte Arbeitnehmer -
Frauen, ethnische Minderheiten - ihren
wirtschaftlichen Status verbessern können.

In diesem Artikel wird das wachsende
staatliche Eingreifen in das Ausbildungs-
wesen kritisch beleuchtet. Der Autor un-
tersucht die Begründungen, die zur
Rechtfertigung staatlicher Eingriffe ange-
führt werden, berücksichtigt Gegenargu-
mente und skizziert einige Resultate die-
ser Eingriffe.

Wirtschaftliche Aspekte
der Ausbildung

In einer Europäischen Union, die den
freien Wettbewerb als wichtigste wirt-
schaftliche Antriebskraft anführt, müssen
die Gründe geklärt werden, warum staat-
liche Eingriffe in die Berufsbildung als
notwendig erachtet  werden. Wenn
Wirtschaftswissenschaftler Eingriffe in

Das Thema “Ausbildung
und Demokratie” umfaßt
notwendigerweise auch die
Erörterung der Rolle, die
der Staat bei der Bildung
von Humankapital spielt
oder spielen sollte. Der Ver-
fasser diskutiert daher das
Für und Wider staatlicher
Interventionen. Nach einer
kurzen Analyse einiger Er-
gebnisse staatlicher Initiati-
ven verweist er auf die da-
mit verbundenen Gefahren.
Aus einer “public choice”-
Perspektive argumentiert
er, daß möglicherweise eine
Tendenz zu übertriebener
Intervention besteht, und
warnt das CEDEFOP vor ei-
ner unreflektierten Befür-
wortung staatlicher Lösun-
gen für Ausbildungs-
probleme.
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eine ansonsten optimal funktonierende
Wirtschaft zu rechtfertigen versuchen,
verweisen sie auf das Konzept von
“Marktmängeln” - d.h. Abweichungs-
tendenzen der bestehenden Märkte von
den Idealbedingungen, die für die Erzie-
lung eines effizienten Ergebnisses erfor-
derlich sind. Welche Marktmängel treten
also im Ausbildungsbereich auf?

Wirtschaftswissenschaftler sehen in der
Berufsbildung neben der Hochschulbil-
dung und dem Gesundheitswesen eine
von mehreren möglichen Maßnahmen zur
Erhöhung des “Humankapitals” eines Lan-
des. Diese Form der Investition wird als
potentiell rentabel für die Privatwirtschaft
gesehen, weil sie die Produktivität der Ar-
beitskräfte steigert. Dabei können jedoch
Schwierigkeiten auftreten. So heißt es, daß
die Arbeitgeber die “Abwerbung” der von
ihnen ausgebildeten Arbeitskräfte durch
die Konkurrenz befürchten: Das könnte
negative Folgen für Ausbildungsinvesti-
tionen nach sich ziehen. Allerdings zei-
gen anerkannte wirtschaftliche Analysen
(Mincer 1962, Becker 1964), daß dieses
Problem übertrieben dargestellt wurde.
Ein Großteil der Ausbildung, die von Ar-
beitgebern vermittelt wird, ist nur für die
Beschäftigung bei dem entsprechenden
Arbeitgeber von Nutzen. Die Einarbeitung
in das Lohn- und Gehaltsabrechnungs-
system eines bestimmten Unternehmens
ist z.B. nicht übertragbar. Das gleiche gilt
auch für die Einweisung neuer Mitarbei-
ter und für Personalentwicklungspro-
gramme, die auf die Bestimmung und Er-
reichung der Unternehmensziele ausge-
richtet sind - lange Zeit ein wichtiges
Merkmal der japanischen Beschäftigungs-
praxis, das auch in europäischen Ländern
(Rainbird and Maguire 1993) unter Schlag-
wörtern wie Total Quality Management
stetig an Bedeutung gewinnt. Arbeitgeber,
die eine solche spezifische Ausbildung
anbieten, haben wenig Grund zur Sorge,
daß die von ihnen frisch ausgebildeten
Mitarbeiter sich von Wettbewerbern durch
bessere Bezahlung abwerben lassen. Das
eigentliche Problem (sofern vorhanden)
besteht in der Vermittlung einer allge-
meinen oder übertragbaren Ausbildung,
die Fertigkeiten und Kenntnisse umfaßt,
die für viele Arbeitgeber von Nutzen sind.
Ein Teil dieser Ausbildung wird natürlich
direkt von den Auszubildenden oder ih-
ren Familien finanziert. In den meisten
Ländern ist der Anteil der selbstfinan-

zierten Ausbildung hoch, insbesondere
bei freien Berufen wie z.B. Rechtswissen-
schaft, Rechnungswesen und Medizin. In
vielen Fällen wird eine allgemeine Aus-
bildung jedoch auch von Arbeitgebern
angeboten, die allerdings implizit zum
Großteil von den Arbeitnehmern finan-
ziert wird. Von jeher wurde zum Beispiel
Lehrlingen nur ein sehr geringer Lohn
gezahlt - so daß die Ausbildung für den
Arbeitgeber finanziell lohnenswert war,
ganz gleich ob der Lehrling nach Abschluß
der Ausbildung das Unternehmen verließ
oder nicht. In vielen Berufen bestehen
progressive Lohn- und Gehaltstarife mit
geringen Anfangslöhnen- und -gehältern,
um die Ausbildungskosten auf den Arbeit-
nehmer abzuwälzen. Im Vereinigten Kö-
nigreich wird etwa ein Viertel der gesam-
ten Ausbildungskosten auf diese Weise
finanziert (Arbeitsministerium, 1989).

Unter diesem Gesichtspunkt ist ”Markt-
versagen” im Ausbildungsbereich keines-
wegs selbstverständlich. Allerdings kön-
nen Schwierigkeiten auftreten, wenn die
Ausbildungskosten in einigen Bereichen
so hoch sind, daß sie von den Auszubil-
denden nicht aus eigener Tasche gezahlt
werden können, oder wenn die Ausbil-
dungsvergütung aufgrund der gesetzli-
chen Mindestlöhne nicht auf ein Niveau
gesenkt werden kann, das die Bereitstel-
lung von Ausbildungsplätzen für Arbeit-
geber wieder lohnenswert macht (in ei-
nigen EU-Ländern eine wichtige Überle-
gung). Darüber hinaus sind Bildungs-
aufwendungen auch von der Einschätzun-
gen des zukünftigen Bedarfs an Qualifi-
kationen abhängig. Wenn Arbeitgeber und
Arbeitnehmer die Zukunft pessimistisch
bewerten, so wurde argumentiert, kann
sich eine Wirtschaft auf ein ”Gleichge-
wicht niedriger Qualifikation” einpendeln
(Finegold und Soskice 1988). Produktivi-
tät und Bezahlung fallen niedriger aus,
als dies bei einer optimistischeren Sicht-
weise der Betroffenen der Fall gewesen
wäre. Wenn staatliche Interventionen die
Erwartungen des privaten Sektors anhe-
ben können, wird letzten Endes ein sich
selbst bestätigender Kreislauf höherer In-
vestitionen die Wirtschaft auf ein ”Gleich-
gewicht hoher Qualifikation” anheben.

Gegen dieses Argument zugunsten staat-
licher Eingriffe lassen sich allerdings eine
Reihe von Einwänden vorbringen. Ein
Vorbehalt lautet, daß es keine Garantie

So heißt es, daß die Arbeit-
geber die “Abwerbung” der
von ihnen ausgebildeten Ar-
beitskräfte durch die Kon-
kurrenz befürchten:

Das eigentliche Problem
(sofern vorhanden) besteht
in der Vermittlung einer
allgemeinen oder übertrag-
baren Ausbildung, die Fer-
tigkeiten und Kenntnisse
umfaßt, die für viele Arbeit-
geber von Nutzen sind.
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gibt, daß der Staat die Zukunft besser
vorhersagen kann als der private Sektor:
Staatliche Eingriffe in die Industrie, die
sich auf diese Prämisse stützen, fallen
wenig überzeugend aus (Burton 1983,
Leonard und Van Audenrode 1993). Ein
weiteres Gegenargument ist die Neigung,
privaten und sozialen Nutzen von Aus-
bildung zu verwechseln. Der Abschluß
beruflicher Qualifikationen z.B. ist in ge-
wissem Grade ein Statusgut. Obwohl die
durch solche Qualifikationen nachgewie-
senen Fertigkeiten die Produktivität ei-
nes Arbeitsnehmers anheben können,
kann ihr Wert für den einzelnen und für
Unternehmen ein irreführender Anhalts-
punkt hinsichtlich ihres gesellschaftli-
chen Nutzens sein. So besagt die Sortier-
und Filterthese, daß die Entscheidungen
der Arbeitgeber zur Einstellung von Ar-
beitskräften nicht von den Qualifikatio-
nen als solchen abhängen, sondern eher
von der Bereitschaft der Arbeitskräfte,
Anweisungen zu befolgen, pünktlich und
regelmäßig am Arbeitsplatz zu erschei-
nen usw. (OECD 1989; Brown 1991;
Chapman 1993). Ein erfolgreicher Erwerb
von Berufsqualifikationen gilt als Bestä-
tigung dieser Verhaltensmerkmale, auf
die es den Arbeitgebern eigentlich an-
kommt. Angesichts der Vielzahl von Be-
werbern um Arbeitsplätze treffen Arbeit-
geber ihre Wahl anhand der jeweils nach-
gewiesenen Qualifikationen und ent-
scheiden sich für den bestqualifizierten
Bewerber. Da den Arbeitnehmern diese
Vorgehensweise bekannt ist, streben sie
möglichst hohe Qualifikationen an. So-
mit finden wir letztendlich die am be-
sten qualifizierten und am längsten aus-
gebildeten Arbeitskräfte in den besten
und produktivsten Positionen - aber dar-
aus läßt sich noch nicht folgern, daß eine
staatlich geförderte Ausbildungsinitiative
notwendigerweise auch die wirtschaftli-
che Produktivität anregt und einen
Beschäftigungsanstieg bewirkt. Ein Sze-
nario geht davon aus, daß Arbeitnehmer
die Einstellungsanforderungen anheben,
um unter den zunehmend besser quali-
fizierten Bewerbern ihre Auswahl zu tref-
fen, während die Arbeitskräfte für die ih-
nen übertragenen Aufgaben überqualifi-
ziert sind (Lindley 1991, Sicherman 1991).
In der Zwischenzeit könnten auch die
Durchschnittsqualifikationen der Arbeits-
losen steigen (Lange 1993), was zu einer
gewissen Ernüchterung hinsichtlich der
Ausbildungsergebnisse führt.

Staatliche Beeinflussung?

Politische Interventionen sind nur selten
das Ergebnis einer objektiven und nüch-
ternen Untersuchung der voraussichtli-
chen Kosten und Vorteile. Das gilt sowohl
auf nationaler wie auch internationaler
Ebene. Innerhalb der EU wird man
schwerlich behaupten können, daß die
anhaltende Verwirrung und Verschwen-
dung der Gemeinsamen Agrarpolitik -
oder andere Entscheidungen wie z.B. die
ohne jegliche Nützlichkeitserwägung be-
schlossene Verlegung des CEDEFOP nach
Griechenland - auf einer objektiven Be-
wertung der Alternativen beruht. Eine
Betrachtungsweise stützt sich auf die Ana-
lyse der ”public choice”-Lehre amerikani-
scher Autoren wie James Buchanan und
Gordon Tullock (Buchanan and Tullock
1962; Buchanan, Tollinson and Tullock
1980). Nach Ansicht dieser Autoren ist von
einem politischen Markt auszugehen, bei
dem Entscheidungen für oder gegen eine
bestimmte Politik das Ergebnis von An-
gebots- und Nachfragekräften sind. Auf
der einen Seite herrscht eine “Nachfrage”
nach politischen Entscheidungen seitens
der Wählergruppen, Herstel ler und
Interessensgruppen, die von ihnen profi-
tieren. Auf der anderen Seite werden
Politiken von Politikern und Bürokraten
als Gegenleistung für Stimmen, Wahl-
kampfunterstützung, politische Freund-
schaftsdienste und Ausgabebewilligungen
”angeboten”. Einige Beobachter behaup-
ten sogar, es herrsche ein systematischer
Hang zu einem Überangebot an staatli-
cher Intervention - ein tatsächliches ”staat-
liches Versagen” (Stigler 1971). Ist eine
solche Skepsis im Hinblick auf die Aus-
bildungspolitik gerechtfertigt?

Zweifellos scheinen Interventionen in das
Ausbildungswesen häufig unbeeinflußt
von einer eingehenden Untersuchung ih-
rer Effizienz zu erfolgen. Bei der Überprü-
fung einer Reihe aktiver Arbeitsmarkt-
politiken in der OECD kam David Grubb
zu dem Schluß, daß Regierungen Bewer-
tungsstudien häufig ”weitgehend gleich-
gültig” gegenüberstehen (Grubb 1994, S.
195). Im Vereinigten Königreich stellte
Peter Dolton fest, daß ”einer der Haupt-
beweggründe für die Einrichtung natio-
naler Ausbildungsprogramme politischer
Natur ist ... eine Bewertung des (Youth
Training) Programms läuft letztendlich

Politische Interventionen
sind nur selten das Ergeb-
nis einer objektiven und
nüchternen Untersuchung
der voraussichtlichen Ko-
sten und Vorteile. Das gilt
sowohl auf nationaler wie
auch internationaler Ebene.

Zweifellos scheinen Inter-
ventionen in das Ausbil-
dungswesen häufig unbe-
einflußt von einer eingehen-
den Untersuchung ihrer Ef-
fizienz zu erfolgen.
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darauf hinaus, Jugendliche aus der
Arbeitslosenstatistik hinauszubekommen”
(Dolton 1993, S. 1277). Ein Grund dafür
ist der, daß viele einflußreiche Gruppen
von diesen Interventionen profitieren.

❏ Gewerkschaften befürworten eine ver-
stärkte formale Ausbildung, die mit einer
zertifizierten Qualifikation abschließt. Sie
setzen sich in der Regel für höhere Ein-
gangsqualifikationen für Arbeitsplätze ein,
eine Politik, die den derzeit Beschäftigten
höhere Einkünfte verschafft (Erträge, die
über den Einkommen liegen, die sie an-
dernorts erzielen könnten). Allerdings
fallen die Möglichkeiten der Gewerk-
schaften, ihren Einfluß auf die Ausbil-
dungspolitik zu sichern, von Land zu Land
unterschiedlich aus. So war beispielswei-
se das Verhältnis der britischen Gewerk-
schaften untereinander über viele Jahre
hinweg durch Abgrenzung und Rivalität
gekennzeichnet; in den vergangenen fünf-
zehn Jahren mußten sie hohe Einbußen
an politischer Macht und Einflußvermögen
hinnehmen. Ein ganz anderes Beispiel
sind die Gewerkschaften in der Bundes-
republik Deutschland, die ausschließlich
nach Industriezweigen organisiert sind,
daher weniger interne Probleme zu
bewältigen hatten und deren politische
Legitimation kaum in Frage gestellt wird:
ihr Einfluß auf die Ausbildungspolitik ist
dementsprechend höher (Streeck et al.
1987, Clarke et al. 1994).

❏ Arbeitgeber erhoffen sich ebenfalls
Vorteile aus staatlichen Interventionen in
die Ausbildung. Öffentliche Förderung,
die zwangsläufig eher undifferenziert er-
folgt, kann eine spezifische Ausbildung
ersetzen, die von den Unternehmen selbst
finanziert werden müßte. Arbeitgeber, die
eine allgemeine Ausbildung anbieten,
sprechen sich daher in vielen Fällen für
eine Ausbildungsumlage aus (wie z.B. die
obligation de dépense en matière de
formation continue in Frankreich) oder
eine allgemeine Pflicht zur Bereitstellung
von Ausbildungsplätzen, um die Bela-
stung durch Ausbildungskosten, die an-
dere Firmen ansonsten umgehen könn-
ten, gleichmäßig zu verteilen. Aus dieser
Perspektive wird auch verständlich, daß
der Dachverband der britischen Arbeitge-
berverbände, die Confederation of British
Industries eine allgemeine Ausbildungs-
pf l icht  für Jugendl iche unters tütz t
(Confederation of British Industries).

❏ ”Ausbilder” (Organisationen des pri-
vaten und öffentlichen Sektors sowie Ein-
zelpersonen, die ihr Einkommen durch
Ausbildungsvermittlung erzielen) predi-
gen die Notwendigkei t  vers tärkter
Ausildungsinvestitionen. Akademiker - in
der Forschung wie auch in der Lehre -
begrüßen im allgemeinen höhere staatli-
che Ausbildungsinvestitionen mit offenen
Armen: Sie bedeuten mehr Mittel sowohl
für sie selbst als auch für ihre Einrichtun-
gen. Es gibt auch Nachweise klassischer
Aktivitäten von Interessensgruppen in
Organen wie z.B. den British Training and
Enterprise Councils (auf lokaler Ebene
errichtete Gesellschaften mit Verantwor-
tung für das Ausbildungswesen). Bestand
ihre ursprüngliche Aufgabe lediglich dar-
in, die von der Zentralregierung festge-
legte Ausbildungspolitik wirkungsvoller
umzusetzen, entwickelten sie sich rasch
zu einer starken politischen Interessens-
gruppe in eigener Sache, die Staatsaus-
gaben in einem weitaus größeren Umfang
verlangte, als man es zu Zeiten, als diese
Programme von staatlicher Stelle geleitet
wurden, genehmigt hätte. In Deutschland
leisten die Gewerkschaften und Arbeit-
geberverbände, die über wesentlich mehr
Macht verfügen als ihre Partnerorganisa-
tionen im Vereinigten Königreich, selbst
einen beträchtlichen Ausbildungsbeitrag
und wirken dadurch bei der Befriedigung
sowohl der Nachfrage als auch des An-
gebots von Weiterbildung mit. In Frank-
reich nehmen die Handelskammern auf
ähnliche Weise eine wichtige Funktion als
Ausbildungsanbieter wahr.

Dort, wo solche Interessensgruppen am
stärksten sind, also in einer weitgehend
“korporativen” politischen Kultur, könn-
te man eine stärkere Tendenz zu staatli-
chen Interventionen im Hinblick auf die
Bereitstellung von Ausbildung und ande-
re Formen aktiver Arbeitsmarktpolik er-
warten. In einem bekannten Artikel ent-
wickelten Calmfors und Drifill (1988) ei-
nen Zentralisierungsindex bei Tarifver-
handlungen, der als allgemeiner Indika-
tor für den Einfluß der “Sozialpartner” auf
politische Entscheidungen dienen kann
(Clarke et al 1994). Die Position eines
Landes auf diesem Index scheint sehr
genau mit der Position übereinzustimmen,
die das Land im Hinblick auf Ausgaben
für aktive Arbeitsmarktpolitiken wie z.B.
staatlich geförderte Ausbildung einnimmt
(Shackelton et al. 1995).

Bestand ihre ursprüngliche
Aufgabe lediglich darin, die
von der Zentralregierung
festgelegte Ausbildungspo-
litik wirkungsvoller umzu-
setzen, entwickelten sie sich
rasch zu einer starken po-
litischen Interessens-
gruppe in eigener Sache,
die Staatsausgaben in ei-
nem weitaus größeren Um-
fang verlangte, als man es
zu Zeiten, als diese Pro-
gramme von staatlicher
Stelle geleitet wurden, ge-
nehmigt hätte.

*) Seit 1971 sind die Unternehmen
in Frankreich verpflichtet, einen An-
teil ihrer Lohnsumme für anerkannte
Ausbildungsmaßnahmen auszugeben;
andernfalls müssen sie den entspre-
chenden Betrag an den Staat oder
anerkannte Ausbildungseinrichtungen
abführen.
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In Zeiten hoher Arbeitslosigkeit ist die
Forderung nach Ausbildungsinterven-
tionen besonders leicht festzustellen. Es
herrscht ein starkes Bedürfnis zu zeigen,
daß “Maßnahmen ergriffen werden”, die
zur Verbesserung der langfristigen Wettbe-
werbsfähigkeit sowie zur Milderung kurz-
fristiger Probleme dargestellt werden kön-
nen. Dieses Bedürfnis vereint links und
rechts. Das Thema Ausbildung scheint
unumstritten zu sein, was sich von ande-
ren politischen Entscheidung zum Abbau
der Arbeitslosigkeit wie z.B. Arbeitsmarkt-
reformen (einschließlich Abbau von
Gewerkschaftsprivilegien, Einschnitten in
die Sicherung der Arbeitsplätze und Ab-
schaffung von Mindestlöhnen) oder Kür-
zung von Sozialleistungen nicht behaup-
ten läßt.

Daher müssen wir bei der Untersuchung
staatlicher Ausbildungspolitik stets die
besonderen Interessen berücksichtigen,
denen diese Politik dient. Statt davon aus-
zugehen, daß Entscheidungsträger das
öffentliche Wohl passiv interpretieren und
auslegen, sollten wir sorgfältig untersu-
chen, welche Koalitionen hinter diesen
Ausbildungsinitiativen geschlossen wer-
den. Außerdem sollten wir uns vor Au-
gen halten, daß ungewünschte Nebenwir-
kungen staatlicher Eingriffe von den
Befürwortern dieser Initiativen herunter-
gespielt werden.

Interventionsarten

Im allgemeinen erfolgt staatliche Interven-
tion auf dreierlei Weise: durch direkte
Bereitstellung von Ausbildung durch staat-
liche Behörden, durch Ausbildungsfi-
nanzierung und durch Reglementierung.

❏ Die direkte Bereitstellung von Ausbil-
dungsplätzen durch den Staat hat eine
lange Tradition. Auf gewisse Weise ist die
in allen Industrieländern eingeführte ko-
stenlose Pflichtschulzeit (in der Regel 10
- 11 Jahre in der Europäischen Union) Teil
des “Ausbildungssystems” eines Landes.
In letzter Zeit hat insbesondere die
Sekundarausbildung in den EU-Staaten
eine stärker berufsorientierte Ausrichtung
erfahren - am deutlichsten in Frankreich
und im Vereinigten Königreich (Shackle-
ton et al. 1995). Zusätzlich zur formalen
Schulbildung wurden für bestimmte Ziel-

gruppen wie z.B. aus dem aktiven Dienst
entlassene Soldaten, Arbeitslose und Be-
hinderte von staatlicher Seite über lange
Zeit direkte Ausbildungsmaßnahmen be-
reitgestellt. Diese Tendenz ist in den Nach-
kriegsjahren, insbesondere in den 70er
und 80er Jahren, beträchtlich angestiegen.
Denn nicht zuletzt ist der Staat auch in
eigener Sache ein wichtiger Arbeitgeber,
und als solcher hält er ein breites Aus-
bildungsangebot bereit. Wie sich in zahl-
reichen Ländern nachweisen läßt, werden
Beschäftigte im öffentlichen Dienst in der
Regel umfassender ausgebildet als ihre
Berufskollegen in der Privatwirtschaft
(ibid.). In einigen Fällen kann staatliche
Ausbildung zum Abbau der Ausbildung
im privaten Sektor führen, weil sie weit-
gehend überflüssig ist. So bildet z.B. die
Luftwaffe im Vereinigten Königreich, in
Frankreich und in Deutschland einen
Großteil der Piloten aus, die später in der
zivilen Luftfahrt dieser (und anderer) Län-
der tätig sind. Staatliche Krankenhäuser
stellen in der Regel Ausbildungsplätze für
Assistenzärzte, die sich anschließend nie-
derlassen, während eine Vielzahl von
Firmenanwälten aus den Rechtsabteilun-
gen staatlicher Behörden hervorgehen.

❏ Einige EU-Länder gehen augenblick-
lich verstärkt zur Finanzierung von Aus-
bildung über, die von externen Trägern
angeboten wird. Dies kann durch direkte
Finanzierung erfolgen, indem der Staat mit
Arbeitgebern, berufsbildenden Schulen
oder sonstigen Ausbildungsanbietern die
Ausbildung von Personen vertraglich ver-
einbart. Auch die Vergabe von “Aus-
bildungsgutscheinen”, die anschließend
bei miteinander im Wettbewerb stehen-
den Ausbildungsträgern eingelöst werden
können, stößt auf wachsendes Interesse
(z.B. im Vereinigten Königreich, in
Deutschland und in Frankreich). Aufgrund
der nachgewiesenen Probleme bei der
Motivierung von Ausbildern, die im öf-
fentlichen Dienst fest angestellt sind, fin-
det diese Form der Bereitstellung “auf rein
geschäftlicher Basis” wachsenden Zu-
spruch. Die Finanzierung kann auch auf
indirekte Weise durch Subventionen wie
z.B. Steuererleichterungen für Aus-
bildungsanbieter oder Auszubildende er-
folgen. Eine Gefahr dieser Zuschüsse liegt
darin, daß damit letztendlich ein beträcht-
licher Umfang an Ausbildung finanziert
wird, der sowieso stattgefunden hätte. Die
Vergabe von Zuschüssen an einzelne führt

In Zeiten hoher Arbeitslo-
sigkeit ist die Forderung
nach Ausbildungsinterven-
tionen besonders leicht fest-
zustellen. Es herrscht ein
starkes Bedürfnis zu zei-
gen, daß “Maßnahmen er-
griffen werden”, die zur
Verbesserung der langfri-
stigen Wettbewerbsfähig-
keit sowie zur Milderung
kurzfristiger Probleme
dargestellt werden können.

Im allgemeinen erfolgt
staatliche Intervention auf
dreierlei Weise: durch di-
rekte Bereitstellung von
Ausbildung durch staatli-
che Behörden, durch Aus-
bildungsfinanzierung und
durch Reglementierung.
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zu oftmals absurden Verteilungssitua-
tionen. Es ist inzwischen allgemein be-
kannt, daß Zuschüsse für Hochschulbil-
dung in überdurchschnittlichem Maß von
relativ wohlhabenden Bevölkerungs-
schichten oder deren Kindern in Anspruch
genommen werden; weniger bekannt ist
vielleicht, daß dies ebenso für einen gro-
ßen Bereich von Ausbildungsmöglichkei-
ten im allgemeinen zutrifft.

❏ Auch durch Reglementierung der Wirt-
schaft greift der Staat in die Ausbildung
ein, indem er beispielsweise festlegt, daß
nur angemessen qualifizierte und staat-
lich anerkannte Personen ein Handwerk
oder einen Beruf ausüben können. Sol-
che Bestimmungen, die in manchen Be-
rufszweigen wie z.B. Rechtswissenschaft
oder Medizin nahezu weltweit bestehen,
sind in einigen Fällen (wie z.B. in
Deutschland) sehr viel umfassender. Als
Rechtfertigung wird der Schutz der Öf-
fentlichkeit vor Inkompetenz und Miß-
brauch angeführt: Die Folge in der Praxis
könnte jedoch in erster Linie der Schutz
vor einer Konkurrenz von außen sein. Per
Gesetz kann von Arbeitgebern auch ver-
langt werden, Jugendliche auszubilden
oder für betriebsfreie Unterrichtstage frei-
zustellen oder einen bestimmten Prozent-
satz des Umsatzes bzw. der Lohnsumme
in Ausbildung zu investieren. Ferner kön-
nen über Gesetze auch Abgaben für eine
branchenbezogene Ausbildung erhoben
oder genehmigt werden. Weniger offen-
sichtlich ist, daß der Staat einen Ausbil-
dungs”bedarf” anhand von Bestimmungen
erzeugt, die ursprünglich für einen ganz
anderen Zweck bestimmt waren, z.B. Ar-
beitsschutz und Steuerrecht. Auf der an-
deren Seite können einige Vorschriften
auch eine Reduzierung des Ausbil-
dungsangebots bewirken. Als Beispiel
dafür läßt sich die Arbeitsmarktgesetz-
gebung anführen: Mindestlöhne oder
Gleichberechtigungsvorschriften verhin-
dern, daß Löhne auf ein Niveau sinken,
das dem Einzelnen die Finanzierung sei-
ner Ausbildung durch herabgesetzte Löh-
ne ermöglicht. (Polachek und Siebert
1993).

Staatliches Versagen?

Bei den genannten Maßnahmen handelt
es sich um relativ unpräzise Instrumente.

Schon der Versuch, diese Instrumente ein-
zusetzen, kann sich als unbrauchbar er-
weisen, gewissermaßen als ein “staatliches
Versagen”, das das vermeintliche “Markt-
versagen” aufwiegt. Dieser Abschnitt be-
faßt sich mit einigen der Probleme, die
im Zusammenhang mit zwei verbreiteten
Interventionsformen auftreten - Abga-
besystemen zur Finanzierung von Ausbil-
dung und staatlich finanzierten Umschu-
lungsprogrammen für Arbeitslose.

Abgabesysteme schreiben eine bestimm-
te Ausgabenhöhe - in Frankreich z. B.
1,5 % der Lohn- und Gehaltssumme - für
Ausbildung vor. Wer diesen Prozentsatz
unterschreitet, zahlt eine Nettoabgabe. Ein
Problem ist die Definition von Ausbil-
dungsaufwendungen angesichts der Viel-
zahl von Tätigkeiten, die die Produktivi-
tät und/oder Ertragsaussichten verbessern
können. Das hat zur Folge, daß der Staat
anhand willkürlicher Richtlinien festlegt,
was als offiziell anerkannte Ausbildung
zählt. In Frankreich müssen alle staatlich
anerkannten Ausbildungsmaßnahmen im
Sinne der obligation de dépense en
matière de formation continue außer-
betrieblich stattfinden, obwohl zahlreiche
Fakten die Bedeutung der Ausbildung am
Arbeitsplatz belegen. Im Vereinigten Kö-
nigreich hatten ähnlich willkürliche Richt-
linien in den 60er und 70er Jahren zur
Folge, daß Kleinbetriebe, die sich die Frei-
stellung ihrer Arbeitskräfte für außer-
betriebliche Ausbildung finanziell nicht
leisten konnten, durch die Abgaben zur
Unterstützung der Ausschüsse für Berufs-
bildung (Industrial Training Boards) klar
benachteiligt wurden.

Ein zweites Problem im Zusammenhang
mit Abgaben, die auf einem festgelegten
Prozentsatz der Lohnsumme oder des
Umsatzes beruhen, besteht darin, daß sie
vom wirtschaftlichen Standpunkt her
kaum zu rechtfertigen sind. Wirtschaftlich
rationale Unternehmen werden - unab-
hängig davon, wie sehr sie sich im Ausbil-
dungsbereich engagieren - einen unter-
schiedlich hohen Anteil ihrer Erträge in
Bildungsaufwendungen investieren wol-
len, ebenso wie sie unterschiedlich hohe
Anteile ihrer Erträge für Investitionen in
Gebäude und Maschinen einsetzen wol-
len. Die angemessene Ausgabenhöhe ei-
nes Unternehmens hängt von einer Reihe
von Faktoren ab, die im Zusammenhang
mit dem Geschäft des Unternehmens ste-

Bei den genannten Maßnah-
men handelt es sich um re-
lativ unpräzise Instrumen-
te. Schon der Versuch, die-
se Instrumente einzusetzen,
kann sich als unbrauchbar
erweisen, gewissermaßen
als ein “staatliches Versa-
gen”, das das vermeintliche
“Marktversagen” aufwiegt.

In Frankreich müssen alle
staatlich anerkannten Aus-
bildungsmaßnahmen im
Sinne der obligation de
dépense en matière de
formation continue außer-
betrieblich stattfinden, ob-
wohl zahlreiche Fakten die
Bedeutung der Ausbildung
am Arbeitsplatz belegen.
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hen. Dazu zählt die aktuelle Produkt- oder
Verfahrensphase (zum Zeitpunkt der
Einführung neuer Produkte oder Verfah-
ren besteht ein höherer Ausbildungs-
bedarf als in späteren Phasen), die Art der
verwendeten Technologie, der Wirt-
schaftszweig, die Größe des Unterneh-
mens und die Wettbewerbssituation. Fer-
ner hängt der Ausbildungsbedarf auch von
den Mitarbeitern ab: von der Alters-
struktur, dem vorherigen Ausbildungs-
stand und der Art der Beschäftigung.

Aufgrund dieser unterschiedlichen Anfor-
derungen ist eine einheitliche Bereitstel-
lung von Ausbildung nicht für alle Unter-
nehmen gleichermaßen geeignet. Kritiker
des Abgabesystems wenden ein, daß die
Vorschrift, einen willkürlichen Betrag für
Ausbildungsmaßnahmen auszugeben,
eine unwirtschaftliche Ausgabepraxis för-
dert. Sie führen an, daß die Abgabe sich
in der Praxis als Steuer für Kleinbetriebe
auswirkt (da größere Unternehmen im
allgemeinen sowieso mehr als den
vorgeschriebenen Betrag für Ausbildungs-
aufwendungen aufbringen) und somit die
Zahl der Wettbewerber verringert.

Eine andere, in den 80er und 90er Jahren
weit verbreitete Form der Intervention
sind staatliche Ausbildungs- oder Um-
schulungsprogramme für Arbeitslose.
Ganz gleich, welche Vorbehalte Regierun-
gen gegen andere Interventionen in das
Ausbildungswesen hegen, den Argumen-
ten zugunsten von Maßnahmen zur Ver-
besserung der Beschäftigungsaussichten
von Arbeitslosen kann man nur schwer
widerstehen. Es liegt inzwischen umfang-
reiche Literatur über solche Programme
vor (siehe z.B. OECD 1993, Kapitel 2;
Lange and Shackleton 1994; Calmfors and
Skedinger 1995). Ohne auf eine eingehen-
de Diskussion dieser Literatur einzugehen,
erscheinen drei Bemerkungen angemes-
sen.

❏ Erstens treten bei der Durchführung
der Programme Anreizprobleme auf. Die
Notwendigkeit der Motivierung von Aus-
bildern bedeutet normalerweise, daß der
Staat die Effizienz anhand von Leistungs-
indikatoren wie etwa Kosten pro Auszu-
bildendem, Zahl der erzielten Qualifika-
tionen und Zahl der Auszubildenden, die
nach Abschluß der Kurse einen Arbeits-
platz finden, bewertet. Das kann zu
opportunistischem Verhalten führen und

u.U. regelrecht in Betrug ausarten. In der
BBC-Fernsehsendung Panorama wurde
im April 1994 gezeigt, daß wendige
Unternehmer bereits im voraus eine Be-
schäftigung für Personen arrangiert hat-
ten, die sie anschließend als Teilnehmer
für ihre staatlich geförderten Ausbildungs-
programmen aufnahmen: die Prämie für
eine erfolgreiche “Vermittlung” teilten sie
sich anschließend mit den Arbeitgebern.
Die oben genannten Leistungsindikatoren
können auch die aufrichtigsten Anbieter
dazu verführen, die jeweils kostengünstig-
sten anstelle der bestgeeigneten Aus-
bildungsmaßnahmen durchzuführen
(etwa Einzelhandelsausbildung an Stelle
von beispielsweise Maschinenbau) und
die niedrigsten anstelle der höchsten
Qualifikationen anzubieten (weil diese mit
größter Wahrscheinlichkeit höhere Er-
folgsraten aufweisen). Wenn Ausbildern
die Auswahl ihrer Auszubildenden über-
lassen wird, besteht die Gefahr des
“Absahnens” - d.h. es werden diejenigen
Personen ausgewählt, die aufgrund von
Alter, Geschlecht, ethnischer Zugehörig-
keit, Bildung, bisheriger Berufserfahrung
oder Motivation am ehesten geeignet sind,
eine Beschäftigung zu finden (Anderson,
Burkhauser and Raymond 1993). Da vie-
le dieser Auszubildenden nach einer ge-
wissen Zeit sowieso einen Arbeitsplatz
gefunden hätten, ist die mit der Ausbil-
dung erzielte “Wertschöpfung” möglicher-
weise begrenzt - und die Aussichten für
den harten Kern der schwer vermittel-
baren Arbeitslosen sind bei jeder Bewer-
bung noch schlechter.

❏ Zweitens ist bekannt, daß staatlich
geförderte Programme beträchtliche Dis-
placement-Effekte nach sich ziehen. Dazu
zählt der Beschäftigungsrückgang bei be-
stimmten Gruppen von Arbeitnehmern,
wenn die Beschäftigungsaussichten für
andere Gruppen sich verbessern. Es wur-
de z.B. darauf hingewiesen, daß Um-
schulungsmaßnahmen für Langzeitarbeits-
lose in Ostdeutschland lediglich eine Rei-
he von Langzeitarbeitslosen auf Arbeits-
plätze vorbereiten, die andernfalls mit
Kurzzeitarbeitslosen besetzt worden wä-
ren; diese werden nun ihrerseits zu Lang-
zeitarbeitslosen, und der Nettobeschäfti-
gungszuwachs ist gering (Lange 1993).
Untersuchungen des Youth Training
Scheme (inzwischen umbenannt in Youth
Training) im Vereinigten Königreich er-
gaben ebenfalls hohe Displacement-Quo-

Ganz gleich, welche Vorbe-
halte Regierungen gegen
andere Interventionen in
das Ausbildungswesen he-
gen, den Argumenten zu-
gunsten von Maßnahmen
zur Verbesserung der
Beschäftigungsaussichten
von Arbeitslosen kann man
nur schwer widerstehen.
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ten (Deakin und Pratten 1987; Chapman
und Tooze 1987; Begg, Blake und Deakin
1991; OECD 1993 Kapitel 3). Es muß deut-
lich unterstrichen werden, daß der Ge-
samtnutzen eines Programms nicht ein-
fach daran gemessen werden kann, wie-
viele Teilnehmer anschließend einen Ar-
beitsplatz finden.

❏ Hieraus folgt ein dritter Punkt, der die
makroökonomische Auswirkung von Um-
schulungsmaßnahmen für Arbeitslose be-
trifft. Dieser Aspekt ist weitaus kom-
plizierter, als auf den ersten Blick anzu-
nehmen wäre. In dem Maße, wie Ausbil-
dungsprogramme die Relation zwischen
Arbeitssuchenden und freien Stellen oder
die Effizienz der Suche auf dem Arbeits-
markt verbessert, ist von einem Anstieg
der Gesamtbeschäftigungszahl auszuge-
hen. Allerdings hat eine allgemeine
Verfügbarkeit solcher Programme (wobei
die zuvor arbeitslosen Teilnehmer in der
Regel höhere Zuschüsse oder Zahlungen
erhalten, als ihnen eigentlich zuständen)
u.a. zur Folge, daß die gegenwärtig Be-
schäftigten die Kosten der Arbeitslosig-
keit für geringer halten, als sie tatsäch-
lich sind. Dies kann zu einer geringeren
Zurückhaltung bei den Lohnforderungen
seitens der Gewerkschaften, zu höheren
Löhnen und infolgedessen zu geringerer
Beschäftigung führen. Diese Gefahr ist um
so größer, je ungenauer Ausbildungspro-
gramme ausgerichtet sind und je höher
die Zuschüsse für die Teilnehmer ausfal-
len. Schweden zählt zu den Ländern, in
denen Umschulungsmöglichkeiten nahe-
zu jedermann offenstanden und mit groß-
zügigen Zuschüssen unterstützt wurden.
Empirische Untersuchungen von Lars
Calmfors und verschiedenen Mitarbeitern
(Calmfors 1994; Calmfors und Forslund
1991; Calmfors und Skedinger 1995;
Calmfors und Lang 1995) zeigen, daß die-
se Politik womöglich in keiner Weise zu
der beabsichtigten Reduzierung der
Gesamtarbeitslosigkeit beigetragen hat.

Allerdings ist es schwierig, die politischen
Folgerungen dieses letztgenannten Punk-
tes konsequent durchzuführen. Der Vor-
schlag scheint darin zu bestehen, daß
ausschließlich Langzeitarbeitslose für
Umschulungsmaßnahmen in Betracht
kommen sollten. Dieser Ansatz mag zu-
treffen, wenn eine Senkung der Gesamt-
arbeitslosigkeit durch die Herbeiführung
einer umfassenderen Zurückhaltung bei

den Lohnforderungen im Vordergrund
steht .  Aus der Sicht der einzelnen
Arbeitnehmer, die ihren Arbeitsplatz ver-
lieren, ist jedoch eine möglichst rasche
Teilnahme an einer erfolgreichen Um-
schulungsmaßnahme sinnvoll. Je länger
sie warten müssen, bis sie Anspruch auf
die Teilnahme an einem solchen Pro-
gramm haben, umso geringer ist ihre
Chance, einen Arbeitsplatz zu finden.
Darüber hinaus bedeutet eine konsequen-
te Zuteilung der Umschulungsmaßnahmen
an Langzeitarbeitslose, daß solche Pro-
gramme sich mehr und mehr zu “Ghet-
tos” für auf dem Arbeitsmarkt nicht
vermittelbare Personen entwickeln, auf
die Arbeitgeber nicht zurückgreifen wol-
len. Eine solche Einstellungspraxis könn-
te in diesem Fall die Misere der Lang-
zeitarbeitslosen sogar noch verschlim-
mern. Ein schmerzloses Heilmittel für die
Unzulänglichkeiten von Umschulungs-
programmen ist mit dieser Maßnahme
sicherlich nicht gegeben.

Schlußfolgerung

In diesem Artikel wurden viele Annah-
men, die in der aktuellen Ausbildungs-
debatte in der EU zugrundegelegt wer-
den, kritisch untersucht. Es wurde argu-
mentiert, daß Marktversagen möglicher-
weise kein weitverbreitetes Phänomen ist
und infolgedessen weniger Spielraum für
wirkungsvolle staatliche Interventionen
zur Verfügung steht, als von mancher Seite
behauptet wird. Darüber hinaus wurde
wiederholt darauf verwiesen, daß selbst
in Fällen, in denen staatliches Eingreifen
plausibel erscheint, die tatsächlich von
den europäischen Regierungen verfolgten
Politiken gegenteilige Nebenwirkungen
mit sich bringen können. Selbst wenn sie
auf den ersten Blick erfolgreich zu sein
scheinen (z.B. bei der Vermittlung von
Umschülern) können ihre Gesamtaus-
wirkungen auf den Arbeitsmarkt weitaus
ernüchternder ausfallen. Eine weitere
Schlußfolgerung ist vielleicht, daß staatli-
che Ausbildungspolitik nicht von ande-
ren Gesichtspunkten der Arbeitsmarkt-
politik getrennt werden kann - ins-
besondere dann nicht, wenn wir versu-
chen, Programme zu entwickeln, die die
Stellung von Langzeitarbeitslosen oder die
Zugangsmöglichkeiten für benachteiligte
Gruppen verbessern sollen. Es sollte stets

Die tatsächlich von den eu-
ropäischen Regierungen
verfolgten Politiken können
gegenteilige Nebenwirkun-
gen mit sich bringen.
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berücksichtigt werden, daß Wohlfahrts-
systeme, Mindestlöhne und Sicherung des
Arbeitsplatzes sowie Arbeitgeber-Arbeit-
nehmer-Institutionen Auswirkungen auf
die Anreize für die Bereitstellung von
Ausbildung haben.

Das CEDEFOP spielt eine wichtige Rolle
bei der Dokumentation von Ausbil-
dungssystemen in der EU und bei der
Verbreitung von Informationen über
politische Initiativen. Diese Aufgabe muß
auch in Zukunft erfüllt werden, weil für
uns alle ein hoher Lernbedarf besteht und
weil wirtschaftliche Gesichtspunkte bei
der Erfassung von Informationen für eine

zentrale Institution dieser Art sprechen.
Aber bei der Förderung des Ausbil-
dungsinteresses in den Mitgliedsstaaten
sollte das CEDEFOP nicht den Fehler be-
gehen, staatliche Lösungen für Aus-
bildungsprobleme vorbehaltslos zu befür-
worten, oder davon ausgehen, daß
Regierungen stets besser wissen, welche
Maßnahmen notwendig sind, als die
Privatwirtschaft. Ein gewisses Maß an
staatlichen Eingriffen in die Ausbildungs-
politik ist vielleicht unvermeidbar und
wünschenswert; dies sollte jedoch eine
nüchterne und objektive Bewertung ge-
genwärtiger und zukünftiger Initiativen
nicht ausschließen.
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Ein gewisses Maß an staat-
lichen Eingriffen in die Aus-
bildungspolitik ist vielleicht
unvermeidbar und wün-
schenswert; dies sollte je-
doch eine nüchterne und
objektive Bewertung gegen-
wärtiger und zukünftiger
Initiativen sollten sie je-
doch nicht ausschließen.
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Berufliche Qualifizierung soll die Voraus-
setzung für eine zukunftssichere und zu-
friedenstellende Erwerbstätigkeit sichern
- so heißt es im Forschungsschwerpunkt
„Integration und Reintegration in das Er-
werbsleben“ des Bundesinstituts für Be-
rufsbildung (BIBB). Dazu gehört, daß ver-
änderten beruflichen Anforderungen in
der Aus- und Weiterbildung Rechnung ge-
tragen wird und Qualifikationen vermit-
telt werden, die langfristig verwertbar
sind. Dafür gilt es, finanzielle staatliche
Förderprogramme und geeignete curricu-
lare Materialien für die Berufsbildungs-
praxis bereitzustellen sowie Angebote für
die Qualifizierung des Ausbildungs-
personals zu unterbreiten.

Förderung benachteiligter
Jugendlicher nach § 40 c
Arbeitsförderungsgesetz
(AFG)

Auszubildende mit schulischen Defiziten
und/oder sozialen Problemen bedürfen
für die Aufnahme, Fortsetzung sowie den
erfolgreichen Abschluß einer Berufsaus-
bildung besonderer Unterstützung. Dies
geschieht in Deutschland im Rahmen von
§ 40c AFG durch die Förderung der be-
trieblichen Ausbildung mit ausbildungs-
begleitenden Hilfen und die Berufsaus-
bildung in außerbetrieblichen Einrichtun-
gen.

Mit der Einfügung des § 40c Abs. 2a in
das Arbeitsförderungsgesetz ist ab 1994
die Möglichkeit eröffnet worden, für Ab-
solventen von außerbetrieblichen Aus-
bildungsmaßnahmen nach § 40c Abs. 2

Berufliche
Qualifizierung
von „lernschwachen“
jungen Menschen
in Deutschland

Es besteht ein enger Zusam-
menhang zwischen den

1. jungen Erwachsenen
ohne Ausbildung, die in der
Vergangenheit ohne beruf-
liche Qualifikation geblie-
ben sind, und

2. den benachteiligten Ju-
gendlichen, die als Schulab-
gänger bereits mit dem Pro-
blem konfrontiert sind,
möglicherweise ein Leben
ohne Beruf vor sich zu ha-
ben.

Beiden Gruppen müssen be-
sonderes Augenmerk und
besondere Förderung gel-
ten. Die jungen Erwachse-
nen ohne Ausbildung kön-
nen durch “Lernen im Ar-
beitsprozeß als besonderes
Element einer nachgehol-
ten Berufsausbildung” wohl
am wirkungsvollsten zu ei-
ner beruflichen Qualifikati-
on geführt werden. Hinge-
gen müssen für die Schulab-
gänger, die in der Gefahr
sind, “benachteiligte Ju-
gendliche” zu werden, bes-
sere präventive Berufsbil-
dungsmaßnahmen entwik-
kelt werden.

Helmut Pütz
Ständiger Vertreter

des Präsidenten und
Leiter des Forschungs-
bereichs des Bundes-

instituts für Berufsbil-
dung, Berlin. Vorher
Leiter des Grundsatzreferats

Berufsbildung im Bundesmi-
nisterium für Bildung, Wis-

senschaft, Forschung und
Technologie, Bonn.

AFG sozialpädagogische Hilfen weiterzu-
gewähren, wenn dies zur Begründung
oder zur Festigung eines Arbeitsverhält-
nisses notwendig ist. Die Neuregelung
zielt darauf ab, durch weitere Gewährung
von im Einzelfall notwendigen Hilfen Hin-
dernisse beim Übergang benachteiligter
Jugendlicher von der Ausbildung in außer-
betrieblichen Einrichtungen in Beschäfti-
gung abzubauen. Sie soll dem Risiko von
Arbeitslosigkeit und den damit einherge-
henden Beeinträchtigungen der berufli-
chen und persönlichen Entwicklung ent-
gegenwirken, die bei einem Teil der be-
nachteiligten Jugendlichen auch nach ei-
nem erfolgreichen Ausbildungsabschluß
eintreten können.

Aufgabe beruflicher Bil-
dung: Integration

Unter „Integration“ wird hier ein Prozeß
bzw. Zustand verstanden, der „Zugang zu
den Statuslinien der Gesellschaft“ eröff-
net. In einer sich wandelnden und offe-
nen Gesellschaft wird das Integrations-
problem als solches überhaupt nie gelöst
werden. So wie sich die „Statuslinien* der
Gesellschaft“ ändern, verändern sich auch
die Zutrittsmöglichkeiten zu diesen. Fra-
gen zu Integration und Reintegration in
das Erwerbsleben lassen sich daher grund-
sätzlich einteilen nach

❏ der „Stelle“, an der der Zutritt zu den
Statuslinien unterbrochen ist (z.B. 1.
Schwelle: Übergang Schule - Ausbildung,
2. Schwelle: Ausbildung - Berufstätigkeit,
Familienpause),

❏ nach den Gruppen, die von der Un-
terbrechung betroffen sind,

* Statuslinien: höhere gesellschaftlich
anerkannte Positionen.
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❏ nach den Ursachen der Unterbre-
chung,

❏ und nach den Maßnahmen und Kon-
zepten zur Heilung dieser Störung.

Grundsätzlich gilt, daß jede Unterbre-
chung das Grundrecht auf freie Entfaltung
der Persönlichkeit (und weitere Grund-
rechte) tangier t  sowie Begabungs-
potentiale vergeudet. Insbesondere in ei-
nem Land wie Deutschland, das arm an
Primärgütern ist, wird Qualifizierung der
Menschen zur wichtigsten Chance auf
Wohlstand und damit zum Gegenstand
von Politik und auch von Forschung.

---Tabelle 1---
Ein Aspekt leitet sich ab aus der Erfah-
rung des Bundesinstituts für Berufsbil-
dung, daß die Integrations/Reintegra-
tionsleistung des Berufsbildungssystems
Restriktionen unterliegt, wenn es nicht
gelingt, durch eine stärkere Differenzie-
rung von Ausbildungsangeboten den un-
terschiedlichen Qualifizierungsvorausset-
zungen und -bedürfnissen der Adressa-
ten nachzukommen. In unserer Arbeit
wird verstärkt die Frage aufgegriffen, wie
durch mehr Flexibilität und Differenzie-
rung in den Ausbildungsformen auch Per-
sonengruppen erreicht werden können,
die bisher ohne Ausbildung blieben.

-Tabelle2-
Die Annahme, auch bei Entspannung auf
dem Ausbildungsstellenmarkt werde es für
viele Jugendliche, insbesondere Jugend-
liche ohne Hauptschulabschluß oder aus
der Sonderschule, weiterhin Schwierigkei-
ten beim Übergang von der Schule in eine
betriebliche Ausbildung (1. Schwelle)
geben, wurde bestätigt. Auch die Proble-
me des Übergangs von der Berufsausbil-
dung in das Erwerbsleben (2. Schwelle)
sind keineswegs gegenstandslos gewor-
den. Sie sind zwar in den westdeutschen
Ländern nicht so dramatisch wie Anfang
der 80er Jahre, zumindest nicht unter
quantitativem Aspekt, was qualitative Brü-
che zwischen Ausbildung und Beschäfti-
gung nicht ausschließt. Dafür stellen sich
diese Probleme in den ostdeutschen Bun-
desländern in besonderer Schärfe.

Fragen der Attraktivität und Qualität der
Berufsausbildung nehmen heute und in
den kommenden Jahren an Bedeutung zu.
Die Qualität des Dualen Systems bemißt
sich auch an seiner Fähigkeit, benachtei-
ligte Jugendliche zu integrieren. Eine dau-

erhafte berufliche Eingliederung setzt
voraus, daß in der Ausbildung neue be-
rufliche Anforderungen aufgegriffen wer-
den. Vorreiter auf diesem Gebiet sind ins-
besondere die neugeordneten Ausbil-
dungsberufe. Von der Ausbildung in die-
sen Berufen dürfen benachteiligte Jugend-
liche nicht ausgeschlossen werden. Denn
dies würde bedeuten, daß ganze Berufs-
felder im kaufmännischen und gewerb-
lich-technischen Bereich für die Ausbil-
dung dieser Personengruppe nicht zur
Verfügung stünden und auf diesem Weg
die Integrationschancen dieser Jugendli-
chen langfristig geschmälert würden. Die
Ausbildung benachteiligter Jugendlicher
in anspruchsvollen Berufen ist weniger
ein Problem dieser Personengruppen als
vielmehr eine Herausforderung an die Ent-
wicklung geeigneter Qualifizierungs-
konzepte.

Ebenso sind die Probleme der beruflichen
Eingliederung oder Wiedereingliederung
mittels Fortbildung, Umschulung, Weiter-
bildung trotz vielfältiger Aktivitäten auf
diesem Feld noch längst nicht befriedi-
gend gelöst, vielmehr aufgrund hoher Ar-
beitslosigkeit und des Zuzugs von Aus-
und Übersiedlern noch vielschichtiger
geworden. Insbesondere verschärfen sich
die Beschäftigungsrisiken derjenigen, die
in den Jahren des Lehrstellenmangels
ohne Ausbildung blieben. Diese jungen
Erwachsenen im Alter von 18 - 25 Jahren
sind infolge des tendenziellen Rückgangs
der Arbeitsplätze für „Nicht Formal Qua-
lifizierte“ (NFQ) verstärkt von Arbeitslo-
sigkeit bedroht. Im Blick auf die Situati-
on in den ostdeutschen Ländern ist fest-
zustellen, daß die Disparitäten dort noch
weit stärker in Erscheinung treten, in die-
sem Falle unter dem Vorzeichen einer

“(…) in (…) Deutschland,
(…) wird Qualifizierung
der Menschen zur wichtig-
sten Chance auf Wohlstand
und damit zum Gegenstand
von Politik und auch von
Forschung.

“In unserer Arbeit wird ver-
stärkt die Frage aufgegrif-
fen, wie durch mehr Flexi-
bilität und Differenzierung
in den Ausbildungsformen
auch Personengruppen er-
reicht werden können, die
bisher ohne Ausbildung
blieben.”

Tabelle 1:

Das Problem/Die Größenordnung

In Deutschland:
insgesamt ohne berufliche Qualifikation (pro Jahr)
= rd. 13 % eines Altersjahrgangs = rd. 130.000

davon (geschätzt):
❏ benachteiligte junge Menschen = rd. 90.000

- Jugendliche ohne Ausbildungsbeginn (rd. 60.000)
- Abbrecher aus Dualem System (rd. 30.000)

❏ schwer Ausbildbare = rd. 20.000
❏ Abbrecher aus Hochschulen = rd. 20.000
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Wirtschaftsstruktur, die durch erhebliche
quantitative Abbauprozesse einerseits,
qualitative Umstrukturierungen anderer-
seits gekennzeichnet ist.

Fördermaßnahmen: Teil-
nehmerzahlen und Auf-
wendungen

Im Rahmen der Förderung der Berufsaus-
bildung von benachteiligten Auszubilden-
den (§40c AFG) wurden 1994 in den al-
ten Ländern Maßnahmen für rund 49200
neu eingetretene Personen (1993: 53200)
unterstützt. Mädchen und junge Frauen
waren mit 34% (1993: 32%) beteiligt.
42800 Auszubildende erhielten aus-
bildungsbegleitende Hilfen, 6400 began-
nen eine Berufsausbildung in einer
außerbetrieblichen Einrichtung. 22% der
geförderten Personen (10900) waren aus-
ländische Jugendliche und junge Erwach-
sene. Bei den ausbildungsbegleitenden
Hilfen belief sich die Beteiligung der Aus-
länder auf 21% (9000), bei der Ausbildung
in außerbetrieblichen Einrichtungen auf
29% (1900).

3300 Teilnehmer haben 1994 in den alten
Ländern die Ausbildung in einer überbe-
trieblichen Einrichtung abgeschlossen,
darunter 3000 mit bestandener Abschluß-
prüfung. In den neuen Ländern wurden
1994 Maßnahmen für rund 19 100 neu
eingetretene Personen (1993: 15100) un-
terstützt. Mädchen und junge Frauen wa-
ren mit 29% beteiligt (1993: 33%). 1994
erhielten 10200 Jugendliche ausbildungs-
begleitende Hilfen (1993: 8800), und 8900
Jugendliche begannen eine Berufsausbil-
dung in außerbetrieblichen Einrichtungen
(1993: 6300).

Der finanzielle Aufwand für die Förde-
rung der Berufsausbildung benachteilig-
ter Auszubildender nach §40c AFG belief
sich 1993 auf 845 Mio. DM (1992: 660 Mio.
DM).

Neben dem Förderungsinstrumentarium
nach den § 40-40 c (Abs. 1-3) AFG gab es
für eine Übergangszeit bis 1992/93 in den
neuen Ländern die Förderung der Berufs-
ausbildung in außerbetrieblichen Einrich-
tungen nach § 40 c Abs. 4 des AFG/DDR
vom 22. Juni 1990. Ende Dezember 1994
nahmen noch rund 14400 Jugendliche, die

Tabelle 2:

Staatliche Leistungen für benachteiligte Jugendliche zielen darauf ab, Auszubildenden, die aufgrund schulischer Defizite oder
sozialer Schwierigkeiten besonderer Hilfe bedürfen, durch ausbildungsbegleitende Hilfen oder Berufsausbildung in einer
außerbetrieblichen Einrichtung die Aufnahme, Fortsetzung sowie den erfolgreichen Abschluß einer Berufsausbildung zu er-
möglichen. Die Maßnahmen sollen die besondere Situation der Auszubildenden berücksichtigen. Dies geschieht vor allem
durch Angebote von Fördermaßnahmen zum Abbau von Sprach- und Bildungsdefiziten sowie durch eine sozialpädagogische
Betreuung. Ausbildungsbegleitende Hilfen haben Vorrang.

Förderungsfähiger Personenkreis

Die Bundesanstalt für Arbeit kann Leistungen für die Förderung der Berufsausbildung folgender Personenkreise gewähren,
wenn ohne die Förderung eine Ausbildungsstelle nicht vermittelt werden kann oder ein Abbruch der Ausbildung droht:

1. ausländische Auszubildende,
2. lernbeeinträchtigte deutsche Auszubildende, insbesondere Hauptschulabgänger ohne Abschluß und Abgänger aus Schulen

für Lernbehinderte (Sonderschulen),
3. sozial benachteiligte deutsche Auszubildende unabhängig von dem erreichten allgemeinbildenden Schulabschluß, insbe-

sondere
❏ Jugendliche, die nach Feststellung des Psychologischen Dienstes verhaltensgestört sind,
❏ Legastheniker,
❏ Jugendliche, für die Hilfe zur Erziehung im Sinne des Kinder- und Jugendhilfegesetzes (KJHG) geleistet worden ist oder

wird, soweit sie nicht aus diesen Gründen in einem Heim ausgebildet werden,
❏ ehemals drogenabhängige Jugendliche,
❏ strafentlassene Jugendliche,
❏ junge Strafgefangene, wenn durch die Maßnahme eine Berufsausbildung ermöglicht wird, deren Fortsetzung einer

Berufsausbildung strafmindernd wirkt oder zu einer Strafaussetzung zur Bewährung führt,
❏ sowie jugendliche Spätaussiedler mit Sprachschwierigkeiten.

4. Auszubildende, deren betriebliche Ausbildung gemessen an den bisherigen Erkenntnissen über den Ausbildungsverlauf
oder aufgrund sozialer Schwierigkeiten ohne Gewährung von ausbildungsbegleitenden Hilfen zu scheitern droht.
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auf Grund der Lage auf dem Ausbildungs-
markt keine betriebliche Ausbildungsstelle
gefunden oder ihren Ausbildungsplatz
wegen Konkurses oder Betriebsstillegung
verloren hatten, an einer außerbetrieb-
lichen Ausbildung nach §40c Abs. 4 AFG/
DDR teil.

Ansatzpunkte in der Praxis

Zur beruflichen Eingliederung Jugendli-
cher sind in den vergangenen Jahren be-
reits Lösungswege entwickelt und in die
Praxis umgesetzt worden. Berufsvor-
bereitende Maßnahmen, Ausbildung in
außerbetrieblichen Einrichtungen, aus-
bildungsbegleitende Hilfen kennzeichnen
die Ansatzpunkte, die in ihrer Grundstruk-
tur weitgehend konsolidiert sind. Insofern
steht nicht mehr die Integration als Pro-
blem an sich im Vordergrund der Betrach-
tung, sondern die Frage der curricularen
Ausgestaltung und Weiterentwicklung. Sie
gewinnt insofern noch an Bedeutung, als
insbesondere die Ausbildung in außer-
betrieblichen Ausbildungsstätten in den
ostdeutschen Ländern größere Verbreitung
findet und dort nicht nur vorrangig sog.
benachteiligte Jugendliche, sondern alle,
die keinen betrieblichen Ausbildungsplatz
finden, unabhängig von der erreichten
Schulbildung aufgenommen werden müs-
sen. Das bedeutet, Untersuchungen ver-
stärkt auf die Frage zu richten, auf wel-
che Weise der notwendige Realitätsbezug
der praktischen Arbeit gewährleistet wer-
den kann. Dazu gehört auch, sicherzu-
stellen, daß die Ausbildung in zukunfts-
sicheren Berufen durchgeführt wird. Fer-
ner erhält die Notwendigkeit der inneren
Differenzierung ein noch größeres Ge-
wicht als bisher - ein Aspekt, der in jüng-
ster Zeit ohnehin zu einer Forderung ge-
worden ist, die für die Berufsausbildung
generell erhoben wird.

Prinzip der Differenzierung

Die Bewährung und Weiterentwicklung
des Dualen Systems hängt nicht zuletzt
davon ab, inwieweit es gelingt, der He-
terogenität der Jugendlichen Rechnung
zu tragen. Es geht also auf der einen Seite
um die berufliche Integration von jun-
gen Menschen, die aufgrund von Behin-
derungen oder Benachteiligungen nur
schwer in Ausbildung und Beruf zu inte-

grieren sind, und auf der anderen Seite
um diejenigen, die nur durch eine höhe-
re Bewertung der Fachkräftetätigkeit und
klare Berufsperspektiven für eine duale
Ausbildung zu gewinnen wären. Hier
bietet sich das Prinzip der inneren Dif-
ferenzierung an. Innere Differenzierung
ist nicht zu verwechseln mit einer Diffe-
renzierung des Abschlußniveaus (z.B.
„Einfach-Ausbildungsgänge“ für Benach-
teiligte). Gemeint ist eine Differenzierung
in den Ausbildungsinhalten und -formen,
den Lehr- und Lernmethoden unter Wah-
rung eines für alle gemeinsamen Mindest-
standards mit dem Ziel der bestmögli-
chen individuellen Förderung, weshalb
dieser Sachverhal t  eher als Indivi-
dualisierung zu bezeichnen wäre (z.B.
Angebote zum Ausgleich von Defiziten
einerseits, zum Erwerb zusätzlicher Qua-
lifikationen andererseits). Die Forderung
nach Individualisierung kann sich kon-
sequenterweise nicht nur auf die betrieb-
liche Seite beschränken; auch die Berufs-
schule hat hier einen wesentlichen Bei-
trag zu leisten. Wie die Individua-
lisierung/Binnendifferenzierung durch
gezielte Angebote an den verschiedenen
Lernorten gestaltet werden soll, ist eine
wesentliche Fragestellung in diesem Zu-
sammenhang. Das Prinzip der Differen-
zierung sollte gleichermaßen angewen-
det werden auf Konzepte und Maßnah-
men zur Nachqualifizierung von arbeits-
losen, bzw. von Arbeitslosigkeit bedroh-
ten jungen Erwachsenen ohne Berufsab-
schluß. Nach den bisher vorliegenden Er-
kenntnissen zur Situation dieses Perso-
nenkreises ist hier die Verbindung von
Arbeiten und Lernen sowie eine geglie-
derte Stufenfolge von Qualifizierungs-
bausteinen anzustreben.

Es besteht ein enger Zusammenhang zwi-
schen den jungen Erwachsenen ohne Aus-
bildung, die in der Vergangenheit ohne
berufliche Qualifikation geblieben sind,
und den benachteiligten Jugendlichen, die
als Schulabgänger bereits mit dem Problem
konfrontiert sind, möglicherweise ein Le-
ben ohne Beruf und soziale Sicherheit vor
sich zu haben. Beiden Gruppen müssen
besonderes Augenmerk und besondere
Förderung gelten. Während die jungen
Erwachsenen ohne Ausbildung durch „Ler-
nen im Arbeitsprozeß als besonderes Ele-
ment einer nachgeholten Berufsausbil-
dung“ wohl am wirkungsvollsten zu einer
beruflichen Qualifikation geführt werden

Im Vordergrund der Dis-
kussion und Betrachtung
steht nicht mehr die Inte-
gration der Personen als
Problem, sondern die Fra-
ge der curricularen Ausge-
staltung und Weiterentwick-
lung.

“Die Bewährung und Wei-
terentwicklung des Dualen
Systems hängt nicht zuletzt
davon ab, inwieweit es ge-
lingt, der Heterogenität der
Jugendlichen Rechnung zu
tragen.”

“Die Forderung nach
Individualisierung kann
sich konsequenterweise
nicht nur auf die betriebli-
che Seite beschränken;
auch die Berufsschule hat
hier einen wesentlichen Bei-
trag zu leisten.”
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können, müssen für die Schulabgänger, die
in der Gefahr sind, „benachteiligte Jugend-
liche“ zu werden, bessere präventive
Berufsbildungsmaßnahmen entwickelt
werden, damit sie erst gar nicht zu drop
outs werden.

Förderung der Berufsaus-
bildung von benachteilig-
ten Auszubildenden 1991
bis 1994

-Tabelle 3-
Die Probleme der beruflichen Qualifizie-
rung beider Zielgruppen sind durchaus
ähnlich. Die Maßnahmen für beide kön-
nen und müssen sich ergänzen. Je mehr

es gelingt, mit gezielten Berufsbildungs-
maßnahmen und sozialpädagogischer
Förderung die Gruppe der benachteilig-
ten Jugendlichen zu verkleinern, um so
weniger quantitativ und qualitativ gravie-
rend sind die Probleme, die Gesellschaft
und Staat in Deutschland mit jungen Er-
wachsenen ohne Ausbildung haben.

Die vielfältigen Diskussionen in der Öf-
fentlichkeit zeigen, daß das allgemeine
Problembewußtsein im Hinblick auf die
Nachqualifizierungsziele der jungen Er-
wachsenen ohne Ausbildung bereits groß
ist und das Interesse an konkreten Kon-
zepten zur Lösung weiter wächst. Die För-
derung von benachteiligten Jugendlichen,
also des jüngeren Teils der großen
Problemgruppe ohne berufliche Qualifika-

Je mehr es gelingt, (…) die
Gruppe der benachteiligten
Jugendlichen zu verklei-
nern, um so weniger (…)
gravierend sind die Proble-
me, die Gesellschaft und
Staat in Deutschland mit
jungen Erwachsenen ohne
Ausbildung haben.

1992

52 300

6 600

45 700

-

68 900

15 300

53 600

-

582

1993

53 200

6 700

46 500

-

77 400

16 700

60 700

-

672

Neue LänderAlte Länder

Zugang im Berichts-
jahr

Davon:
in überbetriebli-
chen Einrichtungen

Ausbildungs-
begleitende Hilfen

Außerdem:
Maßnahmen gemäß
§40 Abs. 4 AFG/DDR

Bestand am Ende des
Berichtsjahrs

Davon:
In überbetrieblichen
Einrichtungen

Ausbildungs-
begleitende Hilfen

Außerdem
Maßnahmen gemäß
§40c Abs. 4 AFG/DDR

Aufwendungen
in Mio. DM

1991

51 200

5 700

45 500

-

56 100

14 500

41 600

-

500

1994

49 200

6 400

42 800

-

74 700

16 000

58 700

-

703

1991

4 200

3 100

1 100

32 000

-

-

-

-

-

1992

9 100

3 700

5 400

15 200

-

-

-

-

660

1993

15 100

6 300

8 800

1 700

17 300

10 800

6 500

30 400

845

1994

19 100

8 900

10 200

-

23 500

15 800

7 700

14 400

703

Quelle: Bundesanstalt für Arbeit

Tabelle 3: Geförderte benachteiligte Jugendliche
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tion, wird häufig in Deutschland unter dem
Aspekt der Ausschöpfung des Fachkräfte-
potentials und des Fachkräftemangels in
der Wirtschaft beurteilt. Dieser Ansatz zielt
viel zu kurz. Im Hinblick auf die humane
Komponente und auch auf die Sozialkosten
ist bei der Verbesserung der Maßnahmen
zur Förderung der beruflichen Bildung von
benachteiligten Jugendlichen die individu-
elle und soziale Komponente in den Vor-
dergrund zu stellen.

Trotz der Fülle von Einzeluntersuchungen
und Einzelmaßnahmen fehlt bis heute ein
zusammenhängendes Konzept zur Lösung
der Aufgabe. Bis heute stehen sich im
wesentlichen zwei kontroverse Konzep-
tionen gegenüber:

❏ Die eine strebt die Lösung des Pro-
blems durch eine fortschreitende Verbes-
serung und Perfektionierung des Förderin-
strumentariums für benachteiligte Jugend-
liche innerhalb der Grenzen des Systems
der bestehenden Ausbildungsberufe und
-kriterien des deutschen Berufsbildungs-
gesetzes an.

❏ Die andere Konzeption, die vorrangig
von der Bundesregierung propagiert wird,
will die Schaffung neuer und spezieller
Ausbildungsberufe, die auch für benach-
teiligte Jugendliche besonders geeignet
sind, ebenfalls im Rahmen des Berufsbil-
dungsgesetzes. Diese Berufe sollen stär-
ker als die regulären Ausbildungs-
ordnungen auf die praktischen Fähigkei-
ten der benachteiligten Jugendlichen aus-
gerichtet sein, müßten also natürlicherwei-
se in ihren Theorieanteilen gemindert und
gegebenenfalls zeitlich verkürzt sein.

Qualifizierung lern-
schwacher Jugendlicher

Alle für die Berufsausbildung von benach-
teiligten Jugendlichen Verantwortlichen
und an ihr Beteiligten erkennen gemein-
sam an, daß in der Vergangenheit bereits
erhebliche Anstrengungen unternommen
wurden, um den bildungspolitischen
Grundsatz zu verwirklichen, allen Jugend-
lichen eine qualifizierte und anerkannte
Berufsausbildung zu vermitteln. Die Aus-
wirkungen der Ausbildungslosigkeit für
die betroffenen Jugendlichen sowie die
damit verbundenen beschäftigungs-

politischen, sozialpolitischen und volks-
wirtschaftl ichen Risiken werden als
schwerwiegend betrachtet. Angesichts des
weiter rückläufigen Bedarfs an un- und
angelernten Arbeitskräften werden sich
diese Probleme und Auswirkungen ohne
gegensteuernde Fördermaßnahmen noch
verschärfen. Deshalb ist unbestritten, daß
alle für die Berufsausbildung, insbeson-
dere von benachteiligten Jugendlichen,
Verantwortlichen ihre Maßnahmen fort-
führen und möglichst noch verstärken
müssen, um gerade diesen Jugendlichen
im Rahmen des Berufsbildungsgesetzes zu
einer Ausbildung in staatlich anerkann-
ten Ausbildungsberufen zu verhelfen.

Aus den berufsbildungspolitischen Argu-
menten zur Förderung der beruflichen
Qualifizierung lernschwacher Jugendli-
cher ergibt sich, daß ein minderer und
aufbauender Berufsbildungsabschluß bes-
ser ist als kein Abschluß, wenn nur auf
diese Weise benachteiligte Jugendliche in
das Berufsleben integriert bzw. reinte-
griert werden können. Aber nur für die-
sen Teil der Jugendlichen gilt es, zusätz-
liche Wege in das berufliche Ausbildungs-
system zu eröffnen. In diesem Zusammen-
hang wird auch vernünftigerweise ange-
regt, Theorieanteile in der Ausbildung und
in Prüfungen ersatzweise durch zusätzli-
che Praxisnachweise zu zertifizieren.

-Tabelle 4-
Ausbildungsberufe, die als nicht vollwer-
tig eingeschätzt werden, können ihre
Integrationsfunktion nur unzureichend
erfüllen. Es besteht die Gefahr, daß
theoriegeminderte Ausbildungsgänge die
berufliche Mobilität und Flexibilität der
Absolventen einschränken. Ausbildungs-
berufe, die sich nicht primär am Verwer-
tungsbedarf orientieren, sondern ziel-
gruppenbezogen konzipiert werden, ent-
halten das Risiko, für die Zielgruppe zur
Diskriminierung zu werden. Ausbildungs-
berufe mit theoriegemindertem Prüfungs-
anteil sind nur für die Gruppe von Ju-
gendlichen anzuwenden, die sonst völlig
ohne berufliches Zertifikat verbleiben

“Trotz der Fülle von Einzel-
untersuchungen und Ein-
zelmaßnahmen fehlt bis
heute ein zusammenhän-
gendes Konzept zur Lösung
der Aufgabe.”

Es ist unbestritten, daß alle
für die Berufsausbildung
Verantwortlichen ihre Maß-
nahmen besonders für die
benachteiligten Jugendli-
chen fortführen und mög-
lichst noch verstärken müs-
sen.

Tabelle 4: Prüfungen

➪ zusätzlich mündliche Prüfung zum Notenausgleich
➪ verlängerte Bearbeitungszeit für theoretische Prüfung
➪ erleichternde Formen der schriftlichen Prüfung
➪ Anerkennung der bestandenen praktischen Prüfung als Teilabschluß mit Zerti-

fikat bei nicht bestandener theoretischer Prüfung
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würden. Das Etikett eines niedriger zu
wertenden Berufsabschlusses ist in die-
sen Fällen der Stigmatisierung Ungelern-
ter vorzuziehen. Prioritär sind aber
Förderungsinstrumente, die lernschwache
Jugendliche umfassender innerhalb der
bestehenden Ausbildungsordnungen er-
folgreich ausbilden. Neue Ausbildungsbe-
rufe sollten nur in Bereichen zugelassen
werden, die mindestens eine ebenso gute
Zukunftschance auf dem Arbeitsmarkt
haben wie die Mehrzahl der anerkannten
Ausbildungsberufe.

Qualifizierung von Unge-
lernten

Die Kombination von Arbeit und Berufs-
ausbildung für den speziellen Personen-
kreis der 20- bis unter 30jährigen Unge-
lernten ist eine sinnvolle und notwendi-
ge Ergänzung zu den Aktivitäten, die im
präventiven Sinn auf eine Erhöhung der
Ausbildungsquote bei Jugendlichen abzie-
len. Ein Konzept zum Nachholen der Aus-
bildung für junge Erwachsene muß aus
zwei Gründen das Lernen über Arbeit in
den Vordergrund stellen.

1. Unter curricular-pädagogischen Ge-
sichtspunkten ist Lernen im Arbeitspro-
zeß für diesen Personenkreis in beson-
derer Weise geeignet, um einen Berufs-
abschluß zu erwerben, weil auf die indi-
viduellen Lernvoraussetzungen – die sich
oft als Ablehnung schulischer Lernformen
äußern – Rücksicht genommen wird.

2. Lernen im Arbeitsprozeß -Qualifizie-
rung unter Beibehaltung von Beschäfti-
gung- ist aber auch deshalb ein notwen-
diges Element einer nachgeholten Berufs-
ausbildung, weil die Lebensumstände jun-
ger Erwachsener, die mit 20 Jahren noch
keine Berufsausbildung begonnen oder
abgeschlossen haben und auch für eine
Umschulung nicht in Frage kommen, eine
Ausbildung wünschenswert erscheinen
lassen, die mit einem Arbeitsverhältnis
verbunden ist.

Kriterien der Qualifizierung

Dem hier vorgeschlagenen Qualifizie-
rungsansatz liegen demzufolge diese Kri-
terien zugrunde:

1. Erreichung eines anerkannten Aus-
bildungsabschlusses nach dem Berufsbil-
dungsgesetz/der Handwerksordnung

2. Zerlegung vorhandener Berufsbilder in
Teilqualifikationen/Module und Entwick-
lung erwachsenenspezifischer Curricula

3. Verknüpfung von arbeits-/auftrags-
bezogenem Lernen und Lehrgängen/Kur-
sen in Kooperation von Betrieben und
außer-/überbetrieblichen Trägern

4. Steigendes Vergütungsniveau mit Zu-
nahme der erworbenen Qualifikationen

5. Kontinuierliches Angebot an berufsbe-
gleitender Beratung.

Für den speziellen Perso-
nenkreis der 20- bis unter
30jährigen Ungelernten ist
die Kombination von Arbeit
und Berufsausbildung eine
sinnvolle und notwendige
Ergänzung.
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Ausbildung und lokale
Entwicklung
Ein Versuch der Zusammen-
arbeit im Ausbildungsbereich
zwischen verschiedenen Ak-
teuren an der Mittelmeerküste

Josep Vicent
Mascarell
Direktor der Berufsbildenden
Schule Dénia (E) und Leiter
des Zentrums für touristische
Entwicklung (CDT) der Auto-
nomen Gemeinschaft Valen-
cia

die Zahl allmählich auf mittlerweile ca.
1 500 Schüler im Schuljahr 1995/96 an.

55 % der Schülerschaft kommen aus den
Dörfern des Bezirks. Das Lehrangebot:
Fahrzeugtechnik, Elektrotechnik, Verwal-
tung, Sekretariat, Sport, Fremdenver-
kehrs-, Hotel- und Gaststättengewerbe.

Im Schuljahr 1986/87 wurde am IFP ein
fächerübergreifendes pädagogisches Ex-
periment durchgeführt: “Marina kennen-
lernen”. Nach der Methodik der Entdek-
kung arbeiteten wir Lehrer der Fächer
Spanisch, Erdkunde und Geschichte so-
wie etwa 100 Schüler aller Fachrichtun-

Global denken, lokal handeln

Der Rahmen, in dem die Bevölkerung Pro-
zesse des sozialen Dialogs und der Zu-
sammenarbeit erneuern kann, ist ihr cha-
rakteristisches Betätigungsgebiet. Für uns
ist dies der Bezirk Marina Alta. Er liegt im
Norden der Provinz Alicante in der Auto-
nomen Gemeinschaft Valencia und hat
nach den Angaben des Institut Valencià
d’Estadística von 1991 eine Bevölkerung
von 110 302 Einwohnern bei einer Bevöl-
kerungsdichte von 181,7 Einwohnern pro
Quadratkilometer. Die Verwaltung des
insgesamt 34 Ortschaften umfassenden
Bezirks hat ihren Sitz in Denia, einem
Städtchen mit 24 764 Einwohnern.

Marina Alta hat nie eine echte Industriali-
sierung erlebt, sondern nur ein gewisses
Wachstum in einzelnen Beschäftigungs-
zweigen. Seit den 60er Jahren ist eine Zu-
nahme des tertiären Sektors im Umfeld
des Fremdenverkehrs zu verzeichnen. Zur
Zeit handelt es sich um einen touristischen
Wirtschaftsraum.

Dieser Bezirk besitzt eigene soziologische
und menschliche Merkmale, die seine Kul-
tur, seine Werte und seine Mentalitäten
bestimmen.

Eine gute Frage ist besser als eine aus-
gezeichnete Antwort

Bis zum Schuljahr 1987/88 lag die Schü-
lerzahl des Insti tuto de Formación
Profesional (IFP, Berufsbildende Schule)
von Denia stets zwischen 200 und 400
Schülern. Von diesem Zeitpunkt an stieg

In diesem Artikel soll ausgehend von jenen unwiederholbaren und reich-
haltigen eigenen Erfahrungen veranschaulicht werden, wie man sich im
Bildungsbereich an der lokalen Entwicklung beteiligen kann. Es sind Er-
fahrungen, die oft lange und schmerzhafte Wege beschreiben und die von
zahlreichen, vielfach anonymen Autoren geschrieben wurden, die sich mit
Enthusiasmus und einer gewissen Treuherzigkeit darum bemühten, bei den
Organisationen, auf die sie angewiesen waren und die einbezogen werden
sollten, Ansätze von Sensibilität für die Anliegen des gesellschaftlichen
Umfelds zu wecken. Warum sollte man denn keine Synergieeffekte schaf-
fen, wo sich doch die Ziele beider Seiten sinnvoll ergänzten und zudem über-
all die Mittel knapp waren?
Die Sache schien einfach: Wenn die Organisationen nicht zusammenarbei-
ten, dann liegt es daran, daß die Menschen, die ihnen angehören, einander
nicht kennen.
Nach umfangreichen gemeinsamen Anstrengungen, bei denen man jeweils
von den Gegebenheiten und Erfahrungen des anderen ausging, gelang es,
zwischen uns eine produktive und menschliche Beziehung herzustellen.
Aber auch jetzt gibt es immer noch einige Organisationen, die von dem
Umfeld, in dem sie tätig sind, nichts wissen und sich ihm verschließen.
In diesen Erfahrungsberichten von Menschen und Institutionen soll her-
vorgehoben werden, daß die Menschen das Wichtigste sind; aber wie Jean
Monnet sagte, werden die Institutionen unverzichtbar, wenn man die Zeit
überdauern will.
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* Anmerkungen der Redaktion:

IFAPLAN: Institut für angewandte So-
zialforschung und -planung in Köln.
Durch sein Brüsseler Büro bot dieses
Institut eine Basis für das Büro zur
technischen Unterstützung des PE-
TRA-Programms,  se i t  1995 für
EUROPS (European Office Program-
me Support) (für das Büro zur tech-
nischen Unterstützung der Initiativen
ADAPT und EMPLOI).

EGB :  Al lgemeine Grundbi ldung
(Primar- und Sekundarstufe I)

BUP: Allgemeinbildender Sekundar-
bereich

Werkstattschule: Schulen zur Ausbil-
dung von Schülern, die in der Schule
gescheitert sind, durch Erfahrungen
mit der Arbeitswelt (Ausbildung “au-
ßerhalb der Regelschule”).

ratungsstelle gedacht, später jedoch be-
mühte man sich um Repräsentanz auf
Bezirksebene, Entscheidungsbefugnis und
eine dauerhafte Struktur.

Sich engagieren, um kohärent und ef-
fizient zu sein

1989 erschien in einer vom Ministerium
für Bildung und Wissenschaft der spani-
schen Regierung in Zusammenarbeit mit
IFAPLAN* herausgegebenen Veröffentli-
chung als Anregungsmuster das “Projekt
2020. Integrierter Berufsausbildungsplan
für den Bezirk Denia”.

Mit ihm begannen die Bemühungen um
eine Einbindung der beruflichen Bildung
in die gesellschaftliche und wirtschaftli-
che Struktur des Bezirks Marina Alta.
Weitere Gemeindeverwaltungen, die Han-
delskammer, Unternehmerverbände und
Gewerkschaften wurden beteiligt.

Während dieser Phase begann das Pro-
jekt 2020, über sein Ursprungsgebiet hin-
aus Kreise zu ziehen, es wurde zu einem
Projekt der Region Valencia und das
Verbindungsbüro Marina Alta zu seinem
Koordinierungsorgan.

Es gelang nie, dem Verbindungsbüro ei-
nen offiziellen Status zu verleihen, obwohl
alle Mitglieder dieser Idee zugestimmt
hatten und darauf hingearbeitet wurde;
auch ein Beirat kam nicht zustande. Viel-
leicht war die Zeit dafür nicht reif. Schließ-
lich konnte man zu Lebzeiten Galileo
Galileis auch nicht zum Mond fahren. Das
Verbindungsbüro verschwand, aber eini-
ge seiner Initiativen nahmen Gestalt an
und entwickelten sich zu Fortschritts-
schwerpunkten.

Die Weitergabe und Annahme der In-
formation schafft Ordnung, es bedarf
aber entsprechender Energie, um sie
aufrechtzuerhalten

Im Laufe des Schuljahres 1989 wurde das
Projekt FP 2020 in 2020 MA (Marina Alta)
umbenannt. Wir begannen, an ein nicht
abgeschlossenes, unvollkommenes, flexi-
bles und den Gegebenheiten anpaßbares
Zukunftsmodell zu denken. Wir hielten
dies für die beste Methode, den Zusam-
menhang zwischen den verschiedenen

gen zusammen und lernten, was unser
Bezirk ist.

Welche Rolle spielen wir in der Gemein-
schaft? Welcher Zusammenhang besteht
zwischen unserer Umgebung und unse-
rem Lehrplan?

Während des Schuljahrs 1986/87 absol-
vierten 15 Schüler alternierende Praktika.
1995 dürften es vermutlich 1011 Prakti-
kanten sein. Die Abteilung Externe Be-
ziehungen im IFP hob in ihrem Bericht
für das Jahr 1992 hervor, wie leicht es
unseren ehemaligen Schülern fällt, sich
den neuen Technologien anzupassen.
Dazu tragen nicht zuletzt die strategischen
Pläne und der große Zusammenhang zwi-
schen den alternierenden Praktika, der
Eingliederung in den Arbeitsmarkt und
dem Wissen der im Bezirk ansässigen
Unternehmerschaft über das IFP ihren
wirksamen Teil bei.

Wozu sind wir da? Wie können wir uns
als richtige Profis erweisen und unseren
Schülern helfen, ihren Weg auf den Ar-
beitsmarkt zu finden?

Informieren, ausbilden, beschäftigen:
Es muß etwas getan werden

Zuerst bekam das Projekt einen Namen:
Berufsausbildung 2020 (FP 2020). Ein
Akt ionsplan der Schule mit  e inem
Orientierungsrat als ausführendem Organ.

Aber wenn nur geringe Mittel zur Verfü-
gung stehen, man selbst reichlich unbe-
kannt ist und das Ausbildungsangebot
keinen besonders guten Ruf hat, bleiben
nur Phantasie, Anstrengung und großzü-
gige Mitarbeit.

Die Bildungsreform in Spanien, die Ver-
öffentlichung der Versuche zum “Über-
gang Jugendlicher aus der Schule ins Er-
wachsenen- und Erwerbsleben”, die die
Europäische Kommission seit 1977 betrie-
ben hatte, und unser eigener Wille zu
handeln halfen uns, andere für Ausbil-
dung und Beschäftigung zuständige In-
stitutionen zu entdecken: die nationale
Arbeitsbehörde INEM und die Stadtver-
waltung.

Wir beschlossen, ein Verbindungsbüro ins
Leben zu rufen. Es war zunächst als Be-

“[...] wenn nur geringe Mit-
tel zur Verfügung stehen,
man selbst reichlich unbe-
kannt ist und das Aus-
bildungsangebot keinen be-
sonders guten Ruf hat, blei-
ben nur Phantasie, Anstren-
gung und großzügige Mit-
arbeit.”
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Interessen nicht aus den Augen zu verlie-
ren.

Diesem Modell lag der Gedanke zugrun-
de, daß jeder im Bezirk geborene Jugend-
liche während seines Lebens einen Weg
durchläuft, der ihn durch verschiedene
Abteilungen, Ausbildungsstufen oder In-
stitutionen führt (Vorschule, EGB, Berufs-
schule, BUP, EPA, Werkstattschule, INEM,
Unternehmen*).

Das Ziel bestand darin, alle diese Stufen
zu koordinieren, um die Maßnahmen stär-
ker zu rationalisieren, sie effizienter zu
machen und die Mittel zu maximieren. Um
dieser Idee eine Struktur zu geben, wur-
de ein Technisches Büro gegründet. Es
setzte sich aus Vertretern von Bildungs-,
Beratungs- und Informations- sowie
Beschäftigungseinrichtungen zusammen.

Während dieser Zeit lernten wir, den so-
zialen Dialog zu forcieren. Wir fingen an,
uns bei gesellschaftlichen Akteuren aller
Art zu engagieren, den Kontakt zwischen
allen berufs- und allgemeinbildenden
Ausbildungsstufen zu fördern und uns für
einen institutionalisierten und ständigen
Kontakt zwischen dem Bildungsbereich
und der Arbeitswelt einzusetzen. Und wir
brauchten viel Energie und Willensstär-
ke, um zusammenzubleiben.

Es geht nicht darum, einzeln und
schnell ans Ziel zu kommen, sondern
gemeinsam und rechtzeitig

Ab 1989 arbeitete das Technische Büro
innerhalb der Programme verschiedene
Aktionen aus und führte sie durch. Im
Beratungsprogramm beispielsweise war
eine der herausragenden Tätigkeiten die
Schaffung der Informationsstände über
berufliche Wahlmöglichkeiten, die sich im
wesentlichen an Eltern und Schüler rich-
teten. Die Aufgabe erwies sich als nicht
schwierig, da dem Technischen Büro Ver-
treter von Schulen der Primar- und
Sekundarstufe sowie von Beratungs-
einrichtungen angehörten.

Diese Informationsstände entwickelten
sich weiter und mündeten schließlich 1994
und 1995 in die Erste bzw. Zweite
Berufsberatungsmesse von Marina Alta.
Über 2000 Schüler nutzten diese Messe,
an der die meisten Einrichtungen teilnah-

men, die sich im Bereich der Ausbildung
und Beschäftigung Jugendlicher betätigen.

Ein weiteres Programm, das über den ei-
genen Bereich hinaus Wirkung zeigte, war
das zur Förderung der Eigeninitiative. Es
bestand darin, von der Primarstufe und
Sekundarstufe I (EGB) bis zur Sekun-
darstufe II (BUP) Kleinstunternehmen zu
gründen. Die Koordinierung erfolgte über
den Verband der Kleinstunternehmen von
Marina Alta, FENIMA. An diesem Experi-
ment nahmen auch Gemeindeverwaltun-
gen teil. Die Kleinstunternehmen wurden
als Bildungsmethodik zur Entwicklung un-
ternehmerischer Eigeninitiative verstan-
den. Damit sollten bei den Jugendlichen
kreative und unternehmerische Fähigkei-
ten gefördert werden, und zwar sowohl
unter dem Gesichtspunkt der Allgemein-
bildung als auch in einem mehr auf die
Wirtschafts- und Beschäftigungsaspekte
bezogenen Sinne.

Jedes Jahr wird eine Bezirksmesse veran-
staltet, auf der die von den einzelnen
Kleinstunternehmen hergestellten Produk-
te ausgestellt werden. Während der er-
sten Jahre beteiligten sich an der FENIMA
etwa 400 Schüler aus der EGB und der
ersten Phase der beruflichen Bildung.

Die FENIMA erhielt Unterstützung von
Finanzinstituten und wurde von den der
AFC (Agentur von Unternehmerverbänden
für die Förderung der Weiterbildung) an-
gehörenden Unternehmen anerkannt.

Die mangelnde Flexibilität der Regel-
schule*, die Unmöglichkeit, das Experi-
ment offiziell in den Lehrplan einzuglie-
dern, und die fehlende Finanzierung und
Anerkennung seitens der Bildungs-
behörden führten dazu, daß die Tätigkeit
der FENIMA während der letzten zwei
Jahre nachließ.

Trotzdem hat das Experiment seinen nütz-
lichen Beitrag zur Vermehrung des Kapi-
tals an Know-how und theoretischem
Wissen in Marina Alta geleistet. Verände-
rungen an Verhaltensweisen, Lehrplänen
(Zielsetzungen, Inhalte, Methodiken),
Organisationsformen oder der Verarbei-
tung von Kenntnissen sind im öffentlichen
Bewußtsein weiterhin präsent.

Jahre später, 1994, sollte aufgrund einer
Vereinbarung dreier Gemeindeverwaltun-

“Während dieser Zeit lern-
ten wir, den sozialen Dialog
zu forcieren. Wir fingen an,
uns bei gesellschaftlichen
Akteuren aller Art zu enga-
gieren und den Kontakt
zwischen allen berufs- und
allgemeinbildenden Aus-
bildungsstufen zu fördern
[...]”

“Die mangelnde Flexibilität
der Regelschule, die Un-
möglichkeit, das Experi-
ment offiziell in den Lehr-
plan einzugliedern, und die
fehlende Finanzierung und
Anerkennung seitens der
Bildungsbehörden führten
dazu, daß die Tätigkeit der
FENIMA während der letz-
ten zwei Jahre nachließ.”

* Anmerkung der Redaktion:

FP 1: 1. Stufe der Berufsbildung

Regelschule: durch Schulgesetze ge-
regelte Schulausbildung.
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gen des Bezirks (Denia, Benissa und
Pego), vertreten durch ihre örtlichen
Entwicklungsbüros, und mit Beteiligung
des INEM und der Provinzregierung das
Konsortium für den wirtschaftlichen Auf-
schwung von Marina Alta (CREAMA) ent-
stehen. Sein Auftrag besteht in der Schaf-
fung von Arbeitsplätzen durch Ausnut-
zung aller Möglichkeiten, die die wirt-
schaftliche und soziale Verflechtung bie-
tet: Schaffung von Arbeitsplätzen durch
Schaffung von Unternehmen. Seine
Hauptinstrumente sind die Ausbildung
und die Wirtschaftsförderung.

Obwohl es sich um eine Initiative auf
Bezirksebene handelt, hatte das Konsor-
tium seinen Ursprung im strategischen
Plan der Stadt Denia. Seine Ausweitung
auf den Bezirk war relativ leicht, wenn
auch komplex. Die Grundlage bildete die
Nutzung der bestehenden Entwicklungs-
büros und der angesammelten Erfahrung
mit der Zusammenarbeit: 1 750 bediente
Personen, 192 Unternehmensgründungs-
akten, 27 neue Unternehmen und 109
Arbeitsplätze sind einige der bisher erziel-
ten Ergebnisse.

Die europäische Herausforderung

Auf Initiative der valencianischen Regio-
nalregierung beteiligte sich das IFP 1989
als Mitglied des Technischen Büros des
Programms 2020 MA an der Aktion II des
Programms PETRA I und gründete zusam-
men mit dem Oak Land’s College (UK),
Greta Languedoc-Roussillon (F) und der
Sprachenschule Siegerland (D) die
GEREC-Gruppe. Von diesem Zeitpunkt an
nahm das IFP zusammen mit verschiede-
nen Partnern aus dem In- und Ausland
bis 1995 an 11 Gemeinschaftsprogrammen
bzw. -initiativen teil. Außerdem trat es
nicht zuletzt infolge dieses europäischen
Bewußtseins als Mitbegründer des Zen-
trums für europäische Sprachen und Kul-
turen in Erscheinung, dem als Partner die
Stadtverwaltung Denia sowie die Gemein-
schaften ortsansässiger niederländischer,
britischer und deutscher Touristen ange-
hören. Dieses Zentrum veranstaltete 1993
die erste Europäische Woche in Marina
Alta.

Diese schlagartige Zunahme der europäi-
schen Betätigung wurde im strategischen
Plan der Stadtverwaltung Denia von 1991

zur offiziellen Politik; dieser Plan zielte
darauf ab, aus Denia eine europäische
und unternehmerisch aktive Stadt zu ma-
chen.

Die Ausbildung ist ein wesentlicher
Bestandteil eines Entwicklungsplans

In den Jahren 1991/92 arbeiteten wir zu-
sammen mit den anderen Partnern des
PETRA-Zusatzprogramms (South Devon/
UK, Randers/DK) an der Gestaltung und
Entwicklung des Europäischen Fremden-
verkehrsinstituts (ITE).

Im Rahmen dieses Programms bauten die
spanischen Partner, Stadtverwaltung,
Bildungsbehörde, IFP und Handelskam-
mer eine theoretisch-praktische Unter-
richtsstätte auf, die OGET (Büro für tou-
ristische Bewirtschaftung und Studien)
genannt wurde, und nahmen ihren Be-
trieb auf.

Durch ITE und OGET motiviert, schlos-
sen das Amt für Kultur, Bildung und Wis-
senschaft, die Stadtverwaltung Denia und
die Handels-, Industrie- und Schiffahrts-
kammer Alicante ein Rahmenüberein-
kommen über eine Zusammenarbeit, um
die Möglichkeiten der beruflichen Quali-
fizierung und Ausbildung optimal zu nut-
zen. Auf der Grundlage dieses Dokuments
von 1992 gründeten wir 1993 die Schule
für Hotel-, Gaststätten- und Fremdenver-
kehrsberufe Marina Alta.

Die Gründung einer Hotelschule resultier-
te also aus einem Ausbildungsförderungs-
plan des Hotel-, Gaststätten- und Frem-
denverkehrsgewerbes von Marina Alta,
der auf den geltenden Vorschriften und
der Erfahrung mit der gemeinsamen Ar-
beit im Bereich der beruflichen Bildung
fußte, die die beteiligten Institutionen in
den letzten Jahren gesammelt hatten.
Durch ihre Beteiligung an verschiedenen
europäischen Programmen (PETRA,
FORCE, LINGUA, EUROFORM) fanden
sich die einzelnen Institutionen leichter
zurecht und konnten aus der Synergie
mehr Kapital schlagen.

Diese Schule ist ein sinnreiches Beispiel
dafür, wie man mit geringen Investitio-
nen den Ausbildungsbedarf befriedigen
und sich an der Regionalentwicklung be-
teiligen kann. In ihr gilt die Komple-

“Diese Schule ist ein sinn-
reiches Beispiel dafür, wie
man mit geringen Investi-
tionen den Ausbildungs-
bedarf befriedigen und sich
an der Regionalentwick-
lung beteiligen kann.”
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mentarität zwischen der Regelschule, der
beruflichen Ausbildung und der Weiter-
bildung. Alle ihre verfügbaren Mittel wer-
den produktiv eingesetzt .  Die Ein-
stellungsquote schwankt zwischen 85 und
95 %. Zur Zeit wird versucht, das gleiche
Schema analog auch an anderen Orten der
Region Valencia einzuführen. Ferner stand
es Modell bei der Ausgestaltung der Schu-
le für höhere touristische Studien der Re-
publik Kuba.

Für die unmittelbare Zukunft steht vor-
aussichtlich die Gründung einer Stiftung
unter Beteiligung von Unternehmern,
Gewerkschaften, Handelskammern und
der Stadtverwaltung an, die in der Lage
sein soll, flexibel und beständig die über
700 Schüler, die europäischen Program-
me und die Forschung zu verwalten. Es
wird das erste Schulhotel dieser Art in der
gesamten Region Valencia sein, das aus
seinem Betrieb einen produktiven Lehr-
und Lernprozeß macht.

Ausbildung und Technologie als Para-
digmen der wirtschaftlichen und so-
zialen Entwicklung

Jedes geographische Gebiet besitzt sein
eigenes Wettbewerbskapital. Dabei han-
delt es sich um das Ergebnis des Zusam-
menwirkens zwischen der betrieblichen
Wettbewerbsfähigkeit und dem entspre-
chenden unterstützenden Umfeld, d. h.

zwischen der Tätigkeit und dem Know-
how der Unternehmen und allen jenen
gebietsbezogenen Faktoren, die sie in
ihrer Aufgabe unterstützen: dem Bildungs-
wesen als Forschungslabor, den Infra-
strukturen, den gesellschaftlichen Werten,
der Kultur der Eigeninitiative, den zwi-
schen den vorhandenen Akteuren und
Institutionen bestehenden Organisations-
formen und Verbindungen und der Fähig-
keit, kreative Beziehungen zur Außenwelt
aufzubauen. Wer versucht, im Sinne ei-
nes lokalen Entwicklungsprojekts in das
Gemeinschaftsgefüge einzugreifen, darf
auf keinen Fall die Kriterien der wirt-
schaftlichen Rentabilität und der sozialen
Erfordernisse gegeneinander ausspielen.

Das Unternehmen ist der Faktor, der die
konkrete Verwertung dieses Wettbewerbs-
kapitals ermöglicht; aus dieser Verwertung
entsteht der soziale Wohlstand. Und um
ihn zu erreichen, bedarf es eines ausrei-
chenden Bestands an Humankapital und
einer angemessenen Technologie.

Das CREAMA, die Schule für Hotel-, Gast-
stätten- und Fremdenverkehrsberufe Ma-
rina Alta, das Klima der Zusammenarbeit
und der Entwicklung von Eigeninitiative,
der soziale Zusammenhalt und die im
Laufe dieser Jahre gesammelten Erfahrun-
gen gehören bereits zum unterstützenden
Umfeld der Unternehmen von Marina Alta
und somit zu unserem Wettbewerbs-
kapital.
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Die wissenschaftliche Diskussion in den
OECD-Ländern befaßt sich sehr einge-
hend mit dem Thema Wettbewerbsvor-
sprung von Nationen. Der Ausgangspunkt
dieser Diskussion reicht zurück in die
späten 70er Jahre, als festgestellt wurde,
daß sich die alten Industrienationen mit
einer wachsenden Konkurrenz aus den
Schwellenländern konfrontiert sahen
(Laestadius, 1980).

Das Standardrezept, wie hochentwickel-
te Industrienationen diese Herausforde-
rung bewältigen sollten, stützt sich bei
seiner theoretischen Grundlegung in ho-
hem Maße auf Vernons Theorie über in-
ternationale Produktion und Strukturwan-
del (Vernon, 1966) und orthodoxe
Innovationstheorien. Hochentwickelte
Industrienationen sollten sich danach auf
die forschungs- und entwicklungs-
intensiven Frühphasen von Produkt- und
Verfahrenszyklen spezialisieren, wobei
davon ausgegangen wird, daß technolo-
gische und industrielle Entwicklung mit
der Grundlagenforschung beginnt, an die
sich die angewandte Forschung an-
schließt, zugleich aber auch, daß for-
schungs- und entwicklungsintensive Ge-
räte und Verfahren technisch fortgeschrit-
tener und schwieriger nachzuahmen sind
als die Produktion mit ger ingerem
Forschungs- und Entwicklungsaufwand.

Diese von der Wissenschaft & Technolo-
gie-Perspektive (W&TP) geprägte Auffas-
sung im Hinblick auf die Wettbewerbsfä-
higkeit hat Konsequenzen für die Analy-
se der Probleme, mit denen kleine
Industrienationen konfrontiert sind. In
diese Kategorie fallen viele der traditio-
nell erfolgreichen europäischen Industrie-
nationen. Wenn es in Wissenschaft und
Forschung Economies of Scale (positive
Größenvorteile) gibt, müßten kleinere
Länder bei der Konzentration ihrer indu-
striellen Bemühungen auf forschungs- und
entwicklungsintensive Aktivitäten benach-
teiligt sein.

Fast zwangsläufig führen diese aus der
W&T-Perspektive erstellten Analysen zu
einer Strategie der Nischenwahl, d.h. der
Wahl einer industriellen Nische, die so
klein ist, daß selbst im Rahmen eines ge-
ringen nationalen Budgets für Forschung
und Entwicklung Economies of Scale in
Forschung und Entwicklung gegeben
sind. Gemäß dieser Argumentation lau-
fen kleine Länder Gefahr, auf das Niveau

Empirisches Wissen
in einem Low-Tech-
Unternehmen

Staffan
Laestadius
Senior Research

Fellow am Fachbe-
reich Industrie-

wirtschaft und Ma-
nagement an der

Kungliga Tekniska
Högskolan, Stockholm

Die wissenschaftliche Diskussion über industrielle Wettbewerbsfähigkeit
wird von einer Wissenschaft & Technologie-Perspektive (W&TP) beherrscht.
In diesem Beitrag vertritt der Autor die These, daß diese W&T-Perspektive
ein unvollständiges Bild der Wissensbildung und der industriellen Kompe-
tenz in der Industrie wiedergibt.
Gestützt auf eine eingehende Fallstudie der schwedischen Kettenfabrik
Ramnäs Anchor Chains wird in aller Ausführlichkeit die Tatsache analy-
siert, daß dieses “Low-Tech”-Unternehmen, das keine Forschungs- und
Entwicklungstätigkeiten ausweist und über eine Belegschaft mit einem nied-
rigen formalen Ausbildungsniveau verfügt, sich durch eine hohe interna-
tionale Wettbewerbsfähigkeit bei Festmacherketten für die Offshore-Indu-
strie - dem am härtesten umkämpften Marktsegment im Bereich der Ketten-
fertigung - auszeichnet.
Die Fallstudie weist ständig steigende Innovationen nach, die zum Groß-
teil als Anwender-Hersteller-orientiert bezeichnet werden können. Ramnäs
ist demnach ein Unternehmen, das in der Lage ist, den Bedarf zahlungs-
kräftiger Käufer in Qualitätsprodukte umzusetzen und gleichzeitig die tech-
nologische Weiterentwicklung durch Einführung neuer Qualitäten und Nor-
men auf den Märkten anzutreiben. Offensichtlich verfügt das Unterneh-
men auch über die Fähigkeit, externe Forschungs- und Entwicklungs-
ergebnisse zu absorbieren und in industriell verwertbares Wissen umzu-
wandeln. Zum Teil verlaufen die damit verbundenen Lernprozesse
wissenschaftsunabhängig.
Diese Wissensbildung ist nicht als Diffusionsprozeß zu verstehen, dem
wissenschaftliche Erkenntnisse zugrunde liegen, sondern als Umwandlung
von Wissen aus verschiedenen Gedankenwelten. Die Umwandlung selbst ist
ein kognitiver Prozeß, der bei der Analyse des industriellen Wettbewerbs
und der Komplexität industrieller Systeme häufig unzureichend berück-
sichtigt wird.
Anhand eines Vergleichs der Ramnäs-Studie mit parallel verlaufenden Fall-
studien wird gefolgert, daß die in entwickelten Industriezweigen häufig
nachgewiesenen Traditionen industrieller Kreativität, innovativer Ideen,
praktischer Qualifikationen, handwerklichen Könnens und organisatori-
schen Wissens bei der gegenwärtigen Umstrukturierung der Berufsbildung
und anderer Bildungssysteme im Industriebereich nicht auf dem Altar der
Wissenschaft geopfert werden dürfen.
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von Volkswirtschaften mittleren oder nied-
rigen technologischen Standes herabzu-
sinken, wenn sie sich nicht für diese Stra-
tegie entscheiden.

Diese W&T-Perspektive weist jedoch als
Grundlage für das Verständnis der für
industriellen Erfolg erforderlichen Kom-
petenz und für politische Schlußfolgerun-
gen ernsthafte Mängel auf. Anhand der
empirischen Ergebnisse einer Fallstudie1

in einem schwedischen Low-Tech-Unter-
nehmen (in einer Low-Tech-Branche)
behaupte ich, daß die W&T-Perspektive
kein vollständiges Bild der Wissens-
bildung und der industriellen Kompetenz
vermittelt, die erforderlich sind, um wett-
bewerbsfähig und innovativ zu bleiben.

Der zweite Abschnitt enthält eine ausführ-
liche Darstellung sowie eine Analyse der
Kettenherstellung in Schweden - einer
Aktivität, die aus einer bestimmten Per-
spektive in der Tat Low-Tech-Niveau hat,
sich aus einer anderen Sichtweise aber in
hohem Maße innovativ und außerordent-
lich wettbewerbsfähig auf internationalen
Märkten erweist. Im dritten Abschnitt wird
die Analyse mit den Ergebnissen anderer
Fallstudien verglichen und nachgewiesen,
daß industrielle Kompetenz nicht notwen-
digerweise der gleichen Gedankenwelt
zuzuordnen ist wie Kompetenz in For-
schung & Entwicklung. Diese Erkenntnis
sollte bei Überlegungen zur Umstruktu-
rierung der Berufsbildung und Berufs-
schulen in einer Zeit, die der Wissenschaft
hohes Vertrauen entgegenbringt, berück-
sichtigt werden.

Die Ankerkettenfabrik
Ramnäs - Low-Tech-Pro-
duktion auf hohem Niveau

Das Unternehmen, dessen Gründung auf
das Jahr 1590 zurückgeht, zählt von jeher
zu den eisenverarbeitenden Betrieben, die
die industrielle Grundlage für die inter-
nationale Wettbewerbsfähigkeit Schwe-
dens im 17., 18. und 19. Jahrhundert bil-
deten. Mit der Unterstützung zugewander-
ter Schmiede begann das Unternehmen
1876 mit der Kettenproduktion. Die mo-
derne Kompetenz der Herstellung von
Anker- und Festmacherketten geht auf den
Zweiten Weltkrieg und die Notwendigkeit

der Versorgung der schwedischen Han-
dels- und Kriegsmarine mit Ankerketten
zurück.

Das Ergebnis der gemeinsamen Anstren-
gungen von Asea-Svets (ein Schweiß-
unternehmen), Ramnäs und Ljusne (eben-
falls eine Kettenfabrik) während der
Kriegsjahre war herausragende internatio-
nale Wettbewerbsfähigkeit, die bis in die
60er Jahre anhielt. Zu diesem Zeitpunkt
wurde das Produktionssystem bei Ramnäs
modernisiert, und das Unternehmen ent-
wickelte sich zu einer der wenigen Ketten-
fabriken, die dem wachsenden Bedarf der
Offshore-Industrie an hochwertigen Ket-
ten für schwerste Beanspruchungen ge-
recht werden konnten.

Bis heute ist Ramnäs weltweit der einzi-
ge Kettenhersteller, der Festmacherketten
der Güteklasse 4 für die Offshore-Indu-
strie mit einem Durchmesser der Einzel-
glieder von über 100 mm (Rohlingdurch-
messer) geliefert hat. Ende 1994 erfolgte
die letzte Teillieferung eines Auftrags über
6000 Tonnen 152-mm-Ketten der Güte-
klasse 4 im Gesamtwert von über 150 Mio.
SEK (ca. 20 Mio. US-Dollar) an Norsk
Hydro (das Troll-Field in der Nordsee).
Es handelt sich hierbei sich um den bis-
her größten Auftrag der Kettenindustrie -
und um die stärkste Kette, die jemals ge-
liefert wurde. Der Auftragswert machte
über die Hälfte des Jahresumsatzes des
Unternehmens aus.

Die Gesamthöhe der weltweiten Ketten-
produktion ist nicht bekannt. Der Welt-
handel beläuft sich auf über 1,2 Milliar-
den US-Dollar. Vorwiegend handelt es sich
jedoch um Ketten von leichterer und/oder
geringerer Qualität als die hochwertigen
Festmacherketten. Der Anteil hochwerti-
ger Stegketten für schwerste Beanspru-
chungen am Gesamtmarkt beträgt viel-
leicht 5 %.

Der Weltmarkt für hochwertige Stegketten
wird von schwedischen, japanischen und
spanischen Herstellern beherrscht. Vorbe-
haltlich der Interpretationsprobleme der
Handelsstatistik für Ketten hat es den
Anschein, daß Ramnäs seinen Marktan-
teil etwa seit 1989 behaupten und sogar
ausbauen konnte und gleichzeitig die
Preise stärker erhöht hat als die Konkur-
renz (was einen höheren Anteil hochwer-
tiger Lieferungen widerspiegelt). Außer-

1) Diese Studie wurde vom Schwedi-
schen Nationalen Rat für Industrielle
und Technische Entwicklung finan-
ziert.

2) Zum empirischen Hintergrund die-
ses Abschnitts siehe Laestadius, 1994

3) Die Größe einer Kette wird nach
dem Durchmesser des Rohlings (Stahl-
block) bemessen, aus dem das Glied
geformt wird. Ein Glied der Klasse 4
mit einer Größe von 157 mm hat eine
Länge von 94 cm und ein Gewicht von
345 kg!
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Erhitzens, Biegens, Schweißens, der Ver-
gütung, der Prüfbelastung etc. auf eine
Weise weiterzuentwickeln, daß sie auch
zur Bearbeitung hochwertiger Stähle für
die Herstellung von Ketten mit zuneh-
mend größerem Durchmesser geeignet
waren, um den hohen Anforderungen der
Offshore-Industrie zu entsprechen. Ob-
wohl - zumindest oberflächlich betrach-
tet - eine Kette stets eine Kette ist, ist der
Anteil zunehmender Innovationen am
Produkt und an den Verfahren, die eine
Ankerkette aus der Zeit vor dem Weltkrieg
von der unlängst gelieferten Festmacher-
kette für das Troll-Field unterscheiden, zu
hoch, als daß er vernachlässigt werden
könnte. Diese Innovationen bleiben aus
der W&T-Perspektive weitgehend unbe-
rücksichtigt. Dennoch machen sie den
Unterschied aus zwischen Unternehmen,
die international wettbewerbsfähig sind
und solchen, die es nicht sind.

Ramnäs beweist Kompetenz bei der Lö-
sung technischer Alltagsprobleme: neue
Kombinationen und intelligente Variatio-
nen für altbekannte Problemstellungen.
Obwohl verbesserte Stege und Schäkel
oder geänderte Schweiß- und Vergütungs-
verfahren keineswegs revolutionär sind,
offenbaren derartige Innovationen eine
kollektive und systematische industrielle
Kreativität. Wenn wir das empirische Be-
wußtsein von Ramnäs mit den von der
modernen Innovationstheorie (s. Lundvall,
1992, Kap. 3 & von Hippel, 1988) unter-
suchten Anwender-Hersteller-Beziehun-
gen in Zusammenhang bringen, erkennen
wir die vielen unterschiedlichen Rollen,
die das Unternehmen erfüllt. Es erweist
sich als ein großer Anwender, ein bedarf-
schaffender Hersteller, der seine Unter-
und Ausrüstungsauftragnehmer zu Verbes-
serungen zwingt.

Nahezu alle in dieser kleinen Kettenfabrik
verwendeten Ausrüstungsgegenstände
sind das Ergebnis eines intensiven Dia-
logs zwischen den firmeneigenen Tech-
nikern und den Maschinenlieferanten von
Ramnäs. Aufgrund dieser Gespräche wur-
den bestehende Verfahren geändert und
neue Geräte entwickelt. Mal werden die
gewünschten Spezifikationen ausführlich
vorgegeben, mal findet nur ein Gedan-
kenaustausch statt, und in einigen Fällen
übernehmen die Mitarbeiter von Ramnäs
einen Teil der Konstruktion und Herstel-
lung der Geräte selbst.

dem konnte Ramnäs eine Wertschöpfung
erzielen, die deutlich über dem Durch-
schnitt der schwedischen Fertigungs-
industrie liegt.

Gemäß einer festgelegten internationalen
Terminologie ist Ramnäs ein Low-Tech-
Unternehmen in einer Low-Tech-Branche
(ISIC, Rev. 3, 28.7420). Der Anteil von
Forschung und Entwicklung liegt unter 0,6
% des Umsatzes, und laut Angaben des
Unternehmens werden keine Aktivitäten
auf dem Gebiet der Patentanmeldung ver-
folgt. Die internationale Wettbewerbsfä-
higkeit von Ramnäs beweist jedoch eine
industrielle Kompetenz, die aus der W&T-
Perspektive nicht erfaßt wird.

Dieser Bereich der schwedischen Indu-
strie wird zuweilen als Branche mit “ho-
hem Bedarf an ungelernten Arbeitskräf-
ten” charakterisiert. Ramnäs ist in dieser
Hinsicht keine Ausnahme. Wenn Qualifi-
kation anhand des formalen Bildungsni-
veaus gemessen wird, läßt sich feststel-
len, daß etwa zwei Drittel der Beschäftig-
ten lediglich den Abschluß der Se-
kundarstufe I (9 Jahre) vorweisen kön-
nen, ca. ein Viertel zudem über eine ein-
bis zweijährige Berufsausbildung verfügt,
die verbleibenden 10 % einen Sekundar-
schulabschluß und davon zwei Personen
einen Hochschulabschluß haben. Vier der
Mitarbeiter mit Sekundarschulabschluß
haben eine “praxisorientierte” Berufsschu-
le mit dem Ausbildungsschwerpunkt für
Berufe der Stahlindustrie besucht. Gemes-
sen am durchschnittlichen schwedischen
Bildungsstandard ist diese formale Qua-
lifikation sehr gering. Auch im Vergleich
zur schwedischen Metallindustrie insge-
samt ist das Bildungsniveau als niedrig zu
bezeichnen.

Aus der Sicht der W&T-Perspektive ist
eine Kette ein sehr altes Produkt, deren
Herstellung in einem bereits ausgereif-
ten Wirtschaftszweig erfolgt, und Schwei-
ßen, das Hauptfertigungsverfahren, eine
alte, seit langem in Handbüchern in al-
ler Welt dokumentierte Technologie.
Dennoch bescheinigt eine tiefgreifende
Analyse dem Unternehmen über viele
Jahrzehnte hinweg ständig steigende In-
novationen an den Produkten und an den
Verfahren.

Ramnäs war in der Lage, die bekannten
Fertigungsverfahren des Schneidens,

Die internationale Wettbe-
werbsfähigkeit von Ram-
näs beweist jedoch eine in-
dustrielle Kompetenz, die
aus der W&T-Perspektive
nicht erfaßt wird.

Gemessen am durchschnitt-
lichen schwedischen Bil-
dungsstandard ist diese
formale Qualifikation sehr
gering.

Eine tiefgreifende Analyse
bescheinigt dem Unterneh-
men über viele Jahrzehnte
hinweg ständig steigende
Innovationen an den Pro-
dukten und an den Verfah-
ren.



BERUFSBILDUNG NR. 6 EUROPÄISCHE ZEITSCHRIFT

CEDEFOP

31

In seiner Rolle als Großhersteller weist
Ramnäs zwei unterschiedliche Profile auf.
Zum einen agiert das Unternehmen als
innovativer Bedarfsempfänger mit der Fä-
higkeit, einen Dialog mit sehr anspruchs-
vollen Käufern (z.B. Norsk Hydro) und
Klassifikationsgesellschaften (z.B. dem
American Petroleum Institute) in der Bran-
che herzustellen und seine Produkte und
Verfahren entsprechend den hohen
Qualitätsanforderungen dieses Kun-
denkreises zu entwickeln. Die zweite Rol-
le, die Ramnäs übernimmt, ist die eines
Unternehmens, das die technologische
Weiterentwicklung antreibt. In der Tat ist
Ramnäs führend bei der Einführung von
Qualitätsverbesserungen bei Festmacher-
ketten und der Weiterentwicklung von
Produktgesta l tung und Fer t igungs-
technologie.

Diese industrielle Sachkenntnis beruht vor
allem auf der ausgeprägten Fähigkeit, ex-
terne Forschung und Entwicklung zu ab-
sorbieren (s. “Empfänger-Kompetenz” in
Eliasson, 1990), und - was nicht genau
dasselbe ist - auf einer lokalen Lern-
fähigkeit innerhalb der Organisation. Die-
se Fähigkeiten und die damit verbunde-
nen Aktivitäten werden weder als Innova-
tionen betrachtet noch als Forschungs- und
Entwicklungstätigkeiten verbucht. Bei der
Befragung hatten sogar viele Mitarbeiter
bei Ramnäs Schwierigkeiten, ihre tagtägli-
chen Aktivitäten als steigende Innovatio-
nen zu erkennen, selbst wenn sie direkt
in solche Prozesse einbezogen waren (ge-
mäß der Terminologie dieses Artikels).

Die oben nachgewiesene Lernfähigkeit ist
weitgehend durch die Erzeugung von
industriell verwertbarem Wissen gekenn-
zeichnet. Teilweise, jedoch nicht vollstän-
dig, beinhaltet dies die Umsetzung wis-
senschaftlicher Erkenntnisse, zum Teil ist
es jedoch ein von der Wissenschaft un-
abhängiger Lernprozeß. Im folgenden soll
dieser Prozeß der Wissensbildung bei
Ramnäs - der unser Gesamtkonzept bil-
det - anhand einiger Beispiele erläutert
werden.

Die Art von Wissen, die in Werkstoff-
bescheinigungen wie z .B.  Phasen-
diagrammen enthalten ist und zusammen
mit den Rohlingen von den Stahlwerken
mitgeliefert wird, ist für die Bearbeitungs-
verfahren bei Ramnäs zwar äußerst wich-
tig, jedoch ohne unmittelbaren Nutzen.

Entscheidend beim Vergütungsverfahren
sind die Kettengeschwindigkei t  im
Vergütungsofen, die Temperatur und die
Temperaturbeständigkeit auf verschiede-
nen Stufen des Ofens sowie die Möglich-
keit der Nutzung vorhandener Geräte, um
die erforderlichen und vereinbarten
Qualitätsnormen zu erzielen. Die Inter-
aktion und Prüfung dieser Parameter,
selbst unter den Bedingungen eines sich
verändernden Umfeldes, und ihr Zusam-
menhang mit den Einstellungen in den üb-
rigen Phasen des Fertigungsverfahrens
müssen ausführlich untersucht und durch
praktische Erfahrung erlernt werden.

Die Bearbeitung des Kettenstegs, der tra-
ditionell zur Stabilisierung und zum Schutz
vor Verformungen bei Belastung in jedes
Glied eingepreßt wird, ist ein weiteres
Beispiel. Normalerweise wird der Wir-
kungsgrad des Kettenstegs durch Korro-
sion nach kurzer Zeit beeinträchtigt, und
es kann sogar vorkommen, daß er aus der
Kette herausfällt. Auf diesem Gebiet
herrscht ein heiß umkämpfter Qualitäts-
wettbewerb unter den Kettenherstellern.
Ramnäs hat das Problem an vier verschie-
denen Punkten in Angriff genommen. Als
erstes wurde die Form der Stegkeile ver-
ändert, die nach dem Schweißen in die
noch warmen Kettenglieder gepreßt wer-
den. Eine asymmetrische Form und ver-
schiedene Keilgrößen gleichen den Un-
terschied zwischen den geschweißten und
den nicht-geschweißten Seiten der Ket-
tenglieder aus. Dadurch wird das Einpas-
sen erleichtert und die Gefahr des Her-
ausfallens vermindert. Zweitens hat
Ramnäs ein Expansionsverfahren entwik-
kelt, bei dem die Seite, auf der der Steg
angebracht ist, durch Einwirken eines sehr
starken Drucks verlängert wird. Infolge-
dessen wird das Glied gedehnt, und es
entsteht eine Spannung, die nach der
Korrosion des Glieds und des Stegs
zurückspringt. Drittens hat Ramnäs ein
Stegschweißverfahren entwickelt, das -
obwohl es theoretisch wohlbekannt ist -
bei hochwertigem Stahl in den verwen-
deten großen Abmessungen äußerst kom-
pliziert ist. Viertens schließlich hat das Un-
ternehmen eine Kette ohne Steg entwik-
kelt, bei der die bei Belastung auftreten-
den Kräfte durch eine veränderte Form
der Einzelglieder neu verteilt werden.

Bei diesem Verfahren steigender Innova-
tionen auf Betriebsebene wird man kaum

[Die] Fähigkeit, externe
Forschung und Entwick-
lung zu absorbieren und -
was nicht genau dasselbe
ist -  [die] lokale Lern-
fähigkeit innerhalb der Or-
ganisation.

Lernfähigkeit [...] beinhaltet
[...] die Umsetzung wissen-
schaftlicher Erkenntnisse,
zum Teil ist es jedoch ein
von der Wissenschaft unab-
hängiger Lernprozeß.
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Abläufe entdecken, die von “wissenschaft-
lichem Interesse” sind. Bislang ist es
Ramnäs jedoch erfolgreich gelungen, die
internationale Wettbewerbsfähigkeit durch
Verbesserung ihres “einfachen” Know-
hows bei Verfahren und Produkten zu si-
chern und zu stärken.

Die Lernprozesse, die dieser Entwick-
lungsarbeit zugrunde liegen, entsprechen
in der Regel der herkömmlichen Traditi-
on der allmählichen und systematischen
Veränderung von Parametern. Die An-
fangseinstellungen dieser Parameter
scheinen auf dem empirischen Wissen (s.
Polanyi, 1967 und Janik, 1991) zu beru-
hen, das die Arbeiter, Techniker und In-
genieure in den Betrieben der Ketten-
fabriken entwickelt haben. Diese Art der
Wissensbildung läßt sich als ein iterati-
ver Prozeß erklären, der aufgrund hoher
Präzision bei den Anfangseinstellungen
wirtschaftlich und durchführbar ist. Er-
kenntnistheoretisch kommt diese Arbeits-
weise einem Vorgehen nahe, das als in-
duktive Methodik bezeichnet werden
kann, wobei es den Beteiligten jedoch
schwerfällt, Gründe für die Verfolgung
eines bestimmten Gedankengang anstelle
eines anderen anzugeben. Bei der Be-
fragung bezeichneten sie ihre Kreativi-
tät in der Regel als “Erfahrung”. Nur ein
sehr geringer Teil dieser steigenden
Innovationsfähigkeit und Kenntnisse ist
dokumentiert.

Diese Erfahrung, über die alle Mitarbei-
tern von Ramnäs in mehr oder weniger
hohem Maße verfügen, scheint System-
charakter zu haben. Gemeinsam entwik-
keln die Mitarbeiter präzises Wissen über
das Verhalten und die Interaktion der
Geräte und der hergestellten Ketten. Die
Produktionsbedingungen sind keineswegs
ideal. Überall treten Eigenheiten auf: We-
der bei den Öfen noch bei den Schweiß-
maschinen sind stets gleichbleibende
Betriebsbedingungen gewährleistet. Ein
hochwertiger Stahl mit niedrigem Kohlen-
stoffgehalt erfordert z.B. ein beträchtliches
Maß an Feinabstimmung der Schneide-
geräte (d.h. beim Zuschnitt der Blöcke auf
die Größe der Einzelglieder), um die Pro-
duktivität zu sichern. Selbst Abweichun-
gen zwischen zwei Chargen der “gleichen”
Stahlqualität verlangen häufig genug eine
Änderung der Parameter bei der Überwa-
chung des Schweißvorgangs und der Ver-
gütung.

Bislang konnte Ramnäs den Mangel an
Grundbildung und formaler Ausbildung
durch Lernfähigkeit ausgleichen. Gegen-
wärtig zeigt sich jedoch, daß nicht genü-
gend Mitarbeiter über den erforderlichen
Bildungshintergrund verfügen, um die
komplizierten rechnergestützten Kontroll-
systeme, die gegenwärtig in allen Berei-
chen der Fabrik installiert werden, zu
verstehen und einzustellen.

Industrielle Kompetenz in
Low Tech-Unternehmen -
Folgen für die Berufsbil-
dung

Der soziale Charakter von Wissensbildung
in verschiedenen Kulturen - sowie die
Schwierigkeiten des Wissensaustausches
zwischen Kulturen - waren und sind das
Thema zahlreicher Untersuchungen. Be-
reits in den 30er Jahren vertrat der polni-
sche Philosoph Ludwik Fleck die These,
daß eine wissenschaftliche Tatsache (und
Wissen allgemein) im Rahmen eines
Denkstils entsteht, der von den Mitglie-
dern eines Denkkollektivs (s. Laestadius,
1992, Kap. 2) gestaltet wird. Auf der
Grundlage von Flecks Theorie hat Mary
Douglas in ihrer kürzlich durchgeführten
Studie über organisatorisches Denken das
Konzept der Gedankenwelt als Hilfsmit-
tel für das Verständnis des kulturellen
Rahmens oder Kontextes von Wissens-
bildung entwickelt (Douglas, 1986).

Anhand des konzeptionellen Systems von
Douglas können wir die Lern- und
Wissensbildungsprozesse bei Ramnäs in-
terpretieren und beschreiben. Die Ab-
sorptionsfähigkeit ist nicht nur eine Fra-
ge einfacher Anwendung oder Diffusion
externer Forschungs- und Entwicklungs-
ergebnisse aus den Labors der Stahlpro-
duzenten oder Forschungsinstitute für
Schweißtechnologie (s. Rogers, 1962).
Tatsächlich steckt das Diffusionskonzept
das Phänomen industrieller Kompetenz in
eine Black Box, wo sie vor tieferem Ver-
ständnis geschützt ist (Rosenberg, 1982,
Kap. 7, & Nelson, 1993, Kap. 1). Wenn
man Diffusionskonzepte übernimmt, so
setzt man voraus, daß das Wissen bereits
vorhanden und die wichtigste intellektu-
elle Arbeit bereits geleistet ist, so daß le-
diglich noch eine Verbreitung erforderlich

Bei diesem Verfahren stei-
gender Innovationen auf
Betriebsebene wird man
kaum Abläufe entdecken,
die von “wissenschaftli-
chem Interesse” sind.

Diese Art der Wissens-
bildung läßt sich als ein ite-
rativer Prozeß erklären,
der aufgrund hoher Präzi-
sion bei den Anfangsein-
stellungen wirtschaftlich
und durchführbar ist.

Bislang konnte Ramnäs den
Mangel an Grundbildung
und formaler Ausbildung
durch Lernfähigkeit aus-
gleichen.
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ist. Unser Verständnis der Absorptions-
und Lernfähigkeit ist nicht so passiv.

Aus der Fleck/Douglas-Perspektive ähnelt
dieser Prozeß eher einer Konfrontation
zwischen verschiedenen Wissenssphären,
d.h. Wissen aus unterschiedlichen Ge-
dankenwelten. Was in einer Gedankenwelt
eine Tatsache und von Bedeutung ist, ist
es in einer anderen nicht. Das macht die
Umwandlung von einer Gedankenwelt zu
einer anderen zu einem - im wesentlichen
kollektiven - kognitiven Prozeß des Ler-
nens und Wiedererlernens in einem neu-
en Kontext. Zwei Kulturen stehen dem-
nach bei der Kommunikation und Integra-
tion von Wissen aus einer Gedankenwelt
in eine andere vor beträchtlichen Proble-
men, die leicht unterschätzt werden.

Im Fall von Ramnäs handelt es sich um
eine Umwandlung von Wissen aus einer
Gedankenwelt, die als “wissenschaftlich”
bezeichnet werden kann, in neues Wis-
sen in einer anderen Gedankenwelt, die
als “industriell” bezeichnet werden kann.
Außerdem konnte eine ausgeprägte en-
dogene Lernfähigkeit in der industriellen
Kultur von Ramnäs festgestellt werden, die
weitgehend wissenschaftsunabhängig und
vermutlich weitaus wichtiger ist. Diese
Lernfähigkeit scheint weitgehend unab-
hängig vom Schulsystem zu sein.

In anderen Fällen kann die Konfrontati-
on zwischen Gedankenwelten einen an-
deren Verlauf nehmen. In den kleinen
Schiffswerften an der schwedischen West-
küste, die sich durch eine hohe Wettbe-
werbsfähigkeit auf dem internationalen
Markt auszeichnen, wurden (in einem lau-
fenden Kleinprojekt) ähnliche Konfronta-
tionen zwischen Wissensbildung, die auf
traditionellem handwerklichen Können
beruht, und “modernerem” industriellen
Denken festgestellt. In einer kürzlich ver-
öffentlichten Dissertation wurden tief-
greifende kulturelle Konfrontationen zwi-
schen Konstrukteuren und Fertigungs-
technikern in der Maschinenbauindustrie
nachgewiesen (Karlson, 1994, S. 158 ff.).
Außerdem besteht Anlaß zu glauben, daß
eine Untersuchung in der Pharmaindustrie
ein anderes Bild ergäbe, bei dem der (bio-
medizinischen und chemischen) Wissen-
schaft eine wichtigere Rolle zufiele.

Diese Konfrontation zwischen Gedanken-
welten kann sich im Laufe der Zeit än-

dern, weil sich die Bedeutung verschie-
dener Denkstile im industriellen Entwick-
lungsprozeß verlagern kann. Nicht der
Grad der “Verwissenschaftlichung”, son-
dern vielmehr das Ergebnis dieses
Konfrontationsprozesses bildet die Grund-
lage für die industrielle Kompetenz. Wett-
bewerbsfähigkeit und herausragende Lei-
stungen sind demnach sowohl in Indu-
striezweigen möglich, die durch hohe
Forschungs- und Entwicklungsintensität
gekennzeichnet sind, als auch in Indu-
striezweigen mit geringer Forschungs- und
Entwicklungsintensität; sie sind in jungen
wie auch in hochentwickelten Industrie-
zweigen möglich, und ebenso in “neuen”
wie in “alten” Technologien wie z.B. der
Kettenherstellung. A priori läßt sich kein
enger Zusammenhang zwischen einer ho-
hen Forschungs- und Entwicklungsin-
tensität und hoher industrieller Kompe-
tenz behaupten.

Im Vergleich zu vielen anderen industri-
ellen Tätigkeiten wie z.B. der Papier- und
Zellstoffherstellung (die ebenfalls als Low-
Tech- oder Middle-Tech-Branche einge-
stuft wird) und der Flugzeugkonstruktion
(die zur High-Tech-Branche zählt) ist die
Kettenherstellung einfach und technisch
anspruchslos. Trotzdem läßt sich bei nä-
herem Hinsehen eine Komplexität erken-
nen, die - sofern sie beherrscht wird - die
Nachahmung des Herstellungsverfahrens
und selbst des Produkts enorm erschwert.

Diese Komplexität ist auf verschiedenen
Ebenen erkennbar. Im Fall von Ramnäs
haben wir sie auf Betriebsebene in einer
Reihe von steigenden Innovationen nach-
gewiesen. Es ist denkbar, daß die für in-
dustrielle Kompetenz notwendige Kom-
plexität in anderen Industriezweigen auf
anderen Ebenen auftritt. Wir können bei-
spielsweise im Fall der Flugzeugher-
stellung Systeme integrierter Produktion
feststellen, deren Aufrechterhaltung ein
hohes Maß an organisationsgestützter
Koordinierungskompetenz erfordert (s.
Eliasson, 1994). Aber auch das ist nicht
dasselbe wie Forschung und Entwicklung.

In der Verfahrensindustrie hat eine kürz-
lich durchgeführte eingehende Fallstudie
darüber, wie das für technische Verfah-
ren zuständige Betriebspersonal einer
Erdölraffinerie und einer Papierfabrik sei-
ne Aufgaben bewältigt, eine Professiona-
lität, ein Systemwissen und ein Verständ-

Im Fall von Ramnäs handelt
es sich um eine Umwand-
lung von Wissen aus einer
Gedankenwelt, die als “wis-
senschaftlich” bezeichnet
werden kann, in neues Wis-
sen in einer anderen Gedan-
kenwelt, die als “industri-
ell” bezeichnet werden
kann.

Nicht der Grad der “Verwis-
senschaftlichung”, sondern
vielmehr das Ergebnis die-
ses Konfrontationsprozes-
ses [zwischen Gedanken-
welten] bildet die Grundla-
ge für die industrielle Kom-
petenz.

A priori läßt sich kein en-
ger Zusammenhang zwi-
schen einer hohen For-
schungs- und Entwicklungs-
intensität und hoher indu-
strieller Kompetenz be-
haupten.
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nis der Arbeitsabläufe nachgewiesen, die
einerseits unabhängig von wissenschaft-
lichem Wissen sind, auf der anderen Sei-
te jedoch über die Kompetenz zur Fein-
abstimmung weitgehend computerisierter
und komplexer Produktionsprozesse ver-
fügen (Perby, 1995).

In dieser Studie wurde nachgewiesen, daß
ein Großteil der Wissensbildung in einem
Low-Tech-Unternehmen - selbst wenn es
sich durch hohe Wettbewerbsfähigkeit
auszeichnet - weitgehend unabhängig von
der Wissenschaft erfolgt. Es gibt industri-
e l le Tradi t ionen und nicht- t r iv ia le
Wissensbildung, die für die Wettbewerbs-
fähigkeit von Bedeutung sind, die wir als
industrielle Kompetenz bezeichnet haben.
Diese industrielle Kompetenz entsteht und
entwickelt sich in spezifischen industri-
ellen Bereichen und Unternehmen. Sie
wird von einer Generation von Arbeitneh-
mern auf die nächste übertragen. Häufig
wird diese Kompetenz in der Berufsaus-
bildung und in Berufsschulen in der nä-
heren Umgebung des Unternehmens ent-
wickelt und vermittelt - auch wenn
Ramnäs hierfür kein gutes Beispiel ist. Die
Berufsbildungssysteme können somit ei-
nerseits industrielle Erfahrung aus ver-
schiedenen Unternehmen vermitteln, ent-
wickeln und vergleichen, auf der ande-
ren Seite können sie dieses industrielle
Wissen mit der wissenschaftlichen Gedan-
kenwelt vergleichen.

In Übereinstimmung mit der W&T-Perspek-
tive wird - in der heutigen Zeit scharfen
internationalen Wettbewerbs - der Wissen-
schaft in den Lehrplänen aller Berufsschu-
len und Ausbildungsprogramme ein beson-
derer Stellenwert eingeräumt. Selbstver-
ständlich müssen alle in der Industrie Be-
schäftigten grundlegende Kenntnisse in
den relevanten wissenschaftlichen Fachge-
bieten aufweisen; tatsächlich wurde sogar
in dieser Studie deutlich, daß die theoreti-
sche Grundlage bei Ramnäs gegenwärtig
vermutlich zu gering ist.

Es ließe sich anführen, daß es Arbeitskräf-
ten mit einem hohen Bildungsstand - über
die Ramnäs nicht verfügt - im allgemeinen
leichter fällt, ihre Kompetenz zur Entwick-
lung neuer Verfahren und Produkte zu
nutzen. Ramnäs zeichnet sich in einem
hochspezialisierten Bereich der Schweiß-
und Schmiedetechnik aus. Wenn in der
Erdölindustrie keine Schwimmplattformen

mehr zum Einsatz kommen oder wenn in
der Mooring-Technologie Stahlketten durch
Kabel und synthetische Fasern ersetzt wer-
den, ist die hochspezialisierte industrielle
Kompetenz bei Ramnäs gefährdet.

Ebenso ließe sich anführen - was in ei-
nem anderen Kontext anhand von 16 Fall-
studien gezeigt wurde (im wesentlichen
in Low-Tech- und Middle-Tech-Unterneh-
men) - daß ein hohes Kreativitäts- und
Lernpotential besteht, das selbst bei Mit-
arbeitern mit niedrigem Ausbildungsstand
in traditionellen Industriezweigen mobi-
lisiert werden kann. Dies scheint insbe-
sondere dann der Fall zu sein, wenn die
Ausbildung mit modernen Veränderungen
in der Produktionsorganisation einher-
geht, z.B. durch Bildung von Teams, die
für bestimmte gemeinsame Aufgaben zu-
ständig sind, und durch einen drastischen
Abbau der Vorarbeiterfunktion. (Hamn-
gren, Laestadius & Odhnoff, 1995).

Es stellt sich jedoch die Frage, ob nicht
die gegenwärtige “Verwissenschaft-
lichung” der betrieblichen Berufsbildung
die in diesem Artikel analysierten Formen
der Wissensbildung und industriellen
Kompetenz vernachlässigt. Die Herausfor-
derung für betriebliche Ausbildungspro-
gramme auf unterer und mittlerer Ebene
in ihrer aktuellen Struktur besteht darin,
mit dieser Konfrontation zwischen “den
zwei Kulturen” des wissenschaftlichen
Wissens und der industriellen Kompetenz
richtig umzugehen und sie gleichzeitig zu
fördern. Diese Problematik wurde auch
vor einigen Jahren in der bekannten Stu-
die Made in America  erkannt
(Dertouzous, 1989, S. 77 ff.).

Für die Wahrung der Wettbewerbsfähig-
keit ist es wichtig, daß die Traditionen,
d.h. industrielle Kreativität, Innovations-
geist, praktische Fertigkeiten, handwerk-
liches Können und organisatorisches Wis-
sen, nicht auf dem Altar der Wissenschaft
geopfert werden. Die Industrie lebt über-
wiegend von “Praktikern” und Mitarbei-
tern, die praktische Probleme anhand ei-
ner Wissensgrundlage lösen, die im Zu-
sammenhang mit einem spezifischen in-
dustriellen Kontext steht, und nur gele-
gentlich von einem tiefgreifenden und
allgemeinen Wissenschaftsverständnis.
Vor dieser Herausforderung stehen im
übrigen auch die Technischen Hochschu-
len.

Die Berufsbildungssysteme
können somit einerseits in-
dustrielle Erfahrung aus
verschiedenen Unterneh-
men vermitteln, entwickeln
und vergleichen, auf der an-
deren Seite können sie die-
ses industrielle Wissen mit
der wissenschaftlichen Ge-
dankenwelt vergleichen.

Die Industrie lebt überwie-
gend von “Praktikern” und
Mitarbeitern, die prakti-
sche Probleme anhand ei-
ner Wissensgrundlage lö-
sen, die im Zusammenhang
mit einem spezifischen in-
dustriellen Kontext steht,
und nur gelegentlich von
einem tiefgreifenden und
allgemeinen Wissenschafts-
verständnis.
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Berufliche Bildung und
benachteiligte Jugendli-
che in den Vereinigten
Staaten
Bildungsmäßig benachteiligte Jugendliche in den Vereinigten Staaten haben
große Schwierigkeiten, ein festes Beschäftigungsverhältnis zu finden, das ech-
te Ausbildungs- und Aufstiegsmöglichkeiten bietet. Im Oktober 1994 hatten
nur 43 % der Jugendlichen, die im Jahr zuvor den Besuch der High School
abgebrochen hatten, einen Arbeitsplatz. Von denjenigen, die die High School
im Frühjahr 1994 erfolgreich abgeschlossen und anschließend kein Studium
an einem College aufgenommen hatten, waren nur 64 % beschäftigt (BLS 1995).
Diejenigen, die Arbeit hatten, hatten Tätigkeiten angenommen, bei denen das
Einkommen um 10 % bis 15 % niedriger war als im Jahr 1980.
Es sind höhere Investitionen in das Humankapital erforderlich, das diese
Arbeitskräfte bilden. Aber welcher Form von Bildung bzw. Ausbildung ist der
Vorzug zu geben: Sind allgemeine theoretische Kenntnisse oder berufsbezo-
gene Kenntnisse und Fertigkeiten wichtiger? In der Ausgabe des “Economist”
vom 12. März 1994 wird die Auffassung vertreten, man solle den berufsbil-
denden Unterricht abschaffen und statt dessen allgemeinbildende Inhalte ver-
mitteln:
Denn Wirtschaftsexperten vertreten seit langem die Auffassung, daß allge-
meine Bildung einen höheren Nutzen bringt als eine spezielle Ausbildung, weil
allgemeine Bildung übertragbar ist, während viele berufliche Kenntnisse und
Fertigkeiten eher spezifisch für eine bestimmte Tätigkeit sind. Heute, wo Be-
schäftigungsverhältnisse immer weniger Sicherheiten bieten, der Dienst-
leistungssektor immer mehr an Bedeutung gewinnt und der Markt in immer
höherem Umfang die Fähigkeit zum Umgang mit Menschen sowie zur Verar-
beitung von Information erfordert, stellt sich diese Frage um so dringlicher.
Dieser Auffassung liegen jedoch drei falsche Vorannahmen zugrunde:
❏ Allgemeine theoretische Kenntnisse stellen einen nützlichen Ersatz für be-
rufsbezogene Kenntnisse und Fertigkeiten dar.
❏ Die Tatsache, daß berufliche Kenntnisse und Fertigkeiten zunehmend
schneller veralten, schränkt den Nutzen der beruflichen Bildung ein.
❏ Die zunehmende Fluktuation der Beschäftigungsverhältnisse vermindert
den Nutzen von schulischer Berufsbildung.

Im folgenden soll untersucht werden, welche Ergebnisse die Forschung zu
diesen drei Punkten erbracht hat.

John H. Bishop
Leiter des Department of
Human Resource Studies

an der New York State
School of Industrial and

Labour Relations, Cornell
University. Bevor er 1986

nach Cornell ging, war
Bishop zunächst stellver-

tretender Direktor und dann Di-
rektor des Center for Research on
Youth Employability; Forschungs-

tätigkeit am National Center for
Research in Vocational Education;

in zahlreichen Fällen Gutachter-
tätigkeit für Kongreßausschüsse.

Der Artikel geht der Frage
nach, ob man benachteiligten
Jugendlichen - d.h. Jugendli-
chen, die in der Schule
schlechte Leistungen zeigen -
in den letzten Schuljahren der
Sekundarstufe die Möglichkeit
bieten sollte, sich für eine be-
rufliche Fachrichtung zu ent-
scheiden und diese zu erler-
nen. Die durchgesehenen Un-
tersuchungen zeigen, daß die
Produktivität in den meisten
beruflichen Tätigkeiten nicht
von sprachlichen und mathe-
matischen Kenntnissen be-
stimmt wird, sondern in direk-
ter Weise von den arbeitsplatz-,
berufs- und berufsgruppen-
spezifischen sozialen Fähigkei-
ten (z.B. gute Arbeitsgewohn-
heiten und zwischenmenschli-
che Fähigkeiten) und kogniti-
ven Fertigkeiten abhängig ist.
Die zunehmende Fluktuation
der Beschäftigungsverhältnis-
se in der letzten Zeit und die
Geschwindigkeit, mit der be-
rufliche Kenntnisse und Fer-
tigkeiten veralten, haben den
Nutzen von schulischer Berufs-
bildung nicht vermindert, son-
dern - im Gegenteil- erhöht.
Wenn bisherige Kenntnisse
und Fertigkeiten schneller ver-
alten, dann müssen neue in
kürzeren Abständen erworben
werden. Dies bewirkt keinen
Rückgang, sondern eine Zu-
nahme des Bedarfs an berufli-
cher Bildung insgesamt. Die
Arbeitgeber sind aufgrund der
hohen Fluktuation der Be-
schäftigungsverhältnisse im-
mer weniger gewillt, Arbeits-
kräfte ohne Berufserfahrung
einzustellen und auszubilden,
so daß schulische Berufsbil-
dungsprogramme notwendi-
ger sind als jemals zuvor.

Es zeigt sich, daß berufli-
che Kenntnisse und Fertig-
keiten von entscheidender
Bedeutung sind

In den meisten beruflichen Tätigkeiten
wird die Produktivität nicht von sprachli-
chen und mathematischen Kenntnissen
bestimmt, sondern sie ist direkt von den
arbeitsplatz-, berufs- und berufsgruppen-

spezifischen sozialen (z. B. gute Arbeits-
gewohnheiten und zwischenmenschliche
Fähigkeiten) und kognitiven Fähigkeiten
abhängig. Fragt man Inhaber von kleinen
und mittleren Unternehmen, die ja in der
amerikanischen Wirtschaft die meisten Ar-
beitsplätze schaffen, welche Fähigkeiten
für sie bei der Einstellung von Personal
ausschlaggebend sind, so werden Arbeits-
gewohnheiten und berufliche Kenntnisse
und Fertigkeiten vor sprachlichen und
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mathematischen Kenntnissen genannt.
1987 wurden Besitzer von kleinen und
mittleren Unternehmen - alle waren Mit-
glieder der National Federation of Inde-
pendent Business - danach befragt, wel-
che Fähigkeiten das entscheidende Krite-
rium zur Auswahl von Personal darstel-
len1. 40 % nannten ‘(vorhandene) be-
rufliche Kenntnisse und Fertigkeiten’
an erster, weitere 14 % an zweiter Stel-
le (vgl. Tabelle 1). Demgegenüber wur-
den ‘sprachliche, intellektuelle und ma-
thematische Fähigkeiten’ nur von 6 % der
amerikanischen Arbeitgeber an erster und
von 13 % an zweiter Stelle genannt.
Führungskompetenz und zwischen-
menschliche Fähigkeiten wurden eben-
falls selten an erster Stelle genannt. Das
entscheidendste Kriterium nach den be-
ruflichen Kenntnissen und Fertigkeiten
waren die ‘Arbeitsgewohnheiten’. Sie
wurden von 29 % der Befragten als wich-
tigstes und von 36 % als zweitwichtigstes
Kriterium genannt, und nur für 3 % der
Arbeitgeber standen sie an 5. oder 6. Stel-
le. Dies zeigt deutlich, daß gute Arbeits-
gewohnheiten für nahezu jeden Arbeits-
platz ein wichtiges Kriterium bei der Aus-
wahl von Personal sind.

-----Tabelle 1:------
Die Bedeutung von schon vorhandenen
beruflichen Kenntnissen und Fertigkeiten
wurde weniger einheitlich bewertet. Für
20 % der Arbeitsplätze wurden vorhan-
dene berufliche Kenntnisse und Fertigkei-
ten erst an 5. oder 6. Stelle genannt. Dies
betraf in erster Linie weniger qualifizierte
Tätigkeiten - Dienstleistungs- und Büro-
tätigkeiten, Tätigkeiten in der Produktion
und im Verkauf. Für diese schlechter be-
zahlten Tätigkeiten wurden als wesent-
lichstes Kriterium die Arbeitsgewohn-
heiten angeführt, an zweiter Stelle stand
die ‘Fähigkeit zum Erwerb neuer berufli-
cher und arbeitsplatzspezifischer Kennt-
nisse und Fertigkeiten’, und bereits erwor-
bene berufliche Kenntnisse und Fertigkei-
ten belegten den dritten Platz. ‘Sprachli-
che, intellektuelle und mathematische
Fähigkeiten’ wurden für die höher quali-
fizierten Tätigkeiten an letzter und für die
weniger qualifizierten an vorletzter Stelle
genannt (Bishop 1995).

Als Folge davon finden Absolventen der
High School, die über gute sprachliche
und mathematische Kenntnisse verfügen,
im Jahr unmittelbar nach dem erfolgrei-
chen Schulabschluß keine besseren Be-

schäftigungsverhältnisse als ihre weniger
gut gebildeten Altersgenossen (Bishop
1992). Die besten Arbeitsplätze gehen vor
allem an Absolventen, die den berufsbil-
denden Unterricht besucht haben und/
oder während des Schuljahres auf Teil-
zeitbasis berufstätig waren (Bishop 1995).

Beruflicher Erfolg

Welche Fähigkeiten sind nach der Einstel-
lung ausschlaggebend für beruflichen Er-
folg? Die NFIB-Studie lieferte auch auf
diese Frage Antworten. Die Unternehmer
gaben Auskunft über den Hintergrund und
den beruflichen Erfolg von zwei Beschäf-
tigten (A und B), die in der letzten Zeit
für dieselbe Tätigkeit eingestellt wurden2.
Nachdem die beiden Beschäftigten min-
destens ein Jahr in dem Unternehmen tä-
tig waren, wurden die Arbeitgeber befragt,
welche Person (A oder B) sich hinsicht-
lich der folgenden Punkte als besser er-
wiesen hatte: ‘berufliche und arbeitsplatz-
spezifische Kenntnisse und Fertigkeiten‘,
‘Fähigkeit zum Erwerb von neuen beruf-

Tabelle 1: Gewünschte Fähigkeiten bei der Einstellung
von Personal

Nennung Durchschnittliche
an Stelle Wertung

1 2 5/6 nach Fähigkeit
(%) (%) (%) Hoch Niedrig

(vorhandene) berufliche und
arbeitsplatzspezifische
Kenntnisse und Fertigkeiten 40 14 20 2,36 3,01

Fähigkeit zum Erwerb von
neuen beruflichen und
arbeitsplatzspezifischen
Kenntnissen und Fertigkeiten 15 26 13 2,96 2,84

Arbeitsgewohnheiten und
Einstellungen (Engagement,
Motivation, Pünktlichkeit) 29 36 3 2,30 2,20

Zwischenmenschliche Fähig-
keiten (Teamarbeit, Auftreten,
Umgang mit anderen) 9 15 33 3,79 3,49

Führungskompetenz
(Organisieren, Anleiten
und Motivieren
von anderen/Problemlösen) 1 2 54 5,16 5,33

Sprachliche, intellektuelle
und mathematische Fähigkeiten 6 13 39 5,65 3,83

1) Die 500 000 Mitglieder des ameri-
kanischen Verbandes der selbständi-
gen Unternehmer (National Feder-
ation of Independent Business, NFIB)
wurden nach Beschäftigung aufge-
schlüsselt und Großunternehmen auf
Stichprobenbasis befragt. Manager,
die abhängig beschäftigt für Tochter-
firmen von Großunternehmen des öf-
fentlichen Sektors zuständig sind,
können nicht Mitglieder in diesem
Verband werden, so daß die Stichpro-
be keine Daten über die Beschäfti-
gungssituation in solchen Großunter-
nehmen enthält. Ein vierseitiger Fra-
gebogen wurde an ungefähr 11000
Unternehmen verschickt, und nach
drei Folgebefragungen lagen schließ-
lich 2599 Antworten vor. Die Befra-
gung bezog sich auf einen einzigen
Beruf, jenen, “in dem Sie in den ver-
gangenen zwei bis drei Jahren die
größte Zahl von Arbeitskräften einge-
stellt haben”.
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lichen und arbeitsplatzspezifischen Kennt-
nissen und Fertigkeiten’, ‘Arbeitsgewohn-
heiten und Einstellungen’, ‘zwischen-
menschliche Fähigkeiten (Teamarbeit,
Auftreten, Umgang mit anderen)’, ‘Füh-
rungskompetenz (Organisieren, Anleiten
und Motivieren von anderen)’  und
‘sprachliche, intellektuelle und mathema-
tische Fähigkeiten’. Sie wurden um eine
Evaluierung gebeten: War Person A “viel
besser” oder “besser” als Person B, war
sie “genauso gut” wie B, oder war Person
B “viel besser” oder “besser” als Person
A? Da es sich um kleine Unternehmen
handelte, standen die Arbeitgeber in di-
rektem Kontakt zu den einzelnen Arbeit-
nehmern, und man kann davon ausgehen,
daß der Beurteilung stichhaltige Informa-
tionen zugrunde lagen. In den meisten
Fällen stellten die Arbeitgeber, was die
Fähigkeiten betraf, beträchtliche Unter-
schiede zwischen den Beschäftigten fest.
In 78 % der Fälle wurden die beruflichen
Kenntnisse und Fertigkeiten des einen
Beschäftigten als “besser” oder “viel bes-
ser” bewertet als diejenigen des anderen.
In 58 % der Fälle wurden die sprachli-
chen, intellektuellen und mathematischen
Fähigkeiten als unterschiedlich bewertet.
Ganz allgemein zeigten sich diejenigen,
die in einem der Bereiche leistungsstark
waren, auch in den anderen Bereichen
leistungsfähig.

Durch Regression wurde statistisch ermit-
telt, welches Kriterium am stärksten zur

beruflichen Leistungsfähigkeit insgesamt
beitrug. Der jeweilige Einstiegslohn, der
aktuelle (oder der zuletzt feststellbare)
Lohn und die für die Personen A und B
jeweils angesetzte Gesamtproduktivität
wurden danach aufgeschlüsselt, wie bei-
de in jeder der sechs Kategorien von
arbeitsrelevanten Fähigkeiten beurteilt
wurden. Geschlecht, ethnische Zugehö-
rigkeit und Familienstand wurden dabei
berücksichtigt. Die Größen ‘aktueller
Lohn’ und ‘Produktivität’ wurden zum
Zeitpunkt der Befragung ermittelt, die im
Durchschnitt etwa ein Jahr nach Einstel-
lung erfolgte. Für inzwischen entlassene
Beschäftigte wurde die Produktivität zwei
Wochen vor Verlassen des Unternehmens
und der Lohn zum Zeitpunkt des definiti-
ven Ausscheidens aus dem Unternehmen
ermittelt. Die Ergebnisse für alle drei
Arbeitsmarktgrößen sind in Diagramm 1
dargestellt. Die Stäbchen zeigen die pro-
zentualen Differenzen von Lohnhöhe und
Produktivität, die sich für den Arbeitneh-
mer ergaben, der als “viel besser” als der
andere bewertet wurde. Die Faktoren
‘sonstige Fähigkeiten’, ‘Dienstalter’. ‘eth-
nische Zugehörigkeit’, ‘Geschlecht’ und
‘Familienstand’ wurden dabei konstant
gehalten.

-------Diagramm 1---------
Die Bewertung der relativen beruflichen
Kenntnisse und Fertigkeiten, der Lern-
fähigkeit, der Arbeitsgewohnheiten und
der menschlichen Fähigkeiten einer Per-
son zeigte einen signifikant positiven
Zusammenhang mit der Bewertung der
jeweiligen Gesamtproduktivität ungefähr
ein Jahr nach der Einstellung (schwar-
zes Stäbchen in Diagramm 1). Demge-
genüber war ein Zusammenhang zwi-
schen der Beurteilung der allgemeinen
theore t i schen Kenntn isse und der
Führungskompetenzen eines Beschäftig-
ten durch die Arbeitgeber auf der einen
und der Bewertung seiner aktuellen be-
ruflichen Leistungsfähigkeit auf der an-
deren Seite nicht festzustellen. Bei kon-
stant gehaltenen demographischen Fak-
toren und Bewertungen anderer Eigen-
schaften durch die Arbeitgeber wurde die
Produktivität von Arbeitnehmern, deren
berufliche Kenntnisse und Fertigkeiten
als “viel besser” eingeschätzt wurden,
nach einjähriger Berufstätigkeit als 10,7
% besser beurteilt.

Noch deutlicher sind die Auswirkungen
von beruflichen Kenntnissen und Fertig-

Diagramm 1:

Effekte der Fähigkeiten auf Löhne und Produktivität

-10%

-5%

0%

5%

10%

15%

20%

25%

Einstiegslohn

Aktueller Lohn

Aktuelle Produktivität

Berufl.
Kenntnisse

Allg.
Kenntnisse

Lern-
fähigkeit

Arbeits-
gewohnheiten

Zwischenmenschl.
Fähigkeiten

Führungs-
kompetenz

2) Nach einer Reihe von allgemeinen
Fragen zur Art des Arbeitsplatzes und
zu den Qualitäten, auf die man bei
der Besetzung dieses Arbeitsplatzes
achtete, waren die Manager aufgefor-
dert, unter denjenigen, die für diesen
Arbeitsplatz eingestellt worden waren,
zwei Personen auszuwählen und sich
bei der Beantwortung aller weiteren
Fragen auf diese Arbeitnehmer zu be-
ziehen. Die Auswahl wurde anhand
folgender Anweisung getroffen: “Wäh-
len Sie die Person aus, die vor Au-
gust 1986 zuletzt für diesen Arbeits-
platz (Arbeitsplatz X) eingestellt wur-
de, unabhängig davon, ob diese
Person derzeit noch in Ihrem Be-
trieb tätig ist. Nennen Sie diesen
Arbeitnehmer ‘Person A’. ‘Person B’
ist dann der Arbeitnehmer, der unmit-
telbar vor Person A am Arbeitsplatz
X tätig war. Bitte lassen Sie dabei
wiedereingestellte ehemalige Beschäf-
tigte unberücksichtigt.” Dabei konn-
ten in mehr oder weniger vollständi-
ger Form in 1624 Fällen Daten zu ‘Per-
son A’ und in 1403 Fällen Daten zu
‘Person B’ ermittelt werden.
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keiten auf die jeweilige Höhe der Löhne.
Berufliche Kenntnisse und Fertigkei-
ten hatten als einziges Kriterium gro-
ße positive Effekte auf die jeweilige
Höhe der Löhne. Arbeitnehmer, deren
berufliche Kenntnisse und Fertigkeiten als
“viel besser” bewertet wurden, erhielten
einen um 12 % höheren Einstiegslohn,
und der Lohn nach ungefähr einem Jahr
lag 14 % höher.

Die allgemeinen theoretischen Kennt-
nisse sowie die zwischenmenschlichen
Fähigkeiten zeigten keine signifikanten
Effekte auf die Höhe der Löhne .
Führungskompetenz hatte geringe positi-
ve Effekte auf die Höhe der Löhne sowie
die Einstiegsproduktivität, sie zeigte je-
doch keine Effekte auf die ein Jahr später
ermittelte Produktivität. Die beiden Kate-
gorien, die nach einem Jahr den stärk-
sten Effekt auf die Produktivität zeigten -
die nachträglich bewerteten Kategorien
‘Arbeitsgewohnheiten’ und ‘Fähigkeiten
zum Erwerb neuer berufl icher und
arbeitsplatzspezifischer Kenntnisse und
Fertigkeiten’ - standen in einem signifi-
kant negativen Verhältnis zur Höhe der
Löhne (Bishop 1995).

Korrelationen zwischen beruflichen
Kenntnissen und beruflicher Lei-
stungsfähigkeit

Eine dritte Möglichkeit zur Einschätzung
der Bedeutung von beruflichen Kenntnis-
sen und Fertigkeiten besteht darin, diese
auf direktem Weg zu ermitteln und an-
schließend ihre Korrelation mit der Wer-
tung der beruflichen Leistungsfähigkeit
insgesamt zu prüfen. Wie eine Meta-
analyse Hunderter empirischer Verläß-
lichkeitsstudien ergab, ermöglichen Fra-
gebogen-Tests zur Feststellung beruflicher
Kenntnisse brauchbare Prognosen der
beruflichen Leistungsfähigkeit. Eine im
Jahr 1972 von Dunette durchgeführte
Metaanalyse von 262 Untersuchungen von
Tests zur Feststellung beruflicher Kompe-
tenzen ergab, daß deren durchschnittli-
che Korrelation mit späteren Evaluie-
rungsergebnissen 0,51 betrug, d. h. hö-
her lag als bei allen anderen Prognose-
verfahren, Tests zur Feststellung allgemei-
ner sprachlicher und mathematischer
Kenntnisse inbegriffen. Eine 1982 von
Vineberg und Joyner erstellte Metaanalyse
von beim Militär durchgeführten Tests

führte zu ähnlichen Ergebnissen. Tests zur
Feststellung beruflicher Kenntnisse eignen
sich auch weitaus besser zur Prognose von
Ergebnissen, die eine spätere Evaluierung
der allgemeinen beruflichen Leistungsfä-
higkeit liefert, als die Bestimmung der mit
guten Arbeitsgewohnheiten in Zusammen-
hang stehenden Persönlichkeitsstrukturen
(Leatta Hough 1988).

Vergleicht man Fragebogentests zur Fest-
stellung der für eine bestimmte Tätigkeit
relevanten beruflichen Kenntnisse mit
Tests zur Bewertung sprachlicher und
mathematischer Kenntnisse unter dem
Gesichtspunkt, ob sie eine Prognose der
Ergebnisse erlauben, die eine spätere
Evaluierung der beruflichen Leistungsfä-
higkeit ergeben, so ist festzustellen, daß
allein erstere verläßliche Erkenntnisse lie-
fern. Wird die berufliche Leistungsfähig-
keit durch Evaluierung der Leistung bei
der Lösung einer Auswahl wesentlicher
Arbeitsaufgaben ermittelt, so ist der Beta-
koeffizient für Tests zur Feststellung be-
ruflicher Kenntnisse zwei- bis viermal grö-
ßer als derjenige für Tests zur Feststel-
lung verschiedener allgemeiner Kenntnis-
se (Hunter 1983).

Zusammenfassend ist festzustellen, daß
bei fast jeder beruflichen Tätigkeit die
Leistungsfähigkeit direkt von sozialen
Fähigkeiten (wie guten Arbeitsgewohn-
heiten und zwischenmenschliche Fähig-
keiten) abhängt: Dies sind allgemeine und
kognitive Kenntnisse und Fertigkeiten, die
für den jeweiligen Arbeitsplatz, Beruf oder
Berufsbereich spezifisch sind. Hingegen
hängt die Leistungsfähigkeit nicht zusam-
men mit den intellektuellen und mathe-
matischen Kenntnissen. Diese können
insofern zur Produktivität beitragen,
als sie dem einzelnen helfen, die di-
rekt leistungsrelevanten beruflichen
und arbeitsplatzspezifischen Kennt-
nisse und Fertigkeiten zu erwerben.
Da eine umfassende Verbesserung der
beruflichen Kenntnisse leichter zu
erreichen ist als eine (im Sinn einer
Standardabweichung) äquivalente Ver-
besserung der sprachlichen und ma-
thematischen Kenntnisse, ist eine be-
rufsbezogene Ausbildung in hohem
Maß erstrebenswert, sofern die betref-
fenden Schüler wahrscheinlich in
dem erlernten oder einem verwand-
ten Beruf tätig werden und auf diese
Weise ihr Wissen anwenden können.

“Bei fast jeder beruflichen
Tätigkeit hängt die Lei-
stungsfähigkeit direkt von
sozialen Fähigkeiten (wie
guten Arbeitsgewohnheiten
und zwischenmenschlichen
Fähigkeiten) ab: Dies sind
allgemeine und kognitive
Kenntnisse und Fertigkei-
ten, die für den jeweiligen
Arbeitsplatz, Beruf oder
Berufsbereich spezifisch
sind. Hingegen hängt die
Leistungsfähigkeit nicht
zusammen mit den intellek-
tuellen und mathemati-
schen Kenntnissen.”
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Das Veralten von berufli-
chen Kenntnissen und
Fertigkeiten und der Aus-
bildungsbedarf

Berufliche Kenntnisse und Fertigkeiten
veralten heutzutage schneller als in der
Vergangenheit. Diejenigen, die davon
ausgehen, daß durch diese Entwicklung
die Vermittlung von berufsbezogenen
Kenntnissen und Fertigkeiten an Bedeu-
tung verliert, betrachten den Zusammen-
hang jedoch von der falschen Seite her.
Veraltete berufliche Kenntnisse und Fer-
tigkeiten müssen durch neue ersetzt wer-
den. Wenn bisherige Kenntnisse und Fer-
tigkeiten schneller veralten, müssen neue
in kürzeren Abständen erworben werden.
Dies bewirkt keinen Rückgang, sondern
eine Zunahme des Bedarfs an beruflicher
Bildung insgesamt.

Am schnellsten veralten berufliche Kennt-
nisse und Fertigkeiten in Bereichen, die
einem rapiden Wandel unterworfen sind
und eng mit theoretischen Wissensgebie-
ten in Zusammenhang stehen, wie z. B.
bei Computern. Und genau in diesen Be-
reichen zahlt sich der Erwerb von beruf-
lichen Kenntnissen und Fertigkeiten am
meisten aus. Bei gleicher Branche und
gleichem Beruf liegt der Stundenlohn von
Personen, die am Computer arbeiten, 10
% höher. 1993 ergab eine von Alan Kruger
durchgeführte Befragung von Zeitarbeits-
firmen, daß die meisten Unternehmen den
Personen, die für eine befristete Anstel-
lung im Bürobereich vermittelt werden
wollen, eine kostenlose Schulung in Text-
verarbeitung anbieten. Krüger (1993, S.
47) stellte fest, “daß die Tatsache, daß
Zeitarbeitsunternehmen es als gewinn-
trächtig betrachten, den Arbeitnehmern,
die sie vermitteln, eine Schulung am Com-
puter anzubieten, dafür spricht, daß
Computerkenntnisse von hoher Rentabi-
lität sind”.

Daß Kenntnisse rasch veralten, bedeutet,
daß diese nur für einen kurzen Zeitraum
gewinnbringend eingesetzt werden kön-
nen; es bedeutet jedoch auch, daß nur
eine begrenzte Zahl von entsprechend
qualifizierten Arbeitnehmern zur Verfü-
gung steht, weil Personen, die früher aus-
gebildet wurden, diese beruflichen Kennt-
nisse und Fertigkeiten nicht erworben

haben. Folglich verfügen Absolventen von
Ausbildungsprogrammen, in denen die
neuesten beruflichen Kenntnisse und Fer-
tigkeiten vermittelt werden, über ein Gut,
an dem auf dem Markt Mangel besteht
und das sich aus diesem Grund bezahlt
macht. Der Arbeitsmarkt reagiert auf das
schnelle Veralten von beruflichen Kennt-
nissen und Fertigkeiten mit besseren fi-
nanziellen Gegenleistungen für eine Qua-
lifizierung.

Fluktuation der Beschäfti-
gungsverhältnisse und
Ausbildungsanreize

Tragen die Arbeitgeber dem Bedarf an
mehr Weiterbildung in angemessener
Weise Rechnung? Es hat nicht den An-
schein. Eine hohe Fluktuation der Be-
schäftigungsverhältnisse hält die Arbeit-
geber von Ausbildungsinvestitionen ab.
Die Arbeitnehmer in Amerika wechselten
über die vergangenen 25 Jahre hinweg
immer häufiger den Arbeitsplatz, was zur
Folge hatte, daß Ausbildungsmaßnahmen
für die Unternehmen immer kosteninten-
siver wurden. Der Anteil der Arbeitneh-
mer, die in ihrem Betrieb weniger als 25
Monaten beschäftigt sind, stieg von 28 %
im Jahr 1968 auf 40 % im Jahr 1978 und
ist seitdem stabil geblieben. Die durch-
schnittliche Betriebszugehörigkeit männ-
licher Beschäftigter nahm zwischen 1963
und 1981 (bei gleichbleibender Alters-
struktur) um 5 % ab und verringerte sich
zwischen 1983 und 1987 um weitere 8 %
(Bishop 1995).

Der Economist nennt die hohe Fluktua-
tion der Beschäftigungsverhältnisse als
Begründung für ein Zurückschrauben
von schulischen Berufsbildungspro-
grammen. Auch in diesem Punkt verhält
es sich jedoch genau umgekehrt: Nicht
die Fluktuation der Beschäftigungsver-
hältnisse wirkt sich auf den sozialen
Nutzen von beruflicher Bildung aus, son-
dern der Wechsel des beruflichen Tä-
tigkeitsbereichs. Die berufliche Mobi-
lität in den Vereinigten Staaten zeigt ei-
nen der Fluktuation der Beschäftigungs-
verhältnisse gegenläufigen Trend: Sie
nahm zwischen 1978 und 1987 um 13 %
auf 20 % ab (Markey/Parks 1989), wo-
durch der soziale Nutzen eines Erwerbs
von beruflichen Kenntnissen und Fertig-
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keiten größer wurde. Da aufgrund der
zunehmenden Fluktuation der Beschäf-
tigungsverhältnisse auf seiten der Arbeit-
geber die Bereitschaft zur Ausbildungs-
finanzierung abnahm, sind schulische
Berufsbildungsprogramme notwendiger
als jemals zuvor.

Sollte an Schulen keine be-
rufsbezogene Ausbildung
mehr angeboten werden?

Gute Gründe sprechen dafür, daß es für
die Arbeitnehmer in Amerika vorteilhaft
wäre, wenn die Arbeitgeber sich im Be-
reich der beruflichen Bildung stärker en-
gagieren und die Schulen in dieser Hin-
sicht entlasten würden. Wird die Ausbil-
dung von den Unternehmen übernom-
men, so reduziert sich der Zeitaufwand
pro Auszubildendem auf ein Minimum,
und es wird ein umfassender und soforti-
ger Produktivi tätszuwachs erreicht.
Höchstwahrscheinlich wird der/die Aus-
zubildende die erworbenen Kenntnisse
am Arbeitsplatz anwenden und dafür be-
lohnt werden. Es bestehen starke Anrei-
ze zur Senkung der Kosten (den Zeitauf-
wand pro Auszubildendem einbezogen),
zur Auswahl von leistungsfähigen Ausbil-
dern und Ausbildungsstrategien und zum
Erwerb neuen Wissens.

Die Kosten, die durch eine betriebliche
Ausbildung entstehen, werden größten-
teils vom Arbeitgeber getragen und nicht
durch Lohnsenkung während der Ausbil-
dungszeit an den Arbeitnehmer weiterge-
geben (Bishop 1994). Zudem erzielt letz-
terer nach Abschluß einer solchen Aus-
bildung ein wesentlich besseres Einkom-
men. Somit ist die Ausbildung für den
Arbeitnehmer ein lukratives Geschäft. Der
Nutzen, der Arbeitgebern, Arbeitnehmern
sowie anderen Gruppen der Gesellschaft
(z. B. sozialer Nutzen) durch eine betrieb-
liche Ausbildung insgesamt entsteht, ist
verglichen mit den sozialen Kosten hoch
(Bishop 1995).

Problematisch ist die betriebliche Aus-
bildung in einer Hinsicht: Sie wird zu
selten angeboten. Die Arbeitnehmer, die
ja den größten Vorteil aus einer Ausbil-
dung ziehen, sind häufig schlecht infor-
miert über deren Kosten und Nutzen, ver-
fügen nicht über die entsprechenden Mit-

tel und haben auch keinen Zugang zu
Fremdmitteln, was jedoch zur Aus-
bildungsfinanzierung notwendig wäre.
Die Arbeitgeber tragen den Großteil der
Kosten für eine Ausbildung am Arbeits-
platz, den Nutzen jedoch haben andere:
der Arbeitnehmer sowie diejenigen Arbeit-
geber, die diesen später beschäftigen
(Bishop 1994). Die pro Stunde anfallen-
den Ausbildungskosten sind sehr hoch;
weil der Arbeitnehmer während der Aus-
bildung Lohn erhält und die Ausbilder sich
häufig nur mit einem Auszubildenden
befassen können. Hohe Kosten entstehen
zudem dadurch, daß die meisten Betrie-
be zu klein sind, als daß eine Kostende-
gression erreichbar und eine Spezialisie-
rung auf Ausbildungstätigkeit möglich
wäre. Auch können für betriebliche
Berufsbildungsangebote im allgemeinen
keine öffentlichen Zuschüsse in Anspruch
genommen werden.

Da den Unternehmern durch Berufsbil-
dungsangebote sehr hohe Kosten pro
Stunde entstehen, ist es nur natürlich, daß
sie stark daran interessiert sind, daß an-
dere, d.h. Schulen und andere Arbeitge-
ber, die Ausbildung übernehmen. Sie stel-
len bevorzugt Arbeitnehmer ein, die be-
reits ausgebildet sind und über Berufser-
fahrung verfügen. Sind solche Arbeitskräf-
te nicht verfügbar, dann werden die Aus-
bildungsplätze mit Familienmitgliedern
oder Freunden der Familie besetzt, um
die Fluktuation der Arbeitskräfte und die
Höhe der Familienleistungen gering zu
halten. Dies bedeutet, daß Jugendlichen,
zu deren sozialen Kontakten weder Un-
ternehmer noch Manager gehören, der
Zugang verwehrt bleibt. Aufgrund der
hohen Kosten und der hohen Fluktuati-
on der Beschäftigungsverhältnisse verfol-
gen die Arbeitgeber eine “just-in-time”-
Ausbildungsstrategie, d. h. dem Arbeitneh-
mer werden ganz gezielt nur die Kennt-
nisse und Fertigkeiten vermittelt, die am
derzeitigen Arbeitsplatz erforderlich sind.
Ausbildung wird nur dann angeboten,
wenn absehbar ist, daß sie kurzfristig
Gewinn bringt.

Wenn über Ausbildungsinvestitionen ent-
schieden werden muß, vergleichen die
Arbeitgeber die anfallenden Kosten mit
der Produktivitätssteigerung des Arbeit-
nehmers (netto, nach Abzug von Lohner-
höhungen), der im Betrieb tätig bleiben
soll. Der Nutzen, der ihnen durch andere

“Da aufgrund der zuneh-
menden Fluktuation der Be-
schäftigungsverhältnisse
auf seiten der Arbeitgeber
die Bereitschaft zur Aus-
bildungsfinanzierung ab-
nahm, sind schulische
Berufsbildungsprogramme
notwendiger als jemals zu-
vor.”

“Aufgrund der hohen Ko-
sten und der hohen Fluk-
tuation der Beschäftigungs-
verhältnisse verfolgen die
Arbeitgeber eine “just-in-
time”-Ausbildungsstrategie,
d.h. dem Arbeitnehmer wer-
den ganz gezielt nur die
Kenntnisse und Fertigkei-
ten vermittelt, die am der-
zeitigen Arbeitsplatz erfor-
derlich sind.”
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Arbeitgeber oder durch den Arbeitnehmer
selbst entsteht, wird bei den Berechnun-
gen nicht berücksichtigt. Dies führt (aus
gesellschaftlicher Sicht) zwangsläufig zu
einem Mangel an Investitionen in eine
betriebliche Ausbildungstätigkeit zur Ver-
mittlung von allgemeinen Kenntnissen.

Welche Folgen hätte die Abschaffung
von schulischer Berufsbildung?

Zögen sich die Schulen vom Berufs-
bildungsmarkt zurück, so wären die Ar-
beitgeber die einzigen Anbieter von be-
ruflicher Bildung. Diese wären jedoch nur
unter bestimmten Bedingungen bereit,
diese Aufgabe zu übernehmen, da in den
meisten amerikanischen Unternehmen die
Beschäftigten häufig wechseln. Zwar
könnten den Arbeitgebern staatliche Aus-
bildungszuschüsse gewährt werden, ein
derartiges Programm wäre jedoch schwie-
rig zu verwalten und wahrscheinlich ko-
stenintensiver als das derzeitige schulische
Berufsbildungssystem. Ohne massive Zu-
schüsse für eine betriebliche Ausbildungs-
tätigkeit entstünde ein Mangel an qualifi-
zierten Arbeitskräften, und die Lohnzu-
lagen für früher in der Schule erworbene
berufliche Kenntnisse und Fertigkeiten
würden steigen. Die Schulabgänger, die
nicht über sofort gewinnbringend einsetz-
bare berufliche Kenntnisse und Fertigkei-
ten verfügten, hätten größere Schwierig-
keiten, eine Beschäftigung zu finden und
müßten niedrigere Löhne in Kauf nehmen.
Ein Teil der Arbeitgeber würde die Stel-
len, die mit dann kostenintensiveren qua-
lifizierten Arbeitnehmern besetzt sind, mit
weniger qualifizierten Beschäftigten be-
setzen und eine qualitative Verschlechte-
rung der angebotenen Leistungen in Kauf
nehmen. Andere wiederum würden Mög-
lichkeiten finden, Arbeitnehmer durch
Maschinen zu ersetzen oder die Arbeit von
Arbeitskräften in anderen Ländern verrich-
ten lassen (so wird z. B. die Software für
viele amerikanische Unternehmen bereits
von Subunternehmern in Bulgarien, Ruß-
land und Indien erstellt). Es wäre auch
vorstellbar, daß ein eminenter Mangel an
qualifizierten Arbeitskräften entsteht und
die Lohnunterschiede zwischen qualifi-
ziertem und unqualifiziertem Personal so
groß werden, daß die Vermittlung von
beruflichen Kenntnissen und Fertigkeiten
aus Sicht der Arbeitgeber wieder lukrativ
wird. Ein neues Gleichgewicht dieser Art

würde bedeuten, daß der Gesellschaft
weniger qualifizierte Arbeitskräfte zur
Verfügung stehen, der Lebensstandard
niedriger und die Einkommensverhältnis-
se noch ungleicher sind.

Zusammenfassung: Die Argumentation
des “Economist” für die allgemeine und
gegen die berufliche Bildung stützt sich
auf a-priori-Annahmen. Diese a-priori-
Argumente können jedoch nicht überzeu-
gen. In Gesellschaften mit stark fluktuie-
renden Beschäftigungsverhältnissen - wie
z. B. die Vereinigten Staaten - kann nicht
erwartet werden, daß die Arbeitgeber die
gesamte Last der Vermittlung von berufli-
chen Kenntnissen und Fertigkeiten über-
nehmen. Das Schul- und Hochschulwesen
muß Teil der Berufsbildungsstrukturen
bleiben.

Die Entwicklung leistungsfähiger Berufs-
bildungsprogramme ist keine einfache
Aufgabe. Dadurch, daß berufliche Kennt-
nisse und Fertigkeiten rasch veralten, wird
es schwieriger, die Lehrpläne, Unterrichts-
mittel und Lehrkräfte auf einem aktuel-
len Stand zu halten. Absolventen von
Berufsbildungsprogrammen gelingt es
häufig nicht (oder sie entscheiden sich
nicht dafür), eine Beschäftigung in dem
erlernten Beruf zu finden. Anscheinend
ist dies der Preis dafür, daß man Schü-
lern die Möglichkeit bietet, den Ausbil-
dungsberuf selbst zu wählen, anstatt es
den Arbeitgebern zu überlassen, die Per-
sonen auszusuchen, die ausgebildet wer-
den sollen, wie in Systemen üblich, die
auf der betrieblichen Lehre basieren. Ist
dieser Preis zu hoch? Wie erfolgreich sind
die fachlich ausgerichteten Berufs-
bildungsprogramme in Amerika bei der
Vorbereitung von Jugendlichen auf eine
qualifizierte Tätigkeit? Und welchen Nut-
zen haben sie insbesondere für benach-
teiligte Jugendliche?

Wie effektiv sind die
berufsfachlichen Schulen
und Colleges in Amerika?

Welche Erkenntnisse liefert die Forschung
über die Effektivität des berufsbildenden
Unterrichts in den Vereinigten Staaten? Die
folgende Zusammenfassung der For-
schungsergebnisse ist nach acht Fragestel-
lungen aufgeschlüsselt:

“Dadurch, daß berufliche
Kenntnisse und Fertigkei-
ten rasch veralten, wird es
schwieriger, die Lehrpläne,
Unterrichtsmittel und Lehr-
kräfte auf einem aktuellen
Stand zu halten.”
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a) Verringert berufsbildender Unter-
richt in der Sekundarschule die Ab-
brecherquote von benachteiligten Ju-
gendlichen?

Ja. Kulik (1994) kommt anhand einer
Durchsicht der Literatur zu der Feststel-
lung, daß die Möglichkeit zur Teilnahme
an berufsbildendem Unterricht mit einem
Rückgang der Abbrecherquote einhergeht.

b) Wie hoch ist der finanzielle Nutzen
von berufsbildenden Maßnahmen im
Anschluß an den Sekundarschul-
besuch?

1992 erhielten 25- bis 34jährige, ganzjäh-
rig auf Vollzeitbasis Beschäftigte, die er-
folgreich an einer zweijährigen (mit ei-
nem “associate degree” abschließenden)
Berufsbildungsmaßnahme teilgenommen
hatten, zwischen 21 % und 28 % mehr
Lohn als diejenigen mit einem Abschluß
der High School. Personen, die zeitweise
das College besucht hatten, ohne dieses
jedoch abzuschließen, erhielten 14 % bis
15 % mehr Lohn als diejenigen mit einem
Abschlußzeugnis der High School (U.S.
Bureau of the Census 1993, Tabelle 30).
Bei Schwarzen und bei Frauen zeigten
sich prozentual höhere Auswirkungen als
bei männlichen weißen Amerikanern. 70
% der “associate-degree”-Abschlüsse und
98 % der übrigen, nicht im Hoch-
schulwesen erworbenen Abschlüsse wur-
den durch berufsbildende Studiengänge
erworben (NCES 1993, S. 245). Arbeitneh-
mer, die berichteten, daß ihnen die Aus-
bildung im Rahmen eines zweijährigen
Studiums am College bei der Qualifizie-
rung für ihre derzeitige Beschäftigung von
Nutzen war, erhielten 1991 13 % mehr
Lohn als andere Arbeitnehmer, die die
Schule genauso lang besucht hatten und
die gleich lange Betriebszugehörigkeit
sowie die gleiche potentielle Arbeits-
erfahrung aufwiesen (Bowers/Swaim
1992).

c) Welchen Nutzen haben staatlich ge-
förderte Berufsbildungsprogramme
für Schulabbrecher und andere wirt-
schaftlich benachteiligte Jugendliche?

Sichere Erkenntnisse über die Wirkung
von staat l ichen Berufsbi ldungspro-
grammen für jugendliche Schulabbrecher
unter 22 Jahren liefern Untersuchungen,
die anhand von Zufallsstichproben durch-

geführt wurden. Während des zweiein-
halbjährigen Beobachtungszeitraums ver-
dienten männliche Jugendliche, die vor
der Teilnahme an einem JTPA-Ausbil-
dungsprogramm eine Haftstrafe verbüßt
hatten, 6800 $ weniger als durch Zufalls-
auswahl bestimmte andere ehemalige
Häftlinge, die an einem solchen Programm
nicht teilgenommen hatten. Bei denjeni-
gen, die keine Haftstrafe verbüßt und an
einer staatlich geförderten Ausbildung am
Arbeitsplatz teilgenommen hatten, lag das
Einkommen bei Frauen um 578 $ und bei
Männern um 3012 $ niedriger als normal.
Für jugendliche Teilnehmer an JTPA-Aus-
bildungsprogrammen zeigte sich als ein-
ziger positiver Effekt eine 9%ige Ein-
kommenssteigerung bei Frauen, die an
einer schulischen Berufsausbildung teil-
genommen hatten. Die stigmatisierende
Eigenschaft der Programme mag einer der
Gründe für deren Mißlingen gewesen
sein. Während die JTPA-Ausbildungspro-
gramme für Jugendliche keine Hilfe brach-
ten, waren sie für Erwachsene außer-
ordentlich nützlich. Bei Erwachsenen
zahlten diese sich im allgemeinen in we-
niger als zwei Jahren aus. Die effektiv-
sten staatlichen Ausbildungsprogramme
zum Nachholen von Qualifikationen sind
solche, die spezielle berufsbezogene
Kenntnisse und Fertigkeiten vermitteln
(und im Rahmen der beruflichen Ausbil-
dung ggf. auch grundlegende Kenntnisse
vermitteln) und gut auf den Arbeitsmarkt
abgestimmt sind.

d) Wie hoch ist der finanzielle Nutzen
des berufsbildenden Unterrichts in
der Sekundarstufe?

Absolventen von Berufsbildungsprogram-
men des Sekundarschulwesens werden
weniger gut bezahlt als Personen, die
Zeugnisse von Ausbildungsgängen im
Anschluß an die Sekundarstufe oder
“associate-degree”-Abschlüsse vorweisen
können. Dennoch verdienen sie wesent-
lich besser als andere Absolventen der
High School, die nicht an einem College
studieren. Altonji (1988) stellte fest, daß
diejenigen, die anstelle des allgemeinbil-
denden theoretischen Unterrichts vier
Kurse im technischen und kaufmänni-
schen Bereich besucht hatten, abhängig
vom jeweiligen Fachgebiet um 5 % bis 10
% höhere Löhne erhielten. Kang und
Bishop (1989) stellten fest, daß im Jahr
1981 Männer, die vier Kurse im techni-

“Welche Erkenntnisse lie-
fert die Forschung über die
Effektivität des berufsbil-
denden Unterrichts in den
Vereinigten Staaten?”

Anm. d. Redaktion:

NCES = National Center for Education
Statistics

JTPA = Job Training Partnership Act
(1982)
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schen und kaufmännischen Bereich ab-
solviert hatten, ein Jahr nach Abschluß der
Schule ein um 21 % bis 25 % höheres Ein-
kommen hatten als diejenigen, die aus-
schließlich den allgemeinbildenden Un-
terricht besucht hatten. Bei jungen Frau-
en, die an vier Unterrichtskursen in den
Fächern Wirtschaft und Bürotätigkeiten
teilgenommen hatten, lag das Einkommen
um 40 % höher. Der Nutzen von auf der
High School erworbener beruflicher Bil-
dung nimmt im Laufe der Zeit ab. Latein-
amerikaner ziehen einen größeren Nut-
zen aus der erworbenen beruflichen Bil-
dung als andere (Schwarze und Weiße).
(Campbell et al. 1986). Daß schulische
Berufsbildung bei einer Altersgruppe Er-
folge zeitigt, der mit Ausbildungsprogram-
men, die eine zweite Möglichkeit zur
Qualifizierung bieten, nicht geholfen wer-
den kann, spricht dafür, daß es vordring-
liches Ziel sein muß, bildungsmäßig be-
nachteiligte Jugendliche weiter in der
Schule zu halten, wo sie von allgemein
anerkannten Berufsbildungsprogrammen
profitieren können.

e) Ist der Nutzen, den die Teilnahme
an beruflichen Bildungsmaßnahmen
bringt, abhängig davon, ob eine aus-
bildungsverwandte Beschäftigung ge-
funden wird?

Ja. Die zwei Untersuchungen, die sich mit
dieser Frage befaßt haben (Campbell et
al. 1986; Rumberger/Daymont 1982), er-
gaben, daß ein finanzieller Nutzen nur
dann zu erwarten ist, wenn eine aus-
bildungsverwandte berufliche Tätigkeit
ausgeübt wird. Besonders positive Effek-
te ergaben sich für diejenigen, die eine
Tätigkeit in dem Bereich aufnahmen, für
den sie ausgebildet wurden, und in die-
sem Bereich auch weiterhin tätig blieben.
Wie Campbell et al. (1987) feststellten,
verdienten Absolventen des berufsbilden-
den Unterrichts an der High School, die
nach Abschluß der Schule ständig in dem
Bereich tätig waren, für den sie ausgebil-
det wurden, 31 % mehr als diejenigen,
die nie einen ihrer Ausbildung entspre-
chenden Arbeitsplatz hatten. Eine Ausnah-
me bildeten die Ausbildungsgänge im
Verkaufsbereich: Absolventen von Berufs-
bildungsprogrammen im Vertriebsbereich
verdienten weniger, wenn sie einer
ausbildungsverwandten Tätigkeit im Ver-
kauf nachgingen. Der Nutzen der berufli-
chen Bildung hängt in hohem Maß damit

zusammen, daß sie den Zugang zu bes-
ser bezahlten beruflichen Tätigkeiten er-
möglicht. Dies legt den Schluß nahe, daß
man Jugendliche im Rahmen schulischer
Berufsbildungsprogramme nicht für
schlecht bezahlte und wenig qualifizierte
Tätigkeiten ausbilden sollte, auch wenn
auf diese Weise sichergestellt werden
kann, daß ein Großteil der Absolventen
eine ausbildungsverwandte Beschäftigung
findet.

f) In welchem Umfang werden die in
der Schule erworbenen berufsbezoge-
nen Kenntnisse und Fertigkeiten auf
dem Arbeitsmarkt genutzt?

Zum Zeitpunkt der Befragung 1985 wa-
ren 43 % der erwerbstätigen Schulabsol-
venten, die an einem oder mehreren be-
rufsbildenden Unterrichtskursen in einem
bestimmten Fachgebiet erfolgreich teilge-
nommen hatten, in dem Bereich beschäf-
tigt, für den sie ausgebildet wurden
(Campbell et al. 1987). Mangum und Ball
(1986) stellten bei einem ähnlichen Ver-
gleich von Ausbildungsgebiet und Be-
schäftigung fest, daß Einrichtungen, die
eine Ausbildung im Anschluß an die
Sekundarschule anbieten, nur geringfügig
bessere Ergebnisse erzielen. Für berufs-
fachliche Einrichtungen lag der Anteil der
männlichen (bzw. weiblichen) Absolven-
ten, die zumindest einmal in einem aus-
bildungsverwandten Bereich beschäftigt
waren, bei 52 % (bzw. 61 %), für private
Business Colleges bei 22 % (55 %), für
Krankenpflegeschulen bei (59 %); und bei
einer Ausbildung beim Militär bei 47 %
nach Ableistung der Dienstzeit. Bei der
von Arbeitgeberseite geförderten Ausbil-
dung lagen die Anwendungsquoten hö-
her: Für die rein betriebliche Ausbildung
bei 85 % (82 %) und für die Lehrlingsaus-
bildung bei 71 %. Auch die deutsche
Lehrlingsausbildung mündet mit höherer
Wahrscheinlichkeit in eine ausbildungs-
verwandte Berufstätigkeit: Sechs Monate
nach Abschluß der Lehre gingen 68 % der
im zivilen Bereich beschäftigten Personen
ihrem (in Deutschland wesentlich genau-
er definierten) Ausbildungsberuf nach
(Bundesinstitut für Berufsbildung, 1986).
Diese Ergebnisse zeigen, daß die Zusam-
menarbeit von Unternehmen und Schu-
len beim Anbieten von beruflicher Bil-
dung eine Möglichkeit ist, die Vermittlung
in ausbildungsverwandte Beschäftigungs-
verhältnisse zu fördern. Eine weitere Mög-

“Vordringliches Ziel muß
sein, bildungsmäßig be-
nachteiligte Jugendliche
weiter in der Schule zu hal-
ten, wo sie von allgemein
anerkannten Berufsbil-
dungsprogrammen profi-
tieren können.”

“Man sollte Jugendliche im
Rahmen schulischer Be-
rufsbildungsprogramme
nicht für schlecht bezahlte
und wenig qualifizierte Tä-
tigkeiten ausbilden, auch
wenn auf diese Weise si-
chergestellt werden kann,
daß ein Großteil der Absol-
venten eine ausbildungs-
verwandte Beschäftigung
findet.”
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lichkeit sind eine bessere Laufbahn-
beratung, Ausbildungsangebote für ex-
pandierende Berufe sowie eine qualitativ
bessere und zielgenauer ausgerichtete
berufliche Bildung.

g) Hat der Erwerb von berufsbezoge-
nen Kenntnissen und Fertigkeiten in
der Schule zur Folge, daß weniger all-
gemeine Bildung erworben wird?

Zwischen den Schülern des berufsbilden-
den und des allgemeinbildenden Unter-
richts zeigt sich bei Abschluß der High
School ein Leistungsunterschied, der ge-
nau einer Standardabweichung entspricht.
Dieser Unterschied besteht aber im we-
sentlichen bereits, bevor ein Teil der Schü-
ler am berufsbildenden Unterricht teil-
nimmt (Kulik 1994). Häufig entscheiden
sich gerade Schüler, die mit den theoreti-
schen Stoffen Schwierigkeiten haben, für
den berufsbildenden Unterricht, weil die-
ser ein andersartiges Umfeld bietet und
Raum für andere Formen des Lernens läßt.
Kulik (1994) stellte fest, daß “80 % der
Unterschiede, die zwischen den Test-
ergebnissen von Schülern des berufsbil-
denden und des allgemeinbildenden Un-
terrichts bei Abschluß der High School
bestehen, auf die unterschiedliche Lei-
stungsfähigkeit der Schüler zurückzufüh-
ren ist, die sich für die jeweilige Unter-
richtsform entscheiden” (S. 47). Nicht die
Zahl der belegten theoretisch-allgemein-
bildenden Kurse oder die in der Schule
verbrachte Zeit insgesamt sind der ent-
scheidende Faktor für den Erwerb von
Wissen, sondern die Qualität des besuch-
ten Unterrichts. Schüler des berufsbilden-
den Unterrichts verfügen nicht in erster
Linie deshalb über weniger mathemati-
sche oder wissenschaftliche Kenntnisse als
viele derjenigen, die den allgemein-
bildenden Unterricht besuchen, weil sie
eine geringere Zahl von allgemeinbilden-
den Kursen belegen, sondern deshalb,
weil sie weniger anspruchsvolle allge-
meinbildende Kurse belegen.

h) Wie viele berufsbildende Kurse soll-
ten Schüler belegen, die nicht vorha-
ben, ein vierjähriges Studium an ei-
nem College zu absolvieren?

In den Vereinigten Staaten ist die berufli-
che Bildung modular aufgebaut. In der
High School besteht die grundlegende
Ausbildungseinheit aus einem einjährigen

Kurs, der ungefähr 150 Unterrichtsstun-
den im Klassenraum oder in Werkstätten
umfaßt. Der berufsbezogene Unterricht ist
für Schüler auch dann von Nutzen, wenn
nicht das gesamte, aus vier oder mehr
berufsbildenden Kursen bestehende Pro-
gramm absolviert wird. Von den High-
School-Absolventen, die nicht an einem
College studierten, verdienten diejenigen,
die in der Sekundarstufe II nur zwei be-
rufsbildende Kurse belegt hatten, im er-
sten Jahr nach Schulabschluß 36 % mehr
als diejenigen, die solche Kurse nicht be-
legt hatten. Absolventen, die vier be-
rufsbildende Kurse belegt hatten, verdien-
ten 16 % mehr als diejenigen, die nur an
zwei Kursen teilgenommen hatten, und
diejenigen, die sechs oder mehr berufs-
bildende Kurse belegt hatten, verdienten
6 % mehr als diejenigen, die vier solche
Kurse absolviert hatten (Kang/Bishop
1989). Diese Ergebnisse machen deutlich,
a) daß jeder Schüler, für den nicht fest-
steht, daß er das College besuchen wird,
vor Abschluß der Schule zumindest an
zwei (besser vier) berufsbildenden Kur-
sen teilnehmen sollte, und b), daß Schü-
lern des berufsbildenden Unterrichts da-
von abzuraten ist, an der High School
übermäßig viele berufsbildende Kurse zu
belegen. Für Berufe, die mehr als 600
Stunden Unterricht im Klassenraum bzw.
in Werkstätten erfordern, damit der nöti-
ge Grad an Professionalität erreicht wird,
sind im allgemeinen spezielle Fachaus-
bildungsprogramme erforderlich, in deren
Rahmen der High-School-Unterricht durch
ein postsekundäres Ausbildungspro-
gramm ergänzt wird.

Zusammenfassung

Das Wissen vermehrt sich explosionsartig,
und jeden Tag entwickeln sich neue be-
rufliche Kenntnisse und Fertigkeiten. Wir
sind vollkommen abhängig geworden
vom Sachverstand anderer. Aufgrund die-
ser Abhängigkeit sind wir bereit, diejeni-
gen gut zu honorieren, die über die be-
ruflichen Kenntnisse und den Sachver-
stand verfügen, die uns fehlen. Das Ge-
setz von Angebot und Nachfrage regelt,
wie sich bestimmte berufliche Kenntnis-
se und Fertigkeiten bezahlt machen.
Kenntnisse, die im Übermaß zur Verfü-
gung stehen, machen sich meist kaum
bezahlt, seltene hingegen werden meist
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gut honoriert. Finanziell am lukrativsten
sind die neuen Qualifikationen, für die
wachsender Bedarf besteht.

Der einzelne verbringt den größten Teil
seiner Bildungslaufbahn damit, grundle-
gende Kenntnisse und Fertigkeiten wie
Lesen, Schreiben und Rechnen zu erwer-
ben, Kenntnisse also, die im Überfluß zur
Verfügung stehen. Doch weder wird der
einzelne durch den erfolgreichen Erwerb
von Grundbildung zu einer hochqualifi-
zierten Arbeitskraft, noch bietet diese eine
Garantie für ein einträgliches Beschäfti-
gungsverhältnis. Man kann es mit den
Worten Emersons ausdrücken: Nicht Bil-
dung an sich wird im College und in
der Schule vermittelt, sondern ein Mit-
tel zur Bildung. Die Grundbildung lie-
fert Instrumente zum Erwerb von Qualifi-
kationen und Fachkenntnissen, die selte-
ner und für die Produktivität in bestimm-
ten Berufen ausschlaggebend sind und
sich aus diesem Grund auf dem Arbeits-
markt gut bezahlt machen. Es wäre un-
klug, die gesamte Unterrichtszeit nur
damit zu verbringen, etwas zu erler-
nen, was alle anderen bereits können.
Man sollte sich für einen Beruf ent-
scheiden, für den man Talent besitzt
und für den auf dem Arbeitsmarkt eine
Nachfrage besteht und sich anschlie-
ßend um Vervollkommnung der eige-
nen Fachkenntnis und um Perfektio-
nierung in diesem Bereich bemühen.
Sachverstand und hervorragende Lei-
stungen sind nur durch eine Speziali-
sierung möglich.

Da der einzelne ohne Spezialisierung
berufliche Perfektion nicht erreichen
kann, behindert ein Bildungssystem,
das nicht auch auf Spezialisierung aus-
gerichtet ist und diese nicht tatsäch-
lich fördert, eine wirkliche berufliche
Perfektionierung. Die individuellen In-
teressen, Begabungen und Lerngewohn-
heiten sind unterschiedlich, ebenso wie
die auf dem Arbeitsmarkt gesuchten
Kenntnisse, Fertigkeiten und Begabungen.
Ein einheitliches Bildungsprogramm der
Sekundarstufe II für alle hat zwangsläu-

fig zur Folge, daß die meisten Schüler
unzureichend gefördert werden.

In gewisser Hinsicht haben berufliche
Kenntnisse starke Ähnlichkeit mit mathe-
matischen und wissenschaftlichen Kennt-
nissen: Sie werden kumulativ erworben
und sind hierarchisch strukturiert. Jeder
Lernende fängt von vorne an und muß
sich berufliche Kenntnisse dann Stück für
Stück erarbeiten. Die Arbeitnehmer sehen
sich durch die Verbreitung der Informa-
tionstechnologie und von hochleistungs-
fähigen Formen der Arbeitsorganisation
gezwungen, neue berufliche Kenntnisse
und Fertigkeiten zu erwerben. Im allge-
meinen ersetzen diese nicht die bereits
vorhandenen Kenntnisse und Fertigkeiten,
sondern stellen eine Ergänzung dar. Da
eine gute Grundausbildung dem Arbeit-
nehmer den Erwerb von neuen Kenntnis-
sen und Fertigkeiten erleichtert, sind
grundlegende tätigkeitsbezogene und
berufliche Kenntnissen und Fertigkeiten
besonders wichtig. Der einzelne muß ab
einem bestimmten Zeitpunkt mit dem Er-
werb der grundlegenden beruflichen
Kenntnisse und Fertigkeiten beginnen. Mit
der Erarbeitung dieser Grundlagen sollte
für den überwiegenden Teil der Schüler,
die keinen Onkel haben, der bereit ist,
sie im eigenen Betrieb als Lehrling für eine
lukrative Berufstätigkeit einzustellen, spä-
testens zwei Jahre vor dem Schulabgang
begonnen werden.

Benachteiligte Schüler, die für den theo-
retisch-allgemeinbildenden Unterricht nur
wenig Interesse zeigen und dort nur
schlechte Leistungen erbringen, sollten
nicht gezwungen werden oder den Rat
erhalten, ihren Stundenplan in den letz-
ten Schuljahren der High School mit all-
gemeinbildenden Fächern anzufüllen. Da
es unwahrscheinlich ist, daß sie an einem
College den “Bachelor”-Abschluß erwer-
ben und da die Gefahr besteht, daß sie
die Schule ohne Abschluß abbrechen,
sollte ihnen nahegelegt werden, noch in
der Schule mit dem Erwerb grundlegen-
der beruflicher Kenntnisse und Fertigkei-
ten zu beginnen.

“Weder wird der einzelne
durch den erfolgreichen
Erwerb von Grundbildung
zu einer hochqualifizierten
Arbeitskraft, noch bietet
diese eine Garantie für ein
einträgliches Beschäfti-
gungsverhältnis.”

Ein einheitliches Bildungs-
programm der Sekundar-
stufe II für alle hat zwangs-
läufig zur Folge, daß die
meisten Schüler unzurei-
chend gefordert werden.”
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Das Projekt “Ständige
Weiterbildung” des
Europarates

Jean-Pierre
Titz

Hauptverwaltungsrat
der Direktion Bil-
dung, Kultur und

Sport des Europara-
tes

Zwischen 1967 und 1979 erfuhren zwei
Bereiche einen tiefgreifenden Wandel:

1. Das Bildungssystem: Es veränderten
sich die Zielsetzungen, die Stellung des
Bildungssystems innerhalb der Gesell-
schaft, die Strukturen und Methoden so-
wie die Rollenverteilung zwischen den
beteiligten sozialen Akteuren.

2. Die europäische Zusammenarbeit auf
dem Gebiet der Bildungspolitik: Es ver-
änderten sich die Zielsetzungen und Me-
thoden dieser Zusammenarbeit.

A priori scheinen die beiden Bereiche -
die Erarbeitung neuer bildungspolitischer
Leitideen und die Bedingungen einer
Zusammenarbeit auf europäischer Ebene
- durch nichts miteinander verbunden und
sollten als zwei unabhängige und getrennt
zu behandelnde Untersuchungsgegen-
stände betrachtet werden, die sich, wenn
überhaupt, nur akzidentiell berühren.

Dies ist jedoch nicht der Fall: Beide Be-
reiche waren in subtiler Weise dialektisch
verschränkt. Die Art der Herausforderun-
gen, für die mit dem Konzept der ständi-

gen Weiterbildung Lösungen angeboten
werden sollten, machte zur Erarbeitung
von Orientierungen eine Methode not-
wendig, die einen breiter angelegten An-
satz, umfassendere Überlegungen sowie
eine Analyse der grundsätzlichen Trends
in der europäischen Gesellschaft bzw. den
europäischen Gesellschaften erforderte.
Ein Ansatz dieser Art setzte einen Ort,
einen institutionellen Rahmen voraus, der
die Möglichkeit böte, die Probleme der
Mitgliedstaaten in einem übergreifenden
Zusammenhang zu untersuchen, ohne
dabei die Bedeutung der politisch-sozia-
len Gegebenheiten und Rechtszustän-
digkeiten in den einzelnen Mitgliedstaaten
in Frage zu stellen.

Entwicklung der Rahmen-
bedingungen und Zielset-
zungen der europäischen
Zusammenarbeit auf dem
Gebiet der Bildung

Man muß sich die Entwicklung der Zu-
sammenarbeit auf dem Gebiet der Bildung
vor Augen führen, die sich in Europa seit
Ende des Zweiten Weltkriegs vollzogen
hat, um die Bedeutung des Projekts “Stän-
dige Weiterbildung” zu verstehen.

Der Europarat wurde im Jahre 1949, d.h.
im historischen Zusammenhang der un-
mittelbaren Nachkriegszeit gegründet. Auf
dem Europakongreß von Den Haag*** im
Jahr 1948 wurden für den Europarat zwei
generelle Zielsetzungen festgelegt, die das
Bestreben der Regierungen und des größ-
ten Teils der in Den Haag anwesenden
Akteure aus Politik, Gesellschaft, Kultur
und Wirtschaft widerspiegeln. Zwar wa-
ren diese Akteure nicht offiziell beteiligt,
ihre informelle Teilnahme ist jedoch in
politischer Hinsicht von Bedeutung.

Zunächst sollte ein Ort, ein Rahmen ge-
schaffen werden für friedliche Verhand-
lungen und eine friedliche Zusammenar-

Der Europarat publizierte im Jahr 1970 einen Band mit dem Titel “Education
Permanente” (1), der 15 Studien enthielt. Er war das Ergebnis von Refle-
xionen, die seit 1967 im Rahmen des Rates für kulturelle Zusammenarbeit
(CDCC)* angestellt wurden. 1981 wurde das Dokument “Contribution au
développement d’une nouvelle politique d’éducation” (2) veröffentlicht, das
die drei wichtigsten im Zusammenhang mit dem Projekt “Ständige Weiter-
bildung” verfaßten Texte enthielt. Das Projekt wurde in den Jahren 1972
bis 1979 von einem Leitungsausschuß unter Vorsitz von Bertrand Schwartz
durchgeführt. Im Juni 1979 fand in Siena ein Abschlußsymposium statt,
mit dem das Projekt offiziell auslief.
Seitdem wurden, gestützt auf die Leitgedanken bzw. Grundlagen des Kon-
zepts der ständigen Weiterbildung, vor allem auf dem Gebiet der Erwach-
senenbildung eine Reihe von Projekten durchgeführt. Sie stellen den Ver-
such dar, diese Leitgedanken bzw. Grundlagen in Form von Bildungs-
strategien umzusetzen, mit denen der sozialen, wirtschaftlichen und kul-
turellen Entwicklung der Unterzeichnerstaaten der Europäischen Kultur-
konvention** Rechnung getragen wird. Eine bemerkenswerte, detaillierte Un-
tersuchung dieses Maßnahmenpakets findet sich in dem von Gérald Bogard
verfaßten Band “L’Education des Adultes - Un pari progressiste du Conseil
de l’Europe - Les Etapes d’un projet (1960-1993)”, der 1994 bei den Editions
du Conseil de l’Europe in Straßburg erschien ist.

1) “Education Permanente”, Europa-
rat, Straßburg, 1970.

2) “Contribution au développement
d’une nouvelle politique d’éducation”,
Europarat, Straßburg, 1981.

Anm. d. Red.:
*) Rat für kulturelle Zusammenar-
beit:
Der Rat für kulturelle Zusammenar-
beit (CDCC) ist das Organ, das die
Arbeiten des Europarates im Bereich
von Bildung und Kultur verwaltet und
antreibt. Er wird bei seinen Arbeiten
von vier Unterausschüssen unterstützt,
die in der Europäischen Kultur-
konvention festgelegt sind: dem Aus-
schuß für Bildung, dem Ausschuß für
Hochschulwesen und Forschung, dem
Ausschuß für Kultur und dem Aus-
schuß für das Kulturerbe. Der CDCC
unterhält enge Arbeitsbeziehungen zu
den Tagungen der europäischen Mi-
nister, die für Bildung, Kultur und das
Kulturerbe zuständig sind.
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beit zwischen den versöhnten europäi-
schen Staaten.

Der Organisation lag jedoch noch eine
weitere Zielsetzung zugrunde, so daß die
als Mitgliedstaaten in Frage kommenden
Länder sich nicht allein aufgrund ihres
Status als Länder Europas für eine Mit-
gliedschaft qualifizieren konnten: Ziel war
es, die Grundwerte der Demokratie, des
Rechtsstaates und der Achtung der Men-
schenrechte zu vertreten, zu verteidigen
und zu fördern. Wie die dreißiger Jahre
und der Zweite Weltkrieg gezeigt hatten,
sind diese Werte keineswegs selbstver-
ständlich, sondern sie mußten durch ein
entschlossenes und systematisches Vorge-
hen auf rechtlicher Ebene, aber auch
durch Maßnahmen im kulturellen und
bildungspolitischen Bereich verteidigt und
gefördert werden.

Der Europarat sollte durch das Zusam-
menwirken dieser beiden Zielsetzungen
im Rahmen der Zusammenarbeit auf eu-
ropäischer Ebene ein ganz spezielles hi-
storisches und politisches Profil gewin-
nen an der Seite anderer Einrichtungen,
die seitdem (oder kurz zuvor, wie die
damalige OECE, die spätere OECD) ge-
gründet wurden.

Dieser Hintergrund erklärt auch die Tatsa-
che, daß sich der Europarat seit Anfang
der fünfziger Jahre im Rahmen seiner Tä-
tigkeit in verschiedenster Weise mit Fra-
gen der Bildung und der Kultur im allge-
meinen befaßt. Im Dezember 1954 wurde
die Europäische Kulturkonvention ratifi-
ziert, die auch noch vierzig Jahre später
die rechtliche Grundlage für die Aktivitä-
ten des Rates auf diesem Gebiet bildet.

Die Zielsetzungen und Methoden der eu-
ropäischen Zusammenarbeit auf dem Ge-
biet der Bildung sind auf bemerkenswer-
te Weise an die veränderte europäische
Gesellschaft und deren Prioritäten ange-
paßt worden.

In den fünfziger Jahre standen Maßnah-
men im Vordergund, die den Geschichts-
unterricht und insbesondere die Schulbü-
cher betrafen; Ziel dabei war es, gegen
die Klischees, Vorurteile sowie die Un-
kenntnis anzugehen, die auf allen Seiten
bestanden. Interessanterweise ist festzu-
stellen, daß diese Arbeiten seit dem Bei-
tritt der Länder Mittel- und Osteuropas ab

1989 wieder stark an Bedeutung gewon-
nen haben.

Zu Beginn der sechziger Jahre wurde das
Aufgabenfeld erweitert, man befaßte sich
ab diesem Zeitpunkt auch mit der Ent-
wicklung von Programmen zur gegensei-
tigen Information über Traditionen, Be-
sonderheiten und Strukturen der Bil-
dungssysteme in den einzelnen Staaten.

Diese Form der auf Information und Ver-
gleich gegründeten Zusammenarbeit, als
deren Ergebnis eine Reihe von deskripti-
ven Monographien veröffentlicht wurden,
entspricht wahrscheinlich einer soziolo-
gischen Realität: dem funktionalen Gleich-
gewicht, das sich in den einzelnen Län-
dern zwischen dem gesellschaftlichen
Bedarf einerseits und den seit der mehr
oder weniger lange zurückliegenden Ent-
stehung der Nationalstaaten sukzessive
eingeführten Methoden, Strukturen und
Zielsetzungen des Bildungssystems ande-
rerseits herausgebildet hat.

Das Projekt “Ständige Weiterbildung” ent-
wickelte sich in einem neuen Zusammen-
hang, der von rapidem Wandel gekenn-
zeichnet war, nämlich im Kontext der
“Golden Sixties”.

Betrachtet man die gegen Ende der
sechziger Jahre entstandenen prognosti-
schen Studien und Thesen zur Industrie-
gesellschaft, so ist leicht zu verstehen, daß
die allgemeinen Tendenzen, die zu die-
ser Zeit in allen Gesellschaften Westeu-
ropas wirkten, auch Folgen für die Bil-
dungspolitik hatten. Zwar ging man nicht
völlig von einem auf den einzelnen Staat
fixierten bildungspolitischen Ansatz ab,
der Rahmen für bildungspolitische Über-
legungen jedoch wurde über die natio-
nalen Zusammenhänge hinaus erweitert.

In diesem Kontext wurde die lediglich auf
Informationsaustausch beruhende Zusam-
menarbeit auf dem Gebiet der Bildung
durch ein neues Konzept der Zusammen-
arbeit verdrängt.

Auf welcher Grundlage war dieses
neue Konzept der Zusammenarbeit
möglich?

Zwar gab es deutliche Unterschiede zwi-
schen den Ereignissen des Jahres 1968 in
den einzelnen Ländern, sie alle verwie-

**) Europäische Kulturkonvention:
Die Europäische Kulturkonven-
tion trat mit der Unterzeichnung ih-
rer Mitgliedstaaten im Jahr 1954 in
Kraft. Dies sind die Mitgliedstaaten
des Europarates, aber auch europäi-
sche Nichtmitgliedstaaten, so daß
auch diese an den Arbeiten der Or-
ganisation in den Bereichen Bildung,
Kultur, Kulturerbe und Sport teilneh-
men können. Bisher sind 44 Staaten
der Europäischen Kulturkonvention
beigetreten.

***) Europakongreß von Den Haag:
Der Kongreß von Den Haag, auch
“Europakongreß” genannt, fand
vom 7. bis 10. Mai 1948 statt und
wurde von allen Einrichtungen orga-
nisiert, die sich für die europäische
Einigung einsetzten. An ihm nahmen
mehr als 800 Personen aus allen Krei-
sen teil. Er wird als einer der Höhe-
punkte der Anfangsphase des euro-
päischen Einigungswerks betrachtet.

“Das Projekt “Ständige Wei-
terbildung” entwickelte sich
in einem neuen Zusammen-
hang, der von rapidem
Wandel gekennzeichnet
war, nämlich im Kontext
der “Golden Sixties”.”

“Zwar gab es deutliche Un-
terschiede zwischen den
Ereignissen des Jahres
1968 in den einzelnen Län-
dern, sie alle verwiesen je-
doch auf ein tiefgehendes
Mißverhältnis, das zwi-
schen Bildungssystem auf
der einen und dem sich
wandelnden sozialen Be-
darf auf der anderen Seite
bestand, ohne daß man im
einzelnen jedoch hätte be-
stimmen können, worin ge-
nau dieser Wandel be-
stand.”
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sen jedoch auf ein tiefgehendes Mißver-
hältnis, das zwischen Bildungssystem auf
der einen und dem sich wandelnden so-
zialen Bedarf auf der anderen Seite be-
stand, ohne daß man im einzelnen jedoch
hätte bestimmen können, worin genau
dieser Wandel bestand. Gerade über die
Tatsache, daß man sich einer nicht vor-
hersagbaren Entwicklung gegenübersah,
bestand in der damaligen Situation weit-
gehend Einigkeit.

Es war unvermeidlich, eine umfassende
Bildungsreform - nach 1968 eine allge-
mein anerkannte Notwendigkeit - so zu
konzipieren, daß sie keine reine Anpas-
sung des bestehenden Systems in einem
sich wandelnden gesellschaftlichen Um-
feld sein würde.

Da die Entwicklung des sozialen Bedarfs
nicht abzusehen war, mußten Reformen
ausgedacht werden, ohne daß dabei ab-
zusehen gewesen wäre, welche Ziele mit-
tel- und langfristig angestrebt werden soll-
ten.

Für die zahlreichen Planer, Entscheidungs-
träger und Forscher im Bereich der Bil-
dungspolitik war unter diesen Vorausset-
zungen die Versuchung groß, sich bei der
Suche nach Anregungen für die anstehen-
den Reformen nicht nur an den Traditio-
nen des eigenen Landes, sondern auch
“anderweitig” zu orientieren.

Ziel war es, andere historische Erfahrun-
gen, andere bildungspolitische Konzeptio-
nen sowie Ergebnisse von in anderen Staa-
ten durchgeführten Experimenten zu nut-
zen, um die anstehenden Veränderungen
des eigenen Bildungssystems zu planen.

Auf diese Weise wurden das Konzept, die
Leitlinien und das Gedankengebäude der
ständigen Weiterbildung entwickelt - zum
ersten Mal in einer europäischen Einrich-
tung -, und zwar:

❏ durch die ständige Zusammenarbeit
einer großen Gruppe von nationalen Ex-
perten über zehn Jahre hinweg;

❏ anhand der unmittelbaren Auswertung
Dutzender von Pilotprojekten, die nicht
nur die Erwachsenenbildung, sondern alle
Sektoren des Bildungswesens betrafen;

❏ unter Zugrundelegung nicht eines
normativen, sondern eines deskriptiven

Ansatzes: Ziel war nicht die Planung ei-
ner supranationalen Reform, vielmehr
sollten die Errungenschaften, Experimen-
te, Fragestellungen und Schlußfolgerun-
gen aus den einzelnen Ländern allen zu-
gänglich gemacht und, sofern dies mög-
lich war, in Übereinstimmung gebracht
werden.

Natürlich verlief die Entwicklung dieses
Konzepts nicht geradlinig, es kam zu Kon-
flikten und Spannungen. Diejenigen, die
für eine rein empirische Herangehens-
weise eintraten, bezweifelten sogar die
Notwendigkeit, ein Konzept zu entwik-
keln.

Das Konzept der ständigen Weiterbildung,
wie es aus den Schlußdokumenten und
insbesondere aus dem als Ergebnis des
Abschlußsymposiums erstellten “Pro-
gramm von Siena” hervorgeht, ist ein
zwischenstaatlicher, genuin europäischer
Entwurf und unserer Kenntnis nach das
erste Erzeugnis dieser Art.

Die Bedingungen, unter denen das Kon-
zept entstand, sowie die unterschiedlichen
Bezugs- und Wertesysteme derjenigen, die
an seiner Entwicklung beteiligt waren,
zeigen sich in der nur bedingt vorhande-
nen Kohärenz, in der Unschärfe bestimm-
ter Definitionen und, deutlicher noch, in
der Unterschiedl ichkei t  der Folge-
maßnahmen in den einzelnen Ländern.

Das Konzept der ständigen
Weiterbildung als Rahmen
für eine Reformierung der
Bildungssysteme

Der letzte Synthesetext des Abschluß-
symposiums von Siena macht das Bemü-
hen um eine kohärente Gestaltung der
neuen Bildungspolitik deutlich und zeugt
zugleich von einem Widerspruch.

Erinnern wir uns, daß das Konzept ur-
sprünglich, d.h. Ende der sechziger Jahre,
langfristig angelegt war, da optimistisch
davon ausgegangen wurde, daß das da-
malige Wirtschaftswachstum in Europa
anhalten würde. Man ging davon aus, daß
die tiefgehenden sozialen und kulturellen
Folgen des Wachstums zwar zu Störungen
des Gleichgewichts führen würden und

“Das Konzept der ständi-
gen Weiterbildung (...) ist
ein zwischenstaatlicher,
genuin europäischer Ent-
wurf und unserer Kenntnis
nach das erste Erzeugnis
dieser Art.”
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Ursache für Spannungen sein könnten,
diese jedoch die Strukturen der Gesell-
schaft als solche nicht berühren und in
letzter Konsequenz zu einer besseren Ge-
samtsituation führen und in neue Gleich-
gewichtszustände münden würden, die
dann Anzeichen für ein höheres Maß an
Wohlstand wären, was wiederum die
Grundlage abgeben könnte für eine ausge-
wogene Entwicklung der kreativen Poten-
tiale der Gesellschaft und des einzelnen.

Findet der Ausdruck ‘Bruch’ Verwendung,
so immer mit Bezug auf die Vergangen-
heit, auf althergebrachte Werte und Prak-
tiken und nicht in Verbindung mit einer
spannungsgeladenen Auflösung des ge-
samten sozialen Systems.

Als das Projekt Ende der siebziger Jahre
auslief, war offensichtlich, daß sich die
Situation entscheidend verändert hatte.
Die Lage und die Gedanken der Menschen
waren von der Wirtschaftskrise geprägt.
Nachdem man mehrmals gehofft hatte,
daß sich die Situation zum besseren wen-
den, das Wachstum wieder zu seinem frü-
heren Rhythmus zurückfinden und auf
diese Weise die Folgen der Krise bereini-
gen würde, wurde beschlossen, eine Ana-
lyse dieser Folgen sowie die Entwicklung
von Mitteln zur Bekämpfung der Krise
künftig nicht mehr unter konjunkturellen,
sondern unter strukturellen Gesichtspunk-
ten anzugehen.

Das Konzept der ständigen Weiterbildung
weist in folgendem Punkt einen Wider-
spruch auf: Auf der einen Seite wurde es
anhand einer optimistischen und linearen
Perspektive für die Zukunft entwickelt, auf
der anderen Seite gab es später jedoch
zunehmend den Rahmen ab für Maßnah-
men in Reaktion auf eine Situation, die
von Krise, Umbruch, Instabilität und Infra-
gestellung gekennzeichnet war.

Vor diesem Hintergrund wäre zu erwar-
ten gewesen, daß die Ergebnisse des Pro-
jekts entweder - da auf überholten sozial-
utopischen Vorstellungen basierend - als
irrelevant oder als inkohärent betrachtet
würden.

Dies war jedoch bemerkenswerterweise
nicht der Fall. Die Vorschläge, die 1979
als Ergebnis des Symposiums von Siena
vorgelegt wurden, waren, ganz im Gegen-
teil, von überraschender Aktualität.

Es wäre zu erwarten gewesen, daß die
Vorschläge angesichts der historischen
Entwicklung, die zu Beginn des Projekts
nicht absehbar war, eine radikale Umori-
entierung im Bruch mit der Vergangen-
heit darstellen würden. Sie verdeutlichen
jedoch im Gegenteil die Kontinuität zwi-
schen den Ausgangshypothesen über die
Zielsetzungen des Bildungssystems und
dessen Fähigkeit, die Entwicklung eines
Rahmens von Grundwerten zu fördern,
und den Empfehlungen, die Ergebnis der
Zusammenarbeit sind, die zu den Vor-
schlägen führte.

Aus diesen Gründen ist das Konzept der
ständigen Weiterbildung, obwohl man es
aus den empirischen Gegebenheiten der
sechziger Jahre abzuleiten versuchte, un-
serer Auffassung nach Ausdruck einer
wesentlich umfassenderen politisch-sozia-
len und historischen Betrachtungsweise
und bezweckt weit mehr als nur die An-
passung an aktuelle sozioökonomische
Entwicklungen. Ob es sich bei diesen um
konjunkturelle oder strukturelle Erschei-
nungen handelt, ist aus dieser Sicht nicht
wesentlich.

Inhaltlich läßt sich das Konzept der stän-
digen Weiterbildung als Bezugsrahmen für
bildungspolitische Maßnahmen wie folgt
zusammenfassen:

❏ Weiterbildung ist künftig ein lebens-
langer Prozeß und umfaßt alle Lebensab-
schnitte;

❏ Weiterbildung ist die stetige Entwick-
lung von Kenntnissen, Fertigkeiten und
Einstellungen;

❏ der Erwerb von Kenntnissen und Qua-
lifikationen ist nur dann wirklich sinnvoll,
wenn er zur Arbeitserfahrung, zu den
bereits vorhandenen Kenntnissen und der
praktischen Tätigkeit in Bezug gesetzt
wird;

❏ Weiterbildung ist ein entwicklungs-
orientierter Prozeß, in dem ein Vorhaben
zum Ausdruck kommt; sie beschränkt sich
nicht auf die Reproduktion von Vergan-
genem;

❏ Weiterbildung ist ein Gesamtzusam-
menhang, der sich zum einen auf der
Zeitachse erstreckt, zum anderen aber
auch alle Bedürfnisse, Rollen und Funk-
tionen eines Menschen zu einem bestimm-
ten Zeitpunkt seiner persönlichen Ge-
schichte einbezieht;

“Das Konzept der ständi-
gen Weiterbildung weist in
folgendem Punkt einen Wi-
derspruch auf: Auf der ei-
nen Seite wurde es anhand
einer optimistischen und li-
nearen Perspektive für die
Zukunft entwickelt, auf der
anderen Seite gab es später
jedoch zunehmend den
Rahmen ab für Maßnahmen
in Reaktion auf eine Situa-
tion, die von Krise, Um-
bruch, Instabilität und
Infragestellung gekenn-
zeichnet war.”
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❏ individuelle Bedürfnisse und kollek-
tive (soziale, kulturelle und wirtschaftli-
che) Erfordernisse, die hinsichtlich Bil-
dung bestehen, dürfen keine Gegensätze
bilden, sondern müssen in Einklang ste-
hen.

Kennzeichen von bildungspolitischen
Maßnahmen in diesem Rahmen sind dem-
zufolge:

❏ eine umfassende Öffnung zum sozia-
len, wirtschaftlichen, politischen und kul-
turellen Umfeld der Schule und eine Ein-
bindung in die geographische Region;

❏ hochflexible Prozesse, Strukturen und
Verfahrensweisen;

❏ die große Bedeutung von Strukturen,
die Gedankenaustausch, Analyse und
Evaluierung ermöglichen;

❏ ständiger, in Abstimmung mit allen
Beteiligten geplanter Wandel.

Führt man unsere Hypothese weiter, er-
scheint das Konzept der ständigen Wei-
terbildung dann nicht als ein rein theore-
tisches Konstrukt, als Ergebnis eines wohl-
wollenden und optimistischen Volun-
tarismus, der seine Wurzeln im Humanis-
mus und in der Philosophie der Aufklä-
rung hat?

Oder ist es, wie ihm von einigen Seiten
zum Vorwurf gemacht wurde, Ausdruck
einer Bildungsplanung, die wiederum Er-
gebnis eines technokratischen Ansatzes
ist, der seine Aufgabe in erster Linie in
der Verwaltung von Spannungen und
Konflikten sieht?

Angesichts der Entwicklung, die das Kon-
zept von 1979 bis heute genommen hat,
ist wohl keine dieser beiden Auffassun-
gen zutreffend.

Von Siena bis zum Jahr
1995: Die Aktualität des
Konzepts der ständigen
Weiterbildung

Betrachtet man die kulturelle Zusammen-
arbeit auf dem Gebiet der Bildung unter
historischem Aspekt, so ist festzustellen,

“Erscheint das Konzept der
ständigen Weiterbildung
nicht als ein rein theoreti-
sches Konstrukt, als Ergeb-
nis eines wohlwollenden
und optimistischen
Voluntarismus, der seine
Wurzeln im Humanismus
und in der Philosophie der
Aufklärung hat?”

daß sich die beschriebene Entwicklung -
Aussöhnung, gegenseitige Anerkennung
und Information, Erarbeitung des Kon-
zepts und der Vorgehensweise - fortge-
setzt hat, indem im Rahmen der Koope-
rationsprogramme immer häufiger Projek-
te durchgeführt wurden, deren Ziel es war,
Probleme, Überlegungen und Erkenntnis-
se aus den Einzelstaaten für alle Beteilig-
ten nutzbar zu machen. Hinzu kommen
seit kurzem die Förderung von Aktions-
programmen, die vor allem die Ausbil-
dung von Ausbildern betreffen, sowie
Gutachteraufgaben. Die Konvergenzen,
die im Rahmen dieser Entwicklung deut-
lich werden, haben jedoch nichts mit Ver-
einheitlichung zu tun: Die nationale Sou-
veränität in Bildungsfragen bleibt weiter-
hin ein sensibler Bereich.

Unter diesem Aspekt war das Projekt
“Ständige Weiterbildung” ein wirklicher
Schritt nach vorn und brachte in metho-
dologischer Hinsicht Fortschritte, die sich
im Anschluß als nützlich erwiesen.

Zahlreiche Reformen, die in den siebzi-
ger und achtziger Jahren durchgeführt
wurden, können anhand dieser Leit-
prinzipien beschrieben werden.

Zwar wird in den zahlreichen Gesetzes-
texten, die im Laufe dieser Jahre auf na-
tionaler Ebene verabschiedet wurden, aus
unterschiedlichen Gründen kaum auf die
Arbeiten der internationalen Organisatio-
nen Bezug genommen; dennoch ist der
Einfluß der dargelegten Konzepte und
Leitlinien deutlich in den Texten zur Be-
stimmung von Zweck und Zielsetzungen
der Reformen und in den Vorstellungen
derjenigen, die auf nationaler Ebene für
deren praktische Umsetzung zuständig
waren.

Eine präzise Evaluierung der Ergebnisse
der bildungspolitischen Maßnahmen ist
vor dem Hintergrund der Krise und des
tiefgreifenden sozialen und politischen
Wandels kaum möglich. Teilweise wurde
die Auffassung vertreten, daß die Sicht-
weise, die der ständigen Weiterbildung
zugrunde liegt, allzu optimistisch sei. Die
vorgeschlagenen Leitlinien sind jedoch
auch heute noch von erstaunlicher Ak-
tualität. Kann man bei genauer Überle-
gung nicht sogar sagen, daß diese die Zeit
überdauert haben, ohne auch nur ein
Stück zu altern?

Die in diesem Beitrag wiedergegebe-
nen Ansichten des Verfassers entspre-
chen nicht unbedingt der offiziellen
Politik des Rates für kulturelle Zusam-
menarbeit und des Europarates.
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Madalen Teeple
Verwaltungsrätin, zuständig
für das Arbeitsprogramm “Er-
wachsenenbildung” der Ab-
teilungen “Schulen” und
“Außerschulische Bildung”
beim Europarat.

“Bildung zur Förderung
des Bürgerrechts in der
Demokratie”
Der Beitrag stellt vier Workshops
vor, die vom Europarat zu dieser
Problematik durchgeführt wurden.

1995 wurden einer kritischen Reflexion
gewidmet. Zu diesem Zweck sollten un-
ter der Bezeichnung “Bildung zur Förde-
rung des Bürgerrechts in der Demokra-
tie” im Rahmen von fünf dreitägigen
Workshops eine Reihe von Fragen behan-
delt werden, die in Verbindung mit den
Begriffen Bürgerrecht und Erwachsenen-
bildung von entscheidender Bedeutung
sind. Vier der Workshops fanden bislang
statt; sie befaßten sich mit den Themen
“Arbeit und Beschäftigung”, “Gemeinwe-
sen”, “Entwicklung” und “multikulturelle
Gesellschaft”. Da hier eine erschöpfende
Erörterung aller Fragen aus Platzgründen
nicht möglich ist, sollen die Fragestellun-
gen und Zielsetzungen aufgezeigt werden,
die den einzelnen Workshops zugrunde
lagen und unter Berücksichtigung der
Gespräche einige Schlußfolgerungen vor-
gestellt werden, die zur Orientierung der
künftigen Arbeit dienen können.

Workshop 1
(Straßburg, 21. -23. September 1994)
Beschäftigung, Arbeit und Bürger-
recht: Entwicklung von neuen Schlüs-
selqualifikationen durch allgemeine
und berufliche Bildung für Erwachse-
ne?

Der wirtschaftliche Wandel führte zu ver-
änderten Beziehungen in der Arbeitswelt,
was wiederum direkte Auswirkungen auf
die Formen der Partizipation hat, die mit
einer freiheitlichen Demokratie üblicher-
weise verbunden sind. In der Vergangen-
heit war die Partizipation über Beschäfti-
gung und Einkommen einer der Haupt-
faktoren, die sicherstellten, daß der ein-
zelne sich als Mitglied einer Gemeinschaft

1993 lief das letzte langfristig angelegte
Projekt des Europarates auf dem Gebiet
der Erwachsenenbildung - “Erwachsenen-
bildung und gesellschaftlicher Wandel” -
mit einer Abschlußkonferenz aus. Auf der
Konferenz wurden eine Reihe von Emp-
fehlungen an den Europarat erarbeitet;
diesem wurde unter anderem empfohlen,
sich bei seiner künftigen Tätigkeit auf die
grundlegende Rolle der Erwachsenenbil-
dung bei der Förderung des Bürgerrechts
in der Demokratie und der Stärkung de-
mokratischer Werte zu konzentrieren.

Die Untersuchungen, Erörterungen und
Befragungen im Rahmen des Projekts
“Erwachsenenbildung und gesellschaftli-
cher Wandel” hatten diese Empfehlung
nahegelegt. Mit diesem Projekt sollte die
Stellung der Erwachsenenbildung in dem
durch die weltweite Verflechtung der Wirt-
schaft stark veränderten, neuen Kontext
bestimmt werden. Als Ausgangspunkt für
die Arbeiten zum Bürgerrecht war das Pro-
jekt “Gesellschaftlicher Wandel” jedoch
nur ein Anfang. Erforderlich war darüber
hinaus eine Betrachtung der tiefgehenden
Auswirkungen, die der wirtschaftliche
Wandel auf das Geflecht von rechtlichen
und politischen Beziehungen einer bür-
gerlich verfaßten Gesellschaft hatte. Der
nächste erforderliche Schritt zur Vorbe-
reitung einer neuen Arbeit war die Un-
tersuchung der neuen sozialen und kul-
turellen Formen, in denen im Zeitalter
einer weltweiten Wirtschaft die “mensch-
liche Dimension” des Bürgerrechts ihren
Ausdruck findet.

So wurde beschlossen, eine zweijährige
Erprobungsphase an den Anfang der Ar-
beiten zu stellen, und die Jahre 1994 und

Der Europarat hatte seit dem Wie-
ner Gipfeltreffen im Jahre 1993 ein
Mandat zur Prüfung und Förde-
rung des Schutzes bestimmter kul-
tureller Rechte*. Die Direktion Bil-
dung, Kultur und Sport hat sich im
Bewußtsein dessen, daß Maßnah-
men zur Förderung kultureller
Rechte einen hochsensiblen Bereich
darstellen, mit dieser Frage im
Rahmen zahlreicher kultureller
Projekte befaßt. Die Direktion hat-
te den Auftrag, einen Diskurs der
Moral zu konzipieren, der eine in-
härente Verbindung zwischen kul-
turellen Rechten und demokrati-
scher Kultur schafft. Rechte, die
die persönliche Unabhängigkeit,
die Freiheit zur Partizipation usw.
sicherstellen, werden als untrenn-
bar verbunden mit den Prinzipien
betrachtet, die einer freiheitlichen
Demokratie zugrunde liegen.
Durch das Projekt “Erwachsenen-
bildung und gesellschaftlicher Wan-
del”, das einen Meilenstein darstell-
te, wurde die Arbeit in der Erwach-
senenbildung in den Bereich dieses
Diskurses gestellt, der heute als die
Ebene betrachtet wird, auf der über
Fragen der Demokratie selbst ent-
schieden wird.
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betrachtete. Heute treten neue und auto-
matisierte Fertigungsprozesse an die Stelle
der arbeitsintensiven Produktionsweise
der Nachkriegszeit; rechnergestützte Ar-
beitsverfahren und Industrieroboter ver-
drängen dabei zunehmend manuelle
Arbeitsweisen. Dies erzeugt strukturelle
Arbeitslosigkeit, die bedrohliche Ausma-
ße annimmt. Wird der einzelne aus dem
Kreis derer ausgeschlossen, die an der
Wertschöpfung beteiligt sind, so unter-
gräbt dies seine Identifikation mit der
werteschaffenden Gemeinschaft. Er be-
ginnt statt dessen, sich anderen Gruppie-
rungen zugehörig zu fühlen, die sich zum
Teil auf aggressive Weise nach außen hin
abgrenzen.

Dieser Workshop befaßte sich unter ver-
schiedenen Gesichtspunkten mit dem
Wesen der neuen Technologien und den
veränderten Beziehungen in Politik und
Arbeitswelt, die diese mit sich bringen.
Man befaßte sich mit der Frage, wie die
Erwachsenenbildung künftig zu individu-
eller Identität beitragen kann, die sich
nicht in erster Linie auf die Erwerbstätig-
keit stützt. Zugleich wurde deutlich, daß
man eingehender der Frage nachgehen
muß, inwieweit durch den Einsatz und die
Förderung von neuen Technologien die
Gefahr einer dauerhaften wirtschaftlichen
Ausgrenzung entsteht, die wiederum zur
kulturellen Ausgrenzung einer großen
Zahl von Bürgern führen kann. Das Recht
auf Beschäftigung war immer nur eine
Idealvorstellung, das Recht auf größtmög-
liche Entfaltung der eigenen Fähigkeiten
hingegen war zu allen Zeiten ein ethisches
Leitprinzip der freiheitlichen Demokratie.
Dieses Prinzip schließt das Recht auf Ar-
beit und auf die Beteiligung bei der Schaf-
fung kultureller Werte ein.

Workshop 2
(Straßburg, 7.-9. November 1994)
Partizipation, Demokratie und Ent-
wicklung: Gibt es neue Strategien für
die Erwachsenenbildung?

Die freiheitliche Demokratie geht davon
aus, daß der freie Markt in letzter Instanz
politischen Entscheidungen unterliegt, die
in ethischer Hinsicht wirksam sind, d.h.
Entscheidungen, die einen Kompromiß
darstellen zwischen dem Individuellen
und Kollektiven. Die weltweite Verflech-
tung der Wirtschaft jedoch macht die

Strukturen, die auf nationaler Ebene ein
Mitwirken an der politischen Willensbil-
dung sicherstellen, zunehmend unwirk-
sam. Die Regierungen der einzelnen Staa-
ten können nun bei Debatten über natio-
nale Belange auf andere Formen der
Rechtsprechung Bezug nehmen oder den
Forderungen im eigenen Land mit dem
Hinweis auf die Lage in anderen Ländern
entgegentreten. Inhaltlich gestaltet sich
der politische Diskurs zunehmend über-
staatlich. Es ist daher heute mehr als je
zuvor Aufgabe der Erwachsenenbildung,
sich diesen Diskurs wieder zu eigen zu
machen oder ihm bei der Umsetzung in
rechtliche Bestimmungen, die dann poli-
tisch wirksam sind, praktische Bedeutung
zu verleihen.

Im Rahmen des Workshops sollte festge-
stellt werden, anhand welcher generellen
Strategie und Methoden durch die Erwach-
senenbildung zweierlei sichergestellt wer-
den kann: die Förderung einer Partizipa-
tion aller einerseits und die Entwicklung
der erforderlichen Partnerschaften zwi-
schen allen institutionell und informell
beteiligten Akteuren des demokratischen
Lebens andererseits.

Workshop 3
(Straßburg, 29. November -1. Dezem-
ber 1994)
Ein neues Konzept der Entwicklung
des Gemeinwesens und der Entwick-
lung durch und für das Gemeinwesen
in einer Demokratie im Wandel?

Ein auf Privateigentum basierendes Sy-
stem wirft in gewisser Weise immer die
Frage der gerechten Verteilung oder der
ethischen/politischen Basis für die Vertei-
lung bestimmter Güter und Dienstleistun-
gen auf. In Verbindung mit den immer
komplexeren Formen sozialer Organisa-
tion und dem immer komplizierteren Ge-
flecht von Beziehungen zwischen den
Gemeinschaften wuchs die politische Be-
deutung einer Mitwirkung der Bürger bei
der Bestimmung der gerecht zu verteilen-
den Güter sowie dabei, den Zugriff auf
diese Güter sicherzustellen.

Die Keynes´sche Wirtschaftspolitik, die
die Organisation der Volkswirtschaften der
Nationalstaaten im letzten Zeitraum der
Industrialisierung leitete, ermöglichte brei-
te Mitbestimmung bei den Entscheidungs-

* Die Staats- und Regierungschefs der
Mitgliedstaaten des Europarates for-
derten den Europarat auf, ein Zusatz-
protokoll auszuarbeiten, das die Eu-
ropäische Menschenrechtskonvention
auf kulturellem Gebiet durch Bestim-
mungen ergänzt, die die Rechte des
Individuums, insbesondere für Perso-
nen, die nationalen Minderheiten an-
gehören, gewährleisten.
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prozessen zur gerechten Güterverteilung.
Der drittelparitätische Kompromiß zwi-
schen Arbeitnehmern, Arbeitgebern und
Staat, durch den Investitionen in ein Pro-
jekt sozialer Reformen realisiert werden
konnten, das unter der Bezeichnung
“Wohlfahrtsstaat” bekannt wurde, besteht
jedoch nicht mehr. Die fast ausschließ-
lich einzelstaatlich organisierten Gewerk-
schaften können gegenüber internationa-
len Kapitalunternehmen nicht wirksam als
Verhandlungspartner auftreten, und die
staatlichen Mechanismen, die früher dem
Interessenausgleich auf nationaler Ebene
dienten, werden auf dem freien Markt als
Hindernis betrachtet.

Die wirtschaftlichen Strategien einer welt-
weit verflochtenen Wirtschaft bringen
neuartige Beziehungen zwischen Kapital
und Arbeit mit sich und damit auch neue
und spezielle Formen der politischen und
sozialen Repräsentation. Analog dazu neh-
men auch die Verteilungsgerechtigkeit
und die Modi der Partizipation neue und
spezielle Formen an. Dieser Workshop
ging der Frage nach, ob die Partizipation,
die durch die neuen wirtschaftlichen und
sozialen Beziehungen entsteht, anhand
eines neuen Begriffs von “Entwicklung”
definiert werden kann, der breiter ange-
legt ist als in der Vergangenheit. Man prüf-
te die Möglichkeit, Entwicklung als einen
Prozeß aufzufassen, im Rahmen dessen
der einzelne Bürger in einer Form poli-
tisch beteiligt ist, die nicht allein mit Be-
zug auf eine wirtschaftliche Beziehung
definiert werden kann. Man erörterte das
Thema Erwachsenenbildung vor dem Hin-
tergrund dieses Prozesses.

Workshop 4
(Straßburg, 12.-14. Dezember 1994)
Kultureller Pluralismus, Minderheiten
und Migration: Wie kann das Zusam-
menleben in kultureller Vielfalt erlernt
werden?

Die weltweite Verflechtung der Wirtschaft
ist Wirklichkeit geworden. Länderüber-
greifende Besitzverhältnisse treten in Kon-
kurrenz mit den Besitzverhältnissen auf
nationaler Ebene. Durch die neuen Tech-
nologien wird eine Neubestimmung des
Wesens der Rechte und entsprechenden

Systeme in Übereinstimmung mit dieser
Entwicklung erforderlich. Entsprechend ist
auch der kulturelle Pluralismus heute eine
Realität und stellt für die traditionellen
Beziehungen zwischen ethnischen Grup-
pen, Nation, Staat und Kulturen eine Her-
ausforderung dar. Auf sozialer Ebene ist
die zunehmende Gewalt gegen kulturel-
le Minderheiten oder die Repräsentanten
dieser multikulturellen Realität Anzeichen
dieser Herausforderung. Im Rahmen des
Seminars wurde die Frage erörtert, wie
durch Erwachsenenbildung dem einzel-
nen und der Gruppe Mittel an die Hand
gegeben werden können, die es möglich
machen, die kulturelle Vielfalt als Berei-
cherung des Gemeinwesens zu erleben,
anstatt sie als Grund für Konfrontationen
zu betrachten. Zudem befaßte man sich
eingehend mit der Rolle der Medien und
der Notwendigkeit, für eine angemesse-
ne Vertretung der multikulturellen Reali-
tät in der europäischen Gesellschaft zu
sorgen.

Schlußbemerkung

Das letzte Seminar, mit dem die einlei-
tende Phase der Reflexion abschließt, wird
sich mit gesetzgeberischen und politischen
Fragestellungen auf dem Gebiet der Er-
wachsenenbildung befassen. Es sollen
neue Beziehungen geprüft werden, durch
die eine praktische Umsetzung der Rech-
te auf Erwachsenenbildung oder Ausbil-
dung möglich wird, sowie Maßnahmen
zur Information und zur Sicherung dieser
Rechte für den einzelnen. Die Teilnehmer
an diesem Seminar werden - wie schon
in den vier anderen Workshops - ein breit-
gefächertes Spektrum von politischen
Kulturen, geographischen Regionen und
unterschiedlichen Rollen auf dem Gebiet
der Erwachsenenbildung vertreten.

Im Dezember 1995 findet eine zwischen-
staatliche Konferenz mit begrenzter Teil-
nehmerzahl statt, auf der man sich mit den
Ergebnissen befassen wird, die diese Ar-
beiten erbracht haben. Es wird erwartet,
daß diese Ergebnisse über aktuelle Trends
im Arbeitsleben in Europa Aufschluß ge-
ben und bestimmte Themen aufzeigen,
die als Grundlage für ein weiteres Pro-
jekt im Jahr 1996 dienen können.
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Markt, Normen und
Gemeinschaft, oder die
neue Pädagogik1)

Das Ende der Altersklassen

In der traditionellen Gesellschaft (Sub-
sistenz- und kleine Warenproduktion), die
auf Reproduktion ausgerichtet ist, wird
man erwachsen, wenn man durch ein Ri-
tual für fähig erklärt wird, biologisch, ma-
teriell und kulturell an der Erneuerung der
Generationen teilzunehmen, d.h. wenn
man sich die Kompetenzen und Regeln,
die im Rahmen der Arbeitsteilung das
Überleben und den Fortbestand der Grup-
pe garantieren, in ausreichendem Maße
angeeignet hat.

In der modernen, auf Akkumulation aus-
gerichteten Gesellschaft ist man so alt, wie
es die sich wandelnden Bedürfnisse des
Arbeitsmarktes diktieren. Man kann mit
18 Jahren zu alt sein, wenn Kinderarbeit
hoch im Kurs steht; man kann aber auch
immer länger im Kindesalter gehalten
werden (endlose “Übergänge ins Erwerbs-
leben”) und immer früher zum alten Ei-

Annie
Vinokur

Professorin an der
Universität Paris X

(Nanterre), Mitglied
von CERED (Centre

d’Etudes et de
Recherches sur le

Développement), FORUM,
ura, CNRS 1700

In seiner Einführung zu den Arbeiten des Programms „Education for
democratic citizenship“ fordert uns Ettore Gelpi dazu auf, die an Demo-
kratie und persönlicher Weiterentwicklung ausgerichtete Erwachsenenbil-
dung als ein „Lernen“ zu begreifen, „wie man der Gewalt, der man ausge-
setzt ist oder die einem droht, widerstehen kann“. Hannah Arendt schrieb
jedoch bereits in den 50er Jahren: „Der Erziehung, soweit sie sich vom Ler-
nen unterscheidet, muß man ein Ende zuweisen können (...) . In der Politik
hat man immer mit Personen zu tun, die bereits erzogen sind. Wer vorhat,
Erwachsene zu erziehen, der hat eigentlich vor, sie zu bevormunden (...) .
Da man Erwachsene nicht erziehen kann (...), behauptet man, erziehen zu
wollen, während man in der Tat zwingen will, ohne Gewalt anzuwenden“.

Jedes willentliche Vorhaben für eine auf Demokratie und persönliche
Weiterentwicklung ausgerichtete Bildung Erwachsener muß sich dieses Wi-
derspruchs bewußt sein, und daher zunächst die Dimensionen von Gewalt
und erzieherischem Zwang herausstellen, die unseren Gesellschaften inne-
wohnen und die ebenfalls zu bekämpfen wären.

Hier wird die folgende These aufgestellt: Die heutige Gesellschaft ist in
ihrem Wandel selbst Trägerin eines Erziehungsprojekts, das auf einer all-
gemeinen Pädagogik beruht, die altersunabhängig und verfahrensgebunden
ist.

„In der modernen, auf Ak-
kumulation ausgerichteten
Gesellschaft ist man so alt,
wie es die sich wandelnden
Bedürfnisse des Arbeits-
marktes diktieren.“

„ (...) überschüssige oder
verbrauchte Arbeitnehmer
kehren in den traditionellen
Sektor zurück, welcher sich
übrigens auch am billigsten
reproduziert.“

sen gehören (unwiderrufliche Arbeitslo-
sigkeit und vorzeitiger Ruhestand).

Die Wirtschaft bringt also eine spezifische
„Pädagogik“ hervor, die den einzelnen
jederzeit sein „Alter“ und seinen „Wert“
lehrt. Diese „Erziehung“ hat eine ebenso
durchgehende Wirkung wie das lebens-
lange Lernen.

Ein Aspekt dieser Negation der „Alters-
stufen“ ist die Negation der Repro-
duktionsbedürfnisse, sowohl in den Ge-
sellschaften, in denen die Kinderarbeit
zunimmt, als auch in denen, in denen sich
das Arbeitsleben von Mann und Frau in
Zeit und Intensität auf die 15 oder 20 Jahre
konzentriert, in denen sich die Erwach-
senen auch biologisch reproduzieren und
ihre Kinder erziehen müssen.

Die Reproduktion - ein
Hindernis für die Akkumu-
lation

Solange der Akkumulationsprozeß noch
in die traditionelle Gesellschaft eingebet-
tet ist, läuft alles so ab, als ob ihre mensch-
lichen Ressourcen (ebenso wie ihre na-
türlichen Ressourcen) unbegrenzt vorhan-
den, kostenlos (nur die Kosten für ihre
Rekrutation und ihre Zurichtung fallen an)
und reversibel wären: überschüssige oder
verbrauchte Arbeitnehmer kehren in den
traditionellen Sektor zurück, der im übri-
gen auch die kostengünstigste Reproduk-
tion ermöglicht. Damit die im traditionel-
len Sektor produzierte und ausgebildete
Arbeitskraft sich jedoch mit ihrem physi-
schen und psychischen Widerstand und
ihren moralischen Werten in die Fabriken
einfügt, muß sie zunächst dazu angehal-
ten oder gezwungen werden, d.h. die
Zerstörung des traditionellen Sektors läßt
ihr keine andere Wahl (seine Reprodukti-

1) Anmerkung der Redaktion:
Dies ist ein Beitrag, der auf dem vom
Europarat organisierten Workshop III
zum Thema “Ein neues Konzept der
Entwicklung des Gemeinwesens und
der Entwicklung durch und für das
Gemeinwesen in einer Demokratie im
Wandel?” vorgestellt wurde (siehe
vorangehender Artikel von Madalen
Teeple).
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„Die Probleme, mit denen
wir heute zu kämpfen ha-
ben, treten genau dann auf,
wenn diese Ressourcen, die
in der Nachkriegszeit als
‘freie Güter’ betrachtet
wurden, die unbegrenzt ver-
fügbar sind, knapp werden
(...)“.

„Es scheint sich (...) eine
allgemeine Pädagogik
durchzusetzen, die eher
auf Verfahrensweisen als
auf Inhalte gegründet ist
und sich auf zwei institu-
tionelle Pfeiler stützt:
Markt soweit wie möglich,
Gemeinschaft dort, wohin
der Markt nicht vordringen
kann“.

on ist nicht mehr möglich). Die Kosten
für die Rekrutation von Humanressourcen
aus dem traditionellen Sektor sind also
kurzfristig sehr niedrig - können aber
langfristig sehr hoch sein. Die Ausbeu-
tung der goldenen Eier tötet das Huhn.
“Die Störungen in unserem Verhältnis zur
Natur, nicht nur zur äußeren Natur in den
Biosystemen unserer Umwelt, sondern
auch zur inneren, biophysischen und psy-
chischen Natur der Menschen, [sind auf
die Zerstörung des traditionellen Sektors
zurückzuführen]. Die Probleme, mit de-
nen wir heute zu kämpfen haben, treten
genau dann auf, wenn diese Ressourcen,
die in der Nachkriegszeit als ‘freie Güter’
betrachtet wurden, die unbegrenzt verfüg-
bar sind, knapp werden, sei es, weil leicht
ausbeutbare Ressourcen zur Neige gehen
(Rohstoffe und Energie) oder weil (wie
bei den meisten biologischen und sozia-
len Ressourcen) die Art ihrer Ausbeutung
zur Zerstörung ihrer Reproduktionsweise,
die in einer langen geschichtlichen Peri-
ode gewachsen war, führt“ (LUTZ 1990,
S. 200-201).

Die Akkumulation interessiert sich erst für
die Reproduktion der Menschen in der
Gesellschaft, wenn diese sie behindert.
Ein Beispiel dafür ist, wie Ende des 19.
Jahrhunderts in Europa die übermäßige
Frauen- und Kinderarbeit an bestimmten
Orten die Reproduktion der Gattung Ar-
beiter in Gefahr brachte. Heute sind es in
den am weitesten entwickelten Ländern
die gesamten Reproduktionsbedingungen
der Arbeiter und des sozialen Gefüges,
die dem Kapital als Hindernis für seine
weitere Akkumulation erscheinen; dieser
Zusammenhang ist insbesondere geprägt
durch:

❏ die weltweite Verflechtung: die globa-
len Kapitalströme erfordern weltweite
Arbeiterströme;

❏ Ständige Veränderung der Produkti-
onstechniken: Dies erfordert von seiten
der Arbeiter nicht nur Disziplin und stan-
dardisiertes Know-how, sondern auch -
zur Abwendung einer „despotischen Men-
schenführung“ - die Fähigkeit zur raschen
Anpassung und zur intelligenten Hand-
habung der einschlägigen Informationen;

❏ Konsolidierung des Heers von über-
schüssigen Arbeitskräften, die der tradi-
tionelle Sektor nicht mehr absorbieren
kann.

Um auf diese neuen Bedürfnisse des Ka-
pitals zu reagieren, scheint sich angesichts
der Zerstörung der traditionellen Gesell-
schaft eine allgemeine Pädagogik durch-
zusetzen, die eher auf Verfahrenswei-
sen als auf Inhalte gegründet ist und sich
auf zwei institutionelle Pfeiler stützt:
Markt soweit wie möglich, Gemein-
schaft dort, wohin der Markt nicht vor-
dringen kann.

Die Pädagogik des Marktes

Der Markt ist ein Belohnungs-/Bestra-
fungssystem, das zwei Vorteile bietet:

❏ es ist neutral, anonym und benutzt
eher die kanalisierende Wirkung von An-
reizen als den Zwang;

❏ äußerlich gesehen scheint es demo-
kratisch zu sein (natürlich nur zensus-de-
mokratisch), da die Nachfrage als „Stimm-
abgabe“ vorgestellt werden kann, durch
die individuelle Präferenzen ausgedrückt
werden.

Daher kann der Zusammenbruch des
Realsozialismus und die ausbleibende
Entwicklung der rückständigsten Länder
als Ergebnis eines “Demokratiedefizits”
gesehen werden, d.h. als Scheitern der
autoritären, zentralistischen und bürokra-
tischen Pädagogik der Akkumulation. Die
Strukturanpassungsprogramme stellen
sich also zunächst als indirekte Pädago-
gik der Rationali tät vor, indem sie
Wettbewerbsverfahren einrichten oder
wiederherstellen: Abschaffung von pro-
tektionistischen Maßnahmen und Kurs-
überbewertungen, Öffnung für den Welt-
markt, Abschaffung von Subventionen
und Preisbindungen, um zu echten Markt-
preisen und -löhnen zurückzukehren,
Beschneidung der Rolle des Staates, Pri-
vatisierungen usw.; durch diese Maßnah-
men soll die Industrie gegenüber den bis-
lang geschützten Sektoren gefördert, die
Wettbewerbsfähigkeit nach außen wieder-
hergestellt, das Angebot neu strukturiert
und diversifiziert, die Spar- und Investi-
tionstätigkeit belebt werden - und die ein-
zelnen sollen angeregt werden, ihre
menschlichen und materiellen Ressourcen
zu den jeweiligen Marktpreisen einzuset-
zen.

Es gibt jedoch auch Orte der Reprodukti-
on der gesellschaftlichen Bedingungen
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„Es gibt dennoch weiterhin
Bereiche der Reproduktion
der Menschen in der Gesell-
schaft, in denen weder der
Markt noch seine Surroga-
te ihre pädagogische Funk-
tion erfüllen können: Fami-
lie, Solidarität, soziale Bin-
dungen usw..“

der Akkumulation, an denen der Markt
als Anreizsystem nicht direkt oder nicht
allein wirksam werden kann. Überall wo
dies möglich ist, stellt sich sozusagen eine
“Pädagogik des Marktes” ein, die mit Ra-
tionalität handelt, indem Regeln und Nor-
men eingeführt werden, die den Markt
ergänzen oder ersetzen. Beispiele:

Im Unternehmen

Das Unternehmen ist definitionsgemäß
„ein System, in dem der Einsatz der Res-
sourcen von einem Unternehmer abhängt,
d.h. von einer oder mehreren Personen,
die in einem Wettbewerbssystem den Preis-
mechanismus beim Einsatz der Ressour-
cen bestimmen“ (Coase 1937, S. 339).
Doch trifft der „Despotismus“ des Arbeit-
gebers und die hierarchische Kontrolle auf
um so mehr Widerstand seitens der auf
„Opportunismus“ eingestellten Arbeiter,
als die Information des Unternehmers in
den post-tayloristischen Formen der Ar-
beitsorganisation begrenzt ist. Nun kann
man aber im Unternehmen „vom Wettbe-
werb zwischen einzelnen keine völlig ef-
fiziente Kontrolle erwarten“ (Alchian-
Demsatz, S. 781). Die Verwaltung der
Humanressourcen besteht also zu einem
großen Teil lediglich darin, das Autoritäts-
verhältnis durch eine demokratische Al-
ternative zu ersetzen, d.h. durch Anreiz-
systeme des Typs „Jeder ist sein eigener
Vorgesetzter“, durch die mehr Produkti-
vität erreicht werden soll, indem auf ei-
nen Abbau der „Zufalls-Moral“ und des
Drückebergertums abgezielt wird.

In der Schule

Wenn man die Finanzierung der Ausbil-
dung, die über die Pflichtschulzeit hin-
ausgeht, den Privathaushalten auferlegt,
wie das die wichtigsten internationalen
Organisationen fordern, sind die einzel-
nen dazu gezwungen, sich in Abhängig-
keit der Marktsignale als rationale Verwal-
ter ihrer Humanressourcen zu verhalten,
was dazu führen dürfte, daß (a) die so-
ziale Verschwendung durch eine inflatio-
näre Schulbildung abgebaut wird, (b)
Konkurrenz zwischen den Anbietern von
Bildung hergestellt wird, (c) Ehrgeiz ge-
fördert und auf die sich verändernden
Bedürfnisse der Wirtschaft ausgerichtet
wird, d.h. daß die Unabhängigkeit des
Bildungssystems vom Produktionssystem
beschnitten wird.

Soll der Markt gut funktionieren, benö-
tigt er ein System zur Information über
die Qualität der Produkte; auf der ande-
ren Seite kann der Markt die Produktion
der beruflichen Qualifikationen selbst
nicht regeln, dafür ist eine Autoritäts-
beziehung erforderlich. Deshalb wurden
ergänzend Normensysteme eingeführt:

❏ Durch die laufende internationale
Standardisierung der Prüfungen und Ab-
schlüsse soll eine weltweite Homogeni-
sierung des Arbeitsmarktes erreicht wer-
den, die schnelle Arbeitskräftebewe-
gungen erleichtert.

❏ In den Gesellschaften, in denen die
Familien ihre kulturellen Werte verloren
haben und diese auch nicht von der Schu-
le weitergegeben werden, ersetzt die
schulische Bewertung die Marktpreise
(bzw. dient als ihr Vorläufer), um die
Schüler zu lehren, die Zuweisung ihres
„Wertes“ immer von außen zu erwarten.

❏ Die Steuerung durch Bewertungs-
normen eliminiert (a) unnötige Qualifi-
kationen: der Inhalt der Qualifikationen
wird durch ihre Kontrollregeln bestimmt;
und (b) nötigt sie diesen Inhalt den Lehr-
kräften auf, ohne auf direkten Zwang
zurückgreifen zu müssen.

❏ Die Standardisierung des Ausbildungs-
produkts begünstigt (a) die Taylorisierung
und die Normierung, d.h. die “Industria-
lisierung” seiner Produktion (vgl. zum
Beispiel die Einführung der ISO-Norm
9000 in den Ausbildungseinrichtungen in
Europa), und trägt (b) zu einer Indivi-
dualisierung bei, die die Durchdringung
dieses Nicht-Markt-Sektors durch die
Informationsindustrien fördert.

Die Pädagogik der
„Gemeinschaft“

Es gibt dennoch weiterhin Bereiche der
Reproduktion der Menschen in der Ge-
sellschaft, in denen weder der Markt noch
seine Surrogate ihre pädagogische Funk-
tion erfüllen können: Familie, Solidarität,
soziale Bindungen usw.

Die Reproduktion der Menschen in der
Familie erfordert ein Minimum an Sicher-
heit. Alle Institutionen der traditionellen
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„Heute wird vor dem Hin-
tergrund der weltweiten
Verflechtung der Wirtschaft
die Institution der Beschäf-
tigung demontiert, was im
allgemeinen ideologisch
abgestützt wird durch die
(...) Behauptung, daß der
‘Wohlfahrtsstaat ein Luxus
sei, den sich unsere Gesell-
schaften nicht mehr leisten
können’.“

Gesellschaften sind auf die Absicherung
gegenüber den tödlichen Gefahren aus-
gerichtet, die die materielle Unsicherheit
(klimatische Schwankungen in der Sub-
sistenzlandwirtschaft, Marktschwankun-
gen in der kleinen Warenproduktion) für
ihre Reproduktion bedeutet. Die Zerstö-
rung dieser Institutionen hat in bestimm-
ten Ländern im Laufe der Jahrhunderte
zur (langsamen und schwierigen, durch
sozialen Kampf und Verhandlungen er-
reichten) Errichtung der einzigen Innova-
tion des Kapitalismus im Bereich der Re-
produktion geführt, nämlich der „Beschäf-
tigung“, die definiert ist als die Konjuga-
tion des Innehabens eines Arbeitsplatzes
(durch das Arbeitsrecht geregelte Arbeits-
tätigkeit) und eines durch einen Tarif de-
finierten „Lohns“, der (a) einen Beitrag
enthält, durch den ein Anrecht auf pro-
portional zum direkten Lohn stehende
Sozialleistungen begründet wird, welche
(b) in Sozialpartnerschaft nach einer
Gebietslogik verwaltet werden. Die Be-
schäftigung, die es den einzelnen ermög-
licht, sich aus den Bindungen der Gemein-
schaft zu befreien, und den Arbeitern ei-
nen Zugang zum öffentlichen Bereich
schafft, ist eine äußerst innovative Ein-
richtung, durch die eine vom Eigentum
unabhängige Sicherheit und die Schaffung
einer neuartigen sozialen Bindung auf
nationaler Ebene gewährleistet wird.

Heute wird vor dem Hintergrund der
weltweiten Verflechtung der Wirtschaft die
Institution der Beschäftigung demontiert,
was im allgemeinen ideologisch abge-
stützt wird durch die (in allen ihren Be-
standteilen zu kritisierende) Behauptung,
daß der „Wohlfahrtsstaat ein Luxus sei,
den sich unsere Gesellschaften nicht mehr
leisten können“.

Die Polarisierung der Einkommen und die
Verarmung und Verunsicherung eines
wachsenden Teils der Bevölkerungen füh-
ren dazu, daß - um eine Formulierung von
Reich für die Vereinigten Staaten aufzu-
greifen (die allerdings verallgemeinerbar
ist) - „die Amerikaner nicht mehr alle im
selben Boot sitzen“. Man kann nicht mehr
sagen, „was für General Motors gut ist,
ist auch für die Vereinigten Staaten gut“,
weil GM die amerikanischen Arbeiter nicht
mehr braucht - weder um Autos herzu-
stellen noch um sie zu verkaufen. Der Un-
terhalt und die Reproduktion der aufge-
gebenen Teile der Bevölkerung ist also

von nun an für Kapital und den Staat nicht
so sehr eine wirtschaftliche Notwendig-
keit als vielmehr eine politische Frage.

❏ Bleibt also das Problem, den sozialen
Frieden mit möglichst niedrigem finanzi-
ellen Aufwand sicherzustellen. In dieser
Perspektive zeichnet sich derzeit eine
Wiederbelebung bestimmter Institutionen
der traditionellen Gesellschaften ab, in-
sofern als diese den Vorteil bieten, gleich-
zeitig mit einer grundlegenden Solidari-
tät auch die moralische Ordnung aufrecht-
zuerhalten. Die Zusammenfassung davon
ist im „Kommunitarismus“ von Etzioni zu
finden, dessen Ziel es ist, „alle institutio-
nellen Kräfte zu kanalisieren, um die Leute
zu verpflichten, das zu tun, was getan
werden muß „ (D’Antonio 1994):

❏ Rückkehr zu den Werten der traditio-
nellen Familie und der Moral, wodurch
die Dimension des Widerstands gegen die
Moderne der fundamentalistischen Strö-
mungen eingeholt werden kann und die
Fundamentalismen aller Religionen welt-
weit mobilisiert werden können.

❏ Anwendung des Subsidiaritätsprinzips:
„Die Verantwortung kommt in jeglicher
Situation in erster Linie demjenigen zu,
den sie am stärksten berührt. Erst wenn
der einzelne allein zu keiner Lösung mehr
kommt, muß die Familie handeln. Kann
letztere nichts mehr tun, ist die lokale Ge-
meinschaft an der Reihe. Und nur in Fäl-
len, in denen diese wiederum durch das
Problem überfordert ist, darf sie sich den
den Staat wenden „ (Etzioni 1994). Diese
Verteilung der Verantwortung bedeutet (a)
daß „Rechte“ negiert werden, (b) daß die
Armen unter sich und die Reichen unter
sich solidarisch sind, (c) der Rückgriff auf
die staatliche Solidarität Bedingungen
unterliegt, d.h. „pädagogischer Barmher-
zigkeit“: „die Sozialarbeiter, die sich mit
diesen Bevölkerungsgruppen beschäftigen,
verbürgen sich tendenziell für alle Lebens-
weisen, auf die sie treffen. Sie müssen ihre
Einstellung ändern und zu ihrer Rolle von
Akteuren der Gesellschaft zurückkehren,
die den Personen, die sonst nicht mehr
erreichbar wären, die Grundwerte bei-
bringen. Sie müssen “urteilen” und gesun-
de und verantwortungsbewußte Lebens-
weisen ganz klar verteidigen. Diejenigen,
die den Erwartungen der Gesellschaft
nicht entsprechen, leicht zu bestrafen, ist
gerechtfertigt“ (Etzioni 1994).
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❏ Demokratische Partizipation auf loka-
ler Ebene, begrenzt auf kleine Reproduk-
tionseinheiten: Familie, Stadtviertel, Schu-
le, Kirchengemeinde usw., d.h. dort, wo
die Demokratie am ehesten die morali-
sche Ordnung stützt und Abweichungen
unterdrückt. Eine demokratische Teilha-
be an den Entscheidungen über die Pro-
duktionsziele und die Beschäftigung ist
ausgeschlossen: der “Markt” wird als äu-
ßerer Sachzwang dargestellt, und wenn
sich die Macht, über das Leben der ein-

zelnen und der Gemeinschaften zu ent-
scheiden, in einer Person inkarniert, ist
diese Person unzugänglich (vgl. den Film
von Michael Moore: „Roger and Me“).

Markt und Gemeinschaft erscheinen so-
mit als (implizite und explizite) Pädago-
gik, die dazu dient, die Unsicherheit auf
die Familien abzuwälzen, d.h. die kurz-
fristigen Sachzwänge der Akkumulation
der langfristigen Reproduktion der Men-
schen und der Gesellschaft aufzubürden.

Die in diesem Artikel zum Ausdruck
gebrachte Meinung ist die Meinung
des Autors und gibt nicht unbedingt
die offizielle Politik des Rates für Kul-
turelle Zusammenarbeit und des Eu-
roparates wieder.
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Gewerkschaften und
Bildung:
Das Recht der Arbeit-
nehmer auf Bildung
von den frühen 70er
Jahren bis zu den
frühen 90er Jahren

tik der Gewerkschaften in der Phase, in
der die „150-Stunden“ am stärksten in
Anspruch genommen wurden (in der
Emilia-Romagna war das Mitte der 70er
Jahre), und die Merkmale der heutigen
Bildungspolitik der Gewerkschaften in der
Emilia-Romagna in einer Phase, in der die
150 Stunden immer weniger in Anspruch
genommen werden, dargestellt.

Die Debatte in der Zeitschrift Inchiesta
(die in den 70er Jahren Auflagen von
80.000 Exemplaren erreichte und am Ki-

Zur Veranschaulichung des Themas „De-
mokratie und Bildung“ soll hier die Ge-
schichte der Beziehung zwischen Gewerk-
schaften und Bildung in Italien nach der
68er Arbeiter- und Studentenrevolte be-
trachtet werden am Beispiel der Bezie-
hungen zwischen der Zeitschrift für Öko-
nomie und Soziologie Inchiesta, deren
Redaktion ihren Sitz in Bologna hat (der
Verleger ist Dedalo in Bari), und den Ge-
werkschaften in Bologna und in der Emi-
lia-Romagna in den letzten 25 Jahren1.
Diese im Jahre 1971 vom Autor gegrün-
dete und geleitete Zeitschrift hat in Itali-
en mehr als andere den Kampf der Ge-
werkschaften um die sogenannten „150
Stunden“ unterstützt, der 1973 zum Erfolg
führte. Dabei handelte es sich um eine
der originellsten gewerkschaftlichen Er-
rungenschaften in Europa: Die Arbeitneh-
mer/innen erhielten das Recht, sich wäh-
rend „150 Stunden“ Arbeitszeit kostenlos
weiterzubilden, wenn sie bereit waren, für
diese Ausbildung weitere 150 Stunden aus
ihrer Freizeit aufzuwenden.

Das Recht auf Freistellung von der Arbeit
zu Bildungszwecken wurde in den 70er
Jahren vor allem zum Nachholen des
Pflichtschulabschlusses genutzt, was in
der Region Emilia-Romagna in den ersten
Jahren von der Einheitsgewerkschaft der
FLM (Federazione dei lavoratori metal-
meccanici; Verband der Metallarbeiter)
direkt koordiniert wurde. Im folgenden
werden die Merkmale der Bildungspoli-

Vittorio
Capecchi
Professor für Soziolo-
gie an der Universi-
tät Bologna, Leiter
der regionalen
Arbeitsmarkt-
beobachtungsstelle

Anhand einer Analyse der Bologneser Zeitschrift „Inchiesta“ beschreibt der
Autor das Interpretationsmodell des Verhältnisses zwischen Bildungswe-
sen und Arbeitswelt, das von den Gewerkschaften in den 70er Jahren ange-
wandt wurde, als strukturelle Einschränkung der verfolgten Bildungs-
strategien: Das Konfliktmodell, das gegenüber der Großindustrie traditio-
nell eingesetzt wurde und auf der Anerkennung der Qualifikationen beruht,
wird durch das technokratisch-funktionalistische Modell in Frage gestellt,
das durch differenziertere Strategien der kleinen und mittleren Unterneh-
men gekennzeichnet ist und auf dem Erwerb technologischer Kompeten-
zen am Arbeitsplatz basiert. Die Gewerkschaften sind nicht in der Lage,
den diesem Gegensatz innewohnenden epistemologischen Bruch, der von
der einschlägigen Forschung ganz deutlich herausgestellt wird, zu rezi-
pieren; daher gelangen sie nicht zu einer Neudefinition des Verhältnisses
zwischen Technologiewissen und Bildungsstrategien bzw. zur Formulierung
entsprechender neuer Modelle, sondern bauen ihre auf Mitbestimmungs-
modelle ausgerichteten politischen Strategien aus. Dadurch bleibt jedoch
die Frage, die sich aus der vom Autor dargestellten sozioökonomischen
Dynamik ergibt, unbeantwortet: Wie lassen sich die wirtschaftlichen Er-
fordernisse einer immer stärker in die Regionen vordringenden technolo-
gischen Entwicklung mit der zunehmenden Nachfrage nach differenzier-
ter Ausbildung der Bildungssubjekte vereinbaren?

1) Zur Geschichte der Gewerkschaft
und Industrialisierung in Bologna und
der Emilia Romagna von der Nach-
kriegszeit bis heute siehe Capecchi
(1987,  1989,  1990b,  1992) und
Capecchi/Pesce (1993). Zur Geschich-
te der Zeitschrift Inchiesta in den er-
sten 20 Jahren ihres Bestehens siehe
die Sondernummer 94 von 1991, ins-
besondere den Artikel von Elda
Guerra und Adele Pesce (1991).
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Im Anschluß an die „68er-
Bewegung wird (...) eine or-
ganische Allianz zwischen
Gewerkschaften und Intel-
lektuellen möglich.“

„Das weltanschauliche Mo-
dell (...) der 70er Jahre (...)
ist ein und dasselbe, näm-
lich das Modell des Klas-
senkonflikts, das im Gegen-
satz zum technokratisch-
funktionalistischen Modell
steht.“

„Das technokratisch-funk-
tionalistische Modell (...)
sieht (...) als zentrale Ursa-
che der gesellschaftlichen
Veränderung den technolo-
gischen Wandel, der Verän-
derungen an Inhalten und
Organisationsweisen der
verschiedenen Berufe nach
sich zieht (...).“

osk verkauft wurde) und die besondere
Position ihres Direktors, der offiziell mit
der Leitung des Ausbildungsbüros der FLM
von Bologna (und später der Emilia-
Romagna) betraut wurde, ermöglichte es,
die Interpretationsmodelle zu erkennen,
über die bei der Zeitschrift und den Ge-
werkschaften anfangs Einvernehmen be-
stand. Bereits in den 70er Jahren wurden
in der Zeitschrift Inchiesta die Grenzen
des Interpretationsmodells der Gewerk-
schaften aufgezeigt, die allerdings von den
Gewerkschaften nur sehr ansatzweise re-
zipiert wurden.

Zu Beginn der 80er Jahre kam es (mit dem
Ende meiner Tätigkeit als Leiter des Aus-
bildungsbüros der FLM) zur Spaltung der
Einheitsgewerkschaft, und seither hat sich
die Politik der Gewerkschaften sowohl
hinsichtlich Fragen der Regionalent-
wicklung als auch hinsichtlich der Wei-
terbildung der Arbeitnehmer/innen ver-
ändert. Verfolgt man die Debatte in der
Zeitschrift Inchiesta (die in den 80er und
90er Jahren in einer Auflage von 5.000
Exemplaren erscheint und nur in Buch-
handlungen verkauft wird), ist es interes-
sant zu sehen, welche Fragen (in bezug
auf das Thema Gewerkschaften und Bil-
dung) aufgeworfen werden und welche
dieser Fragen die Gewerkschaften am
besten aufgreifen können.

Die Bildungspolitik für Ar-
beitnehmer/innen in den
frühen 70er Jahren: Ver-
haltensweisen und
Interpretationsmodelle

Zum Verständnis der Bildungspolitik der
italienischen Gewerkschaften in den 70er
Jahren muß man sich zwei Aspekte verge-
genwärtigen. In erster Linie ist zu beach-
ten, daß im Anschluß an die 68er Studen-
ten- und Arbeiterbewegung und die ge-
werkschaftlichen Errungenschaften der
frühen 70er Jahre eine Blütezeit der Ge-
werkschaftsbewegung (allein die CGIL
verzeichnete eine Zunahme der Mitglied-
schaften von 2.461.000 im Jahr 1968 auf
4.528.000 im Jahr 1978) eingesetzt hat.
Außerdem übten in den 70er Jahren die
Gewerkschaften in Italien, und insbeson-
dere die FLM, große Faszination sowohl
auf die Studierenden als auch auf die Leh-

renden an den Universitäten aus. Die 68er
Arbeiter- und Studentenbewegung hat die
im sozioökonomischen Bereich Forschen-
den stark beeinflußt, und damit wurde
auch eine organische Allianz zwischen
Gewerkschaften und Intellektuellen mög-
lich.

Mein eigener Werdegang ist beispielhaft
für diese Situation. Als Dozent für Sozio-
logie an der Universität Bologna und Di-
rektor der Zeitschrift Inchiesta begann ich
mit der FLM in Bologna zunächst im Be-
reich der gewerkschaftlichen Bemühun-
gen um den Gesundheitsschutz am Ar-
beitsplatz, dann in der Koordinierung der
„150 Stunden“ innerhalb der Universität
von Bologna zusammenzuarbeiten und
übernahm schließlich von 1975 bis 1983
die Leitung des Ausbildungsbüros der
FLM, das sich mit der Spaltung der Ein-
heitsgewerkschaft auflöste.

Die Aktionen der FLM in der Emilia-
Romagna zum Thema des Verhältnisses
zwischen Gewerkschaften und dem Bil-
dungswesen betrafen in den 70er Jahren
vier wesentliche Bereiche:

a) Bildungsmaßnahmen über die “150
Stunden”. Die “150 Stunden” wurden dazu
verwendet, den Pflichtschulabschluß
nachzuholen (in der Emilia-Romagna
steigt die Inanspruchnahme von 42 Kur-
sen 1973/74 auf ein Maximum von 202
Kursen 1976/77, um dann auf 106 Kurse
1980/81 zurückzufallen). Parallel dazu
wurden dann kurze Kurse an der Univer-
sität abgehalten, deren Besuchsquoten
sich ähnlich entwickelten (größte Nach-
frage Mitte der 70er Jahre, anschließend
Rückgang), deren Inhalte aber verschie-
den sind: die Palette reicht von Kursen
über Wirtschaft und Gewerkschafts-
geschichte bis zu von Dozentinnen ge-
haltenen Kursen für Arbeitnehmerinnen,
die die Stellung der Frau innerhalb und
außerhalb der Arbeitswelt zum Thema
haben.

b) Maßnahmen in bezug auf das Pflicht-
schulwesen. In den 70er Jahren erschei-
nen einige Ausgaben der Zeitschrift der
FLM von Bologna Impegno unitario, in
denen von der Selektion in der Pflicht-
schule die Rede ist und davon, wie lä-
cherlich die Welt der Bauern und Arbei-
ter in den Schulbüchern der Pflichtschule
dargestellt wird. Diese Ausgaben der Zeit-
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schrift werden unter den Arbeitnehmern/
innen in der Metallindustrie verteilt und
mit ihnen diskutiert, damit sie als Eltern
in den öffentlichen Schulen, die ihre Söh-
ne und Töchter besuchen, aktiv werden
oder damit sie sich in Weiterbildungskur-
se (150 Stunden) einschreiben, um Kennt-
nisse aus der Perspektive der Arbeiterklas-
se zu erwerben.

c) Maßnahmen zum Gesundheitsschutz
am Arbeitsplatz und zur Aktionsforschung
in den Fabriken, die von Arbeitsmedi-
zinern unter Nutzung der Methode der
einvernehmlichen Validierung koordiniert
werden. Die Arbeiter/innen in einer be-
stimmten Abteilung werden aufgefordert,
die Faktoren an ihrem Arbeitsplatz zu
nennen, die sich schädigend auf Körper
oder Seele auswirken, und einvernehm-
lich einen Bericht zu erstellen, den die
Gewerkschaft in der Folge für ihre Ver-
handlungen mit dem Unternehmen ver-
wendet. Die Aufklärungsmaßnahmen er-
folgen flächendeckend in den verschie-
denen Abteilungen, und es geht nicht nur
darum, Kenntnisse zu verbreiten, sondern
auch darum, unter den Arbeitern/innen
ein Klima des Vertrauens zu schaffen,
damit sie sich der Mißstände in der Fa-
brik bewußt werden können, die dann -
da ein Weiterarbeiten als unvermeidlich
betrachtet wird - psychologisch verarbei-
tet werden sollen.

d) Vom Ausbildungsbüro koordinierte
Aktionsforschung sowohl in den Arbeiter-
als auch in den Angestelltenabteilungen,
um die Informations- und Materialflüsse
zu rekonstruieren und dadurch zu verste-
hen, wie eine andere Organisation der
Fabrik erreicht werden könnte - als Vor-
bereitung für eine Produktionskonferenz
oder für innerbetriebliche Streitigkeiten.

Das weltanschauliche Modell, auf das sich
zu Beginn der 70er Jahre sowohl die Ge-
werkschaften als auch die Universitäts-
dozenten, die für die Gewerkschaften
Forschungsarbeiten ausführen, stützen, ist
ein und dasselbe, nämlich das Modell des
Klassenkonflikts, das im Gegensatz zum
technokratisch-funktionalistischen Modell
steht.

Das technokratisch-funktionalistische
Modell sah und sieht noch heute als zen-
trale Ursache der gesellschaftlichen Ver-
änderung den technologischen Wandel,

der Veränderungen an Inhalten und Or-
ganisationsweisen der verschiedenen Be-
rufe und Tätigkeitsformen nach sich zieht
und vor allem eine Anpassung des Aus-
bildungssystems erfordert: Die Schule und
das System der beruflichen Bildung soll-
ten sich verändern, um mit dem techno-
logischen Wandel Schritt halten zu kön-
nen. Die Strukturen der Berufsbildung, der
Forschung, der Produktion usw. werden
anhand ihrer Fähigkeit bewertet, sich an
den technologischen Fortschritt anzupas-
sen.

Das Modell des Klassenkonflikts sieht hin-
gegen als zentrale Ursache des sozialen
Wandels die Konflikte zwischen den ver-
schiedenen gesellschaftlichen Klassen in
einer Situation, in der die herrschende
Klasse versucht, sich selbst an der Macht
zu erhalten. Die Bekämpfung der Un-
gleichheit ist das Hauptziel dieses welt-
anschaulichen Modells, während die Ver-
teidigung des Status quo das Ziel des
technokratischen Modells ist.

Ausgangspunkt dieses Modells ist in Itali-
en ein von einem Priester geschriebenes
Buch, nämlich Lettera a una professoressa
(Brief an eine Lehrerin) von Don Milani
(1967), das anhand der offiziellen Stati-
stiken zeigt, daß die schulische Selektion
fast ausschließlich Kinder aus Arbeiterfa-
milien trifft und daß die Schulbücher so-
wie die Verhaltensweisen und Einstellun-
gen der Lehrkräfte die Probleme und die
Realität der Arbeiterklasse nie berücksich-
tigen.

Die “150 Stunden” beziehen sich als Er-
rungenschaft der Gewerkschaften und der
Arbeiterklasse auf dieses weltanschauli-
che Modell, was dazu geführt hat, daß in
den Lehrplänen der “150-Stunden”-Kur-
se den Inhalten und nicht nur dem for-
malen Nachholen des Schulabschlusses
große Bedeutung eingeräumt wird. Das
Nachholen der Pflichtschule für die Ar-
beiter/innen wird daher von den Gewerk-
schaften und den Einrichtungen, die die
Kurse in ihrem Auftrag koordinieren, in-
haltlich gestaltet. Die Zeitschrift Inchiesta,
die mit ihrer gesamten Redaktion am Er-
folg des Gewerkschaftsprojekts „150 Stun-
den“ mitarbeitet, veröffentlicht wirtschaft-
liches und soziologisches Textmaterial,
das die weltanschauliche Perspektive der
Arbeiterklasse widerspiegelt (diese enge
Verknüpfung erklärt auch die sehr weite

„Das Modell des Klassen-
konflikts sieht [...] als zen-
trale Ursache [...] die Kon-
flikte [...], in denen die herr-
schende Klasse versucht,
sich selbst an der Macht zu
erhalten.“

Durch „Subsysteme von
kleinen und mittleren Unter-
nehmen [...] wird das Mo-
dell, das ausschließlich die
Großunternehmen berück-
sichtigt, in Frage gestellt.“
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Verbreitung dieser Zeitschrift in den 70er
Jahren).

In bezug auf dieses weltanschauliche
Modell des Klassenkonflikts, das die Ge-
werkschaften verwenden, wurden in der
Debatte in Inchiesta in den 70er Jahren
zum ersten Mal Grenzen deutlich, die von
den Gewerkschaften in der Region Emi-
lia-Romagna nur zum Teil und von den
Gewerkschaften auf nationaler Ebene
noch weniger erfaßt werden.

Die erste Einschränkung liegt in Italien
(und offensichtlich nicht nur dort) darin,
daß die Gewerkschaften, wenn sie das
weltanschauliche Modell des Klassen-
konflikts anwenden, beinahe ausschließ-
lich Großunternehmen mit Massenpro-
duktion im Blick haben und von einer
Arbeitsorganisation nach dem taylo-
ristisch-fordistischem Modell als vorherr-
schender Situation ausgehen. Zu Beginn
der 70er Jahre neigten die Gewerkschaf-
ten in Italien sowohl auf nationaler als
auch auf regionaler Ebene (selbst in Re-
gionen, in denen es keine Großunterneh-
men gibt)  dazu, den Taylor ismus-
Fordismus für das vorherrschende Orga-
nisationsmodell der kapitalistischen Ge-
sellschaft zu halten, und dementspre-
chend den kleinen Unternehmen geringe
Bedeutung beizumessen, sie sozusagen
lediglich als „dezentrale“ Großunterneh-
men zu betrachten.

Aber die Zeitschrift Inchiesta dokumen-
tiert die Entwicklungen in den verschie-
denen Regionen Italiens; dadurch entste-
hen Analysen, die auf das Vorhandensein
eines anderen industriellen Entwicklungs-
modells hinweisen, das sich sowohl von
der Entwicklung der norditalienischen
Regionen mit ihren Großunternehmen als
auch von der ausgebliebenen Entwicklung
in den süditalienischen Regionen unter-
scheidet. Die Zeitschrift trägt dazu bei
deutlich zu machen, daß zwischen die-
sen beiden Großregionen ein „drittes Ita-
lien“ (so der Titel eines 1977 von Arnaldo
Bagnasco verfaßten Buches) liegt, in dem
Subsysteme von kleinen und mittleren
Unternehmen Spezialmaschinen für die
Industrie herstellen und auf die Nachfra-
ge ihrer Kunden flexibel reagieren kön-
nen. Die Zeitschrift dokumentiert, daß in
Regionen wie der Emilia-Romagna spe-
zialisierte Kleinunternehmen weit verbrei-
tet sind, deren Inhaber als Facharbeiter

Berufserfahrung gesammelt und sich dann
selbständig gemacht haben. Damit wird
das Modell, das ausschließlich die Groß-
unternehmen berücksichtigt, in Frage ge-
stellt. Diese Infragestellung wird von den
Gewerkschaften der Region Emilia-
Romagna aufgenommen, nicht aber von
den Gewerkschaften auf nationaler Ebe-
ne, die weiterhin die Großunternehmen
für die quasi ausschließlichen Aktions-
bereiche der Gewerkschaftspolitik halten.

Durch diese Analysen über die kleinen,
in spezialisierten Subsystemen organisier-
ten Unternehmen, die in Inchiesta erschei-
nen, wird auch eine zweite Beschränkung
deutlich, die in den Interpretationen der
Gewerkschaften und vieler ihrer externen
Mitarbeiter in den 70er Jahren angelegt
ist. Das tayloristisch-fordistische Organi-
sationsmodell als vorherrschend zu be-
trachten, bedeutete eben auch, eine be-
sondere Beziehung zwischen industriel-
ler Entwicklung und bildungspolitischen
Maßnahmen zu sehen. Da man ein Groß-
unternehmen mit Massenproduktion im
Auge hatte, hielt man es für die industri-
elle Entwicklung für ausreichend, wenn
eine begrenzte Zahl von Spezialisten (In-
genieure und hochspezialisierte Techni-
ker) vorhanden war, die eine große Zahl
von Arbeitskräften, denen nur ausführen-
de Tätigkeiten zugewiesen wurden, pro-
blemlos koordinieren konnten.

Die Zunahme der Arbeitskräfte mit höhe-
rem Schulabschluß wird insgesamt nega-
tiv bewertet, da man der Ansicht ist, daß
eine industrielle Entwicklung auf der
Grundlage von nach tayloristisch-fordisti-
schem Modell funktionierenden Großun-
ternehmen nicht viele Personen mit hö-
herem Schulabschluß benötigt. In den
70er Jahren kamen in den Vereinigten
Staaten daher Bücher auf den Markt wie
die von Ian Berg (1970) und R.B. Freeman
(1976), die emblematische Titel tragen:
Education and Jobs: The Great Training
Robbery und The Overeducated American.
In Anspielung auf “The Great Train
Robbery” werden hier die Ausbildungs-
zeiten als “Raub” und die jungen Ameri-
kaner als “überausgebildet” bezeichnet.

Diese Sichtweise verbreitete sich auch in
Italien, wo der Prozentsatz der Personen,
die die letzten Jahre des Gymnasiums
besuchen, Ende der 60er Jahre bei 30%
lag, und die Vorausschätzungen einer

„Angesichts der Merkmale
der Industriestruktur in
Italien (und allgemein in
allen stark industrialisier-
ten Gesellschaften) wird
eine Akademikerarbeits-
losigkeit für unvermeidlich
gehalten.“

In den 70er Jahren wurde
von seiten der Gewerk-
schaften auf die berufliche
Bildung der Arbeiter/innen
viel weniger Gewicht gelegt,
und es wurden fast aus-
schließlich die männlichen
Arbeitskräfte berücksich-
tigt.
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damals sehr bekannten Untersuchung,
Progetto ‘80 (die von dem Arbeitgeber-
verband nahestehenden Intellektuellen
durchgeführt wurde), für die 80er Jahre
Zahlen um die 50% nannte. Zu betonen
ist, daß bereits jene 30% Anlaß waren, um
von langer Schulzeit und von Massen-
universität zu sprechen, und in Inchiesta
wurden diese Zahlen und Vorhersagen in
Veröffentlichungen, die die ersten sozio-
logischen Analysen des italienischen Bil-
dungswesens darstellten, mit großer Sor-
ge gesehen. Warum diese Einschätzung?

Die Erklärung ist in Büchern wie dem von
Marzio Barbagli (1974) zu finden, das den
Titel trägt: Disoccupazione intellettuale e
sistema scolastico in Italia. Angesichts der
Merkmale der Industriestruktur in Italien
(und allgemein in allen stark industriali-
sierten Gesellschaften) wird eine Akade-
mikerarbeitslosigkeit für unvermeidlich
gehalten. Das Produktionssystem, das sich
nach einer ersten Umstrukturierungsphase
abzeichnet, basiert nach dieser Einschät-
zung auf einem geringen Bedarf an qua-
lifizierten Arbeitsplätzen, weshalb die das
Bildungssystem mit höheren Bildungsab-
schlüssen verlassenden Personen in gro-
ßem Umfang zwangsläufig arbeitslos wer-
den oder sich mit geringer qualifizierten
Arbeitsplätzen zufriedengeben müssen.

Vor diesem Hintergrund kann man ver-
stehen, warum die Gewerkschaften in den
70er Jahren mit ihren Bildungsstrategien
vor allem auf das Nachholen des Pflicht-
schulabschlusses bzw. auf Ausbildungs-
aktionen im Vorfeld von gewerkschafts-
politischen Aktionen für den Gesundheits-
schutz und für Streitigkeiten auf betrieb-
licher und regionaler Ebene abzielt. Man
hat vor allem den Arbeitertyp im Blick,
der wenig qualifiziert ist und im Rahmen
des tayloristisch-fordistischen Organisati-
onssystems eingesetzt wird; auf die be-
rufliche Bildung der Arbeiter/innen wur-
de viel weniger Gewicht gelegt.

Diese zweite Beschränkung wurde auch
in der Zeitschrift Inchiesta erst allmählich
erkannt; erst in den 80er und 90er Jahren
reagiert man auf diese Beschränkung so-
wohl in der Zeitschrift als auch auf der
Ebene der regionalen und nationalen
Gewerkschaften mit Veränderungen.

Eine dritte Beschränkung liegt darin, daß
die Gewerkschaften besonders in den 70er

Jahren fast ausschließlich die männlichen
Arbeitskräfte berücksichtigt. Selbst die
grundlegende Veröffentlichung jener Jah-
re, Lettera a una professoressa, wird heu-
te von der feministischen Forschung zu
Recht als Buch betrachtet, in dem die
handelnden Personen sowohl in positi-
ver als auch in negativer Hinsicht nur
Männer sind.

Diese Beschränkung wurde in Inchiesta
erstmalig in den 70er Jahren wahrgenom-
men, und es wurden Studien veröffent-
licht, die auf die Mechanismen der regio-
nalen Industrieentwicklung unter dem
Blickwinkel der von Frauen ausgeführten
Arbeit eingehen. Die Arbeiten von Sozio-
loginnen wie Laura Balbo, Renate Zahar,
Maria Pia May usw. präzisieren die Rolle
der Frau innerhalb der offiziellen, der in-
formellen monetären und der informel-
len nicht-monetären Wirtschaft. Damit
werden die Arbeiten von Wirtschaftswis-
senschaftlern und Soziologen über Heim-
arbeit und über statistisch nicht erfaßte
Frauenarbeit in einen weitaus komplexe-
ren Rahmen gestellt. Als Beispiel können
hier die Titel einiger Sonderausgaben von
Inchiesta (25 (1977), 28 (1977), 32 (1978)
und 34 (1978)) genannt werden, die die-
se Fragestellung bearbeiten: Die Stellung
der Frau; Familie, Arbeit und Sozial-Ka-
pitalismus; Doppelbelastung und Arbeits-
markt für Frauen; Frauen; Doppelarbeit
und Diskriminierung.

Die Zeitschrift enthält, wie wir noch se-
hen werden, viele feministische Beiträge,
die dieses Thema eingehender behandeln,
das aber dennoch auch in den 80er und
90er Jahren kaum aufgegriffen wird, we-
der von den nationalen noch den regio-
nalen Gewerkschaften, obwohl feministi-
sche Gewerkschafterinnen in den Ge-
werkschaften präsent sind und bis in das
regionale Sekretariat (der FLM in der
Emilia-Romagna), in den 80er und 90er
Jahren sogar ins nationale Sekretariat der
CGIL aufsteigen.

Eine vierte, sehr wichtige Beschränkung
liegt in der Unterschätzung der Unter-
schiede zwischen Personen, angefangen
mit dem Unterschied zwischen Mann und
Frau, auf den die Gewerkschaften nicht
eingehen.

Am Ende der 70er Jahre wird der Autor
mit einer Untersuchung über die “150-

„Ende der 70er Jahre (...)
schloß man sich der Ge-
werkschaftsinitiative an,
um eigene, individuelle Be-
dürfnisse und Erwartungen
zu befriedigen.“

Den Gewerkschaften wird
für die 80er und 90er eine
Frage gestellt: “Ist es mög-
lich, eine kollektive Gewerk-
schaftspolitik [...] durchzu-
führen, die die individuel-
len Unterschiede [...] be-
rücksichtigt und nutzt [...]?“

„ (...) eine Krise in den Be-
ziehungen zwischen den
Gewerkschaften und ihren
Mitgliedern [führt zu] einer
Veränderung der Beziehun-
gen zwischen Gewerkschaf-
ten und dem Bildungswe-
sen.“

2) Siehe Capecchi et al. (1982).
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Stunden”-Kurse in der Emilia-Romagna2

betraut, deren Ergebnisse interessant sind,
weil sie nicht vorhergesehen waren. Man
war davon ausgegangen, daß die Teilneh-
mer an den Kursen von zweierlei Motiva-
tionen geleitet waren: entweder von ei-
ner individuellen Motivation, d.h. von
Nützlichkeitserwägungen (Teilnahme an
den 150-Stunden-Kursen, um beruflich
weiterzukommen, um eine höher qualifi-
zierte Arbeit zu erhalten usw.), oder von
einer kollektiven Motivation, d.h. von dem
Wunsch, die eigene Arbeit politisch und
gewerkschaftlich besser zu verstehen, um
die kapitalistischen Strategien in der Fa-
brik besser beherrschen zu können.

Die Untersuchung ergab jedoch, daß kei-
ne dieser beiden Alternativen zutraf. Die
Kursteilnehmer erklärten, an den 150
Stunden teilzunehmen, um sich persön-
lich weiterzubilden, d.h. nicht in der Ab-
sicht, ein zweckgerichtetes Weiterbil-
dungsvorhaben zu verfolgen, aber auch
nicht aus gewerkschaftlichen Motivatio-
nen. Ende der 70er Jahre schloß man sich
der Gewerkschaftsinitiative an, um eige-
ne, individuelle Bedürfnisse und Erwar-
tungen zu befriedigen.

Die Ende der 70er Jahre begonnenen
Untersuchungen über die Nachfrage nach
Arbeitszeitflexibilität von seiten der Ar-
beitnehmer/innen führten in die gleiche
Richtung. Welche Arbeitszeitstrategie auch
immer die Gewerkschaften verfolgten, die
einzelnen Arbeitnehmer/innen reagierten
äußerst unterschiedlich darauf. Die indi-
viduellen Lebensentwürfe sind eben im-
mer sehr verschieden.

Das starre Interpretationsmodell der ge-
sellschaftlichen Klassen, das kollektive
Lösungen vorschlägt, kollidiert mit den
vielfältigen Eigenheiten und unterschied-
lichen Plänen der Männer und Frauen, aus
denen sich die verschiedenen Welten der
Arbeiter/innen und Angestellten zusam-
mensetzen. Ende der 70er Jahre wurde
den Gewerkschaften für die 80er und 90er
Jahre eine Frage gestellt: Ist es möglich,
eine kollektive Gewerkschaftspolitik (im
Bereich der Ausbildung und in anderen
Bereichen) durchzuführen, die die indi-
viduellen Unterschiede (die keine Un-
gleichheiten, sondern unterschiedliche
Lebensentwürfe sind) berücksichtigt und
nutzt, angefangen mit den Unterschieden
zwischen Frauen und Männern?

Die Bildungspolitik für die
Arbeiternehmer/innen zu
Beginn der 90er Jahre:
Verhaltensweisen und
Interpretationsmodelle

In den 80er und 90er Jahren sind sowohl
in der Gewerkschaftspolitik als auch in
den Beziehungen zwischen Gewerkschaf-
ten und Universitäten große Veränderun-
gen eingetreten. Die Gewerkschaften hat-
ten in Italien in den 70er Jahren mit ihrer
Politik des einheitlichen Vorgehens viele
neue Mitglieder gewinnen können. In den
80er Jahren kam es zum Zerfall der ge-
werkschaftlichen Einheit, die Gewerk-
schaften verlieren auf der Ebene der Re-
gionen und der Provinzen an Macht, wäh-
rend die nationalen Gewerkschaften die
Vorherrschaft übernehmen, und insgesamt
entfernen sich die Gewerkschaften von
der Welt der Forschung und der Wissen-
schaft, wenn auch auf persönlicher Ebe-
ne Kontakte bestehen bleiben und Zusam-
menarbeit fortgeführt wird.

Darüber hinaus sind die technologischen
und arbeitsorganisatorischen Veränderun-
gen im Zuge der Verbreitung der neuen
Elektronik- und Informatiktechnologien
sehr umfangreich und führen zu einer
Krise in den Beziehungen zwischen den
Gewerkschaften und ihren Mitgliedern
und dadurch auch zu einer Veränderung
der Beziehungen zwischen Gewerkschaf-
ten und dem Bildungswesen.

Die Mitgliederzahlen nahmen von 1977
bis 1987 bei der CGIL, CISL und UIL von
7.225.000 auf 6.065.000 ab, die rückläufi-
ge Tendenz setzte sich fort, und erst in
jüngster Zeit gibt es gewisse Anzeichen
für einen Wiederaufschwung.

Die Beziehungen zwischen den Gewerk-
schaften und dem Bildungswesen verän-
dern sich, wobei beispielsweise in bezug
auf die Bildungspolitik der Gewerkschaf-
ten in der Emilia-Romagna in diesen letz-
ten Jahren folgende Tendenzen auszuma-
chen sind:

a) Nachlassendes Interesse sowohl an den
“150-Stunden-Kursen” als auch an der
staatlichen Pflichtschule. Die Reflexion
über die im Schulsystem vermittelten In-
halte und die Werte wird völlig aufgege-

„Das technokratische Mo-
dell verbreitet sich immer
stärker [...] alle Erfahrun-
gen, die es erlauben, Kom-
petenzen im Umgang mit
den neuen Technologien zu
erwerben, werden unab-
hängig von den vermittelten
Werten positiv einge-
schätzt.“

„Die italienischen Gewerk-
schaften [...] haben [...] ei-
nen epistemologischen
Bruch abgelehnt.“

„Das vorherrschende welt-
anschauliche Modell der
Gewerkschaften ist in den
80er und 90er Jahren von
einem Modell des Konflikts
zwischen gesellschaftlichen
Klassen zu einem [...] Mo-
dell übergegangen, in dem
die Strategie der Mitbestim-
mung theoretisch ausgear-
beitet wird.“
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ben und die “150 Stunden” werden von
den Gewerkschaften nicht mehr für Kur-
se mit allgemeinbildendem Inhalt genutzt.
Wo immer möglich, werden berufsbilden-
de Kurse eingerichtet. Die “150 Stunden”
werden schließlich von Personen genutzt,
die noch nicht in die Arbeitswelt einge-
treten sind oder in unsicheren Beschäfti-
gungsverhältnissen arbeiten: junge Män-
ner und Frauen, die die Pflichtschule nicht
abschließen konnten, und Frauen, die ins
Arbeitsleben zurückkehren wollen.

b) Als Antwort auf den technologischen
Wandel stoßen direkt von der Gewerk-
schaft durchgeführte Berufsbildungs-
maßnahmen auf immer stärkeres Inter-
esse .  Dadurch werden interessante
Versuchsprojekte zur Mitbestimmung der
Inhalte von berufsbildenden Kursen so-
wohl in einigen Unternehmen mittlerer
Größe als auch auf der Ebene von bilate-
ralen Vereinbarungen mit den Verbänden
der kleinen Unternehmen auf den Weg
gebracht. In diesem Zusammenhang wur-
de eine bilaterale Körperschaft (EBER)
gegründet, die mit der Festlegung der
Modalitäten der Berufsbildungsmaß-
nahmen, die von den Gewerkschaften,
den s taat l ichen Berufsbi ldungsein-
richtungen auf Ebene der Provinzen und
den Unternehmensleitungen gemeinsam
organisiert werden sollen, betraut wird.
Diese Vereinbarungen sind freiwilliger
Natur: Die Unternehmen können diese
Mitbestimmung an den Berufsbildungs-
kursen annehmen oder ablehnen. Dabei
ist zu berücksichtigen, daß es in Italien
keine Rechtsvorschriften wie in Frankreich
gibt, die die Unternehmen verpflichten,
einen bestimmten Prozentsatz ihrer Lohn-
summe für Berufsbildung aufzuwenden.

c) Der Forschung wird wieder größerer
Raum eingeräumt und sowohl Fallstudi-
en als auch systematische Untersuchun-
gen werden ausgewertet (die jüngste aus
dem Jahre 1995 betrifft die kleinen Un-
ternehmen; an der Auswertung der erho-
benen Daten waren zahlreiche Fachleute
beteiligt). Es besteht jedoch ein eher be-
ratendes Verhältnis zwischen den Gewerk-
schaften und den Wissenschaftlern. Die
stabile und engagierte Beziehung wie in
den 70er Jahren besteht nicht mehr.

d) Es wurde ein Zentrum zur Analyse von
Umweltfragen eingerichtet, das mit einem
Zentrum zur Erarbeitung von Strategien

für den Gesundheitsschutz der Fabrikar-
beiter verbunden ist. Diese beiden Zen-
tren stellen heute in der Gewerkschaft
zusammen mit den Initiativen für die Aus-
länder/innen und jenen für die Obdach-
losen einen Zusammenschluß von Perso-
nen dar, die in der Kontinuität der
innovativsten Erfahrungen der 70er Jahre
stehen. Dieser Zusammenschluß hat al-
lerdings innerhalb der Gewerkschaft nur
sehr begrenzten Einfluß.

Das technokratische Modell verbreitet sich
immer stärker, und auch in den Gewerk-
schaften der Emilia werden alle Erfahrun-
gen, die es erlauben, Kenntnisse über die
neuen Technologien zu erwerben, unab-
hängig von den vermittelten Werten posi-
tiv eingeschätzt.

Das Modell des Konflikts zwischen gesell-
schaftlichen Klassen verliert an Terrain,
teilweise aufgrund des Vordringens des
technokratischen Modells und teilweise
aufgrund seiner inhärenten Grenzen, die
bereits Ende der 70er Jahre deutlich wur-
den, auf die aber die Gewerkschaft keine
Antwort gefunden hat. Insbesondere die
Frauen finden sich in der heutigen
Gewerkschaftsstruktur sehr wenig wieder.

Die italienischen (und auch die emilia-
nischen) Gewerkschaften haben in der Tat
neue Analysen wie die von Wissenschaft-
lerinnen in Inchiesta vorgestellten abge-
lehnt. Diese Analysen stellen einen
epistemologischen Bruch dar. Die Arbei-
ten der Frauen, die in der Zeitschrift im-
mer stärker präsent waren, stehen im
Zusammenhang der neuen Kultur der
Unterschiedlichkeit von Mann und Frau,
die von Luce Irigaray3 erarbeitet wurde
und den männlichen Wissenschaftlern und
Gewerkschaftern tiefgehende Fragen
stellt, die erkennen lassen, daß das
technokratische Modell und das Modell
der gesellschaftlichen Klassen in Wirklich-
keit in einem wesentlichen Punkt zusam-
menfallen: ihrem männlichen Charakter
mit einer ihnen gemeinsamen Logik der
Ausgrenzung/Assimilierung des weibli-
chen Geschlechts.

In Inchiesta zeichnet eine Arbeit von Elda
Guerra und Adele Pesce4 ausführlich die
Innovationen nach, die die Frauen-
forschung in den letzten 20 Jahren in be-
zug auf das Verhältnis zwischen Er-
kenntnisprozessen, Arbeit und sexueller

“Die Beziehungen zwischen
den Gewerkschaften und
dem Bildungswesen verla-
gern sich auf die Berufsbil-
dung [...] zugunsten einer
vielfach unkritischen Be-
fürwortung des techno-
kratischen Modells.”

3) Siehe die beiden Ausgaben von
Inchiesta mit den Titeln Sessi e generi
linguistici (Nr. 77 von 1987) und Il
divino concepito da noi (Nr. 85/86
von 1989) von Luce Irigaray (Hg.).
Eine Analyse der Wirtschaftsentwick-
lung der Region Emilia Romagna un-
ter Berücksichtigung der Kategorien
des Unterschieds zwischen den Ge-
schlechtern ist in Adele Pesce (1990)
enthalten. Eine Analyse der Beziehun-
gen zwischen Schule und Arbeit un-
ter diesem Gesichtspunkt l iefert
Capecchi (1990 a).

4) Siehe Guerra/Pesce (1991).
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Differenz geleistet hat. Es handelt sich um
tiefgreifende gedankliche Innovationen,
die sich auch auf den Bereich praktischer
Politik auswirken können.

Von diesem Interpretationsmodell sind
jedoch die italienischen Gewerkschaften
sowohl auf nationaler als auch auf regio-
naler Ebene weit entfernt. Das vorherr-
schende weltanschauliche Modell der
Gewerkschaften ist in den 80er und 90er
Jahren von einem Modell des Konflikts
zwischen gesellschaftlichen Klassen zu
einem weniger kämpferischen Modell
übergegangen, in dem die Unterschiede
zwischen den Klassen immer weniger als
bedeutend wahrgenommen werden und
die Strategie der Mitbestimmung theore-
tisch ausgearbeitet wird. Wir haben es also
mit einem abgeschwächten Konflikt-
Interpretationsmodell zu tun, in das eini-
ge neue kulturelle Aspekte aufgenommen
wurden, wie der Umweltschutzgedanke
und die Verteidigung des „Sozialstaats“,
in dem aber die Anforderungen der ein-
zelnen kaum und die Unterschiede zwi-
schen Frau und Mann gar nicht berück-
sichtigt werden.

Die Beziehungen zwischen den Gewerk-
schaften und dem Bildungswesen verla-
gern sich auf die Berufsbildung, und mit
der Krise des tayloristisch-fordistischen
Modells wird auch in Italien des Ziel ak-
zeptiert, das in Ländern wie Japan bereits
erreicht und in Ländern wie Frankreich
mit Nachdruck verfolgt wird, nämlich daß
mindestens 80% einer Altersklasse das
Abitur oder vergleichbare Schulabschlüsse
erreichen sollen.

Die Fragestellung, mit der die 70er Jahre
zu Ende gingen, nämlich ob die Gewerk-
schaften in der Lage sind, kollektive Zie-
le zu verfolgen, die den Unterschieden
zwischen den einzelnen - angefangen mit
dem Unterschied zwischen Frau und Mann
- Rechnung tragen, bleibt nach wie vor
eine Fragestellung, auf die die Gewerk-
schaften keine Antwort geben.

Das starre weltanschauliche Modell des
Konflikts zwischen gesellschaftlichen
Klassen wird von seiten der Gewerkschaf-
ten zugunsten einer vielfach unkritischen
Befürwortung des technokratischen Mo-
dells aufgegeben. In der Zeitschrift
Inchiesta dagegen findet anhand der in-
ternationalen Bezugspunkte, die sich die

Zeitschrift mit dem (inzwischen geschlos-
senen) FAST-Studienzentrum der Europäi-
schen Gemeinschaften in Brüssel oder mit
dem International Institute for Labour
Studies in Genf geschaffen hat, eine nach
wie vor kritische Analyse der Technolo-
gien statt, die die Beziehungen zwischen
regionaler Entwicklung und weltweiter
Verflechtung in anderer Weise anzugehen
versucht.

Die Hauptfragestellung der 90er Jahre, die
zu der genannten vom Ende der 70er Jahre
noch hinzukommt, kann folgendermaßen
formuliert werden: Wie kann man in ei-
ner Zeit tiefgreifender technologischer
Veränderungen und der Globalisierung in
den verschiedenen Regionen eine tech-
nologische Entwicklung erreichen, die
auch eine soziale Entwicklung ist, die den
Unterschieden zwischen den einzelnen,
angefangen mit denen zwischen Frau und
Mann, Rechnung trägt? Auf dem Hinter-
grund dieser Fragestellung werden in
Inchiesta sowohl das Thema Sozialstaat
als auch das Thema Bildung neu formu-
liert.

Die Themen des Sozialstaates werden in
bezug auf die neuen Technologien im
Zusammenhang mit der Einschätzung kon-
kreter Möglichkeiten zur Entwicklung tech-
nologischer Distrikte gesehen, in denen
sich technologisch moderne, im Bereich
des Schutzes der Umwelt und der Men-
schen engagierte Produktions- und Dienst-
leistungsbetriebe verbreiten. Die Suche
nach mehr Autonomie und Pflege für alte
oder behinderte Menschen wird auch un-
ter Berücksichtigung der neuen Techno-
logien und der entsprechenden unterneh-
merischen Möglichkeiten gesehen.

Dasselbe geschieht in bezug auf die Mög-
lichkeiten der Erstausbildung und Weiter-
bildung. Für die Erstausbildung schlägt
Inchiesta vor, die schulischen Wege der
Fach- und Berufsschulen, die stärker von
Mädchen besucht werden (und stärker
sozialrelevant, aber weniger technologie-
bezogen sind), und die stärker von Jun-
gen besuchten Bildungswege (die mehr
Technologieanteile aufweisen, aber we-
niger auf deren Anwendung zugunsten
von mehr Lebensqualität ausgerichtet
sind) miteinander in Verbindung zu brin-
gen. Außerdem wird betont (und biswei-
len auch von den nationalen Gewerk-
schaften anerkannt), daß die Arbeitneh-

„Die Hauptfragestellung
der 90er Jahre: [. . .] Wie
kann man in einer Zeit tief-
greifender technologischer
Veränderungen und der
Globalisierung in den ver-
schiedenen Regionen eine
technologische Entwicklung
erreichen, die auch eine
soziale Entwicklung ist?“

5) Zu letzteren Themen, die von
Inchiesta behandelt werden, siehe
Capecchi/Pesce (1993 b, 1994).
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mer/innen ein tatsächliches Recht auf eine
Grund- bzw. Berufsbildung erhalten müs-
sen, nicht nur, um den eigenen Arbeits-
platz zu behalten, sondern auch, um ihn
wechseln zu können, wenn der bisherige
wenig qualifiziert ist oder keine berufli-
che Weiterentwicklung ermöglicht.

Inchiesta enthält also Arbeiten, die die
sozioökonomischen Strategien der Regio-
nalentwicklung umfassender neu formu-
lieren, aber diese Arbeiten werden von
den Gewerkschaften kaum rezipiert. Mehr
Aufmerksamkeit für diese Thematik ist in
der Emilia-Romagna in bestimmten öffent-
lichen Strukturen zu finden, wie bei der

Stadt Bologna und bei ERVET, die 1995
eine Beobachtungsstelle der neuen Tech-
nologien für den Alltag auf der Grundla-
ge eines Projekts von Vittorio Capecchi
und Adele Pesce eingerichtet haben, um
zu versuchen, die öffentlichen Strukturen,
die Bildungsprozesse und die neuen Wege
der Gewerkschaften und der Unterneh-
mer in Richtung auf eine lebens- und
umweltqualitätsbewußte Nutzung der
Technologien auszurichten. Derzeit ist es
schwierig vorherzusehen, ob diese Initia-
tive interessante kulturelle Auswirkungen
haben wird, oder ob sie über Versuchs-
vorhaben mit begrenzter Ausstrahlungs-
kraft nicht hinauskommen wird5.
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Als Autoren dieses Artikels wollen wir zu-
nächst etwas über unsere soziale und kul-
turelle Zugehörigkeit sagen. Der christli-
che Gewerkschaftsbund (Mouvement
Ouvrier Chrétien (MOC)), in dessen Rah-
men wir arbeiten, versammelt im franzö-
sischen Sprachbereich Belgiens soziale
Organisationen wie die christliche Ge-
werkschaft (CSC) und die christlichen
Versicherungen auf Gegenseitigkeit, kul-
turelle und Bildungsorganisationen wie
Vie Féminine, die Equipes Populaires, die
Jeunesse Ouvrière Chrétienne und die
Coopératives Chrétiennes. Der MOC küm-
mert sich in der Frage des Bildungsur-
laubs vor allem um die Stärkung der
Bildungsrechte der Arbeiter, für die er län-
gere Bildungsangebote organisiert; gleich-
zeitig erkennt er aber an, daß unbedingt
stärker berufsbezogene Kurse angeboten
werden müssen.

Aus drei Gründen erscheint es uns zweck-
mäßig, die Leser der Zeitschrift „Berufs-
bildung“ über die Änderungen in der
Gesetzgebung über den Bildungsurlaub
in Belgien aufzuklären: Zunächst ist die-
ses Gesetz für die Arbeitnehmer in Belgi-
en wichtig; die Entscheidungen, die hier-
durch Gesetzeskraft erlangt haben, haben
die Ausformung eines tatsächlichen
Bildungsrechts der Arbeitnehmer ermög-
licht, das uns sehr am Herzen liegt; au-
ßerdem ist dieses Gesetz zumindest nach
unserem Wissen in Europa einmalig, da
es ein individuelles Recht der Arbeitneh-
mer auf Bildung ermöglicht, ein Recht,
das diese nutzen können, um sich beruf-
lich zu verbessern oder umzuschulen oder
auch einfach um ihr Wissen in einem sie
interessierenden Bereich zu erweitern
bzw. um ihre Handlungsfähigkeit als Bür-
ger oder ihr politisches Engagement aus-
zubauen.

Dieses bemerkenswerte Rechtsinstrument
ist heute in Gefahr, weil seine der Ent-

Der Bildungsurlaub
in Belgien:
Wird der Rechtsanspruch
gekippt?

wicklung der Bildungsrechte der Arbeit-
nehmer förderlichen Aspekte zunehmend
eingeebnet werden.

Wir geben zunächst einen Überblick über
die Hauptaspekte des Gesetzes über den
Bildungsurlaub von 1985; dann gehen wir
kurz auf die Geschichte ein, die zu die-
sem Gesetz geführt hat, und auf die Zie-
le, die in diesem Rahmen von den ver-
schiedenen Akteuren verfolgt wurden;
dann erläutern wir, wieso die gegenwär-
tige Wendung der Dinge uns gleichzeitig
als gefährl iches Abrücken von den
Bildungsrechten, die die Gesetzgebung
von 1985 anerkennt und deren Anerken-
nung durch einen langen Kampf erreicht
wurde, und als Scheinlösung erscheint.

Das Gesetz über den Bil-
dungsurlaub in Belgien
(1985)

Das Gesetz ermöglicht es den Arbeitneh-
mern, von der Arbeit freigestellt zu wer-
den, um sich weiterzubilden, ohne einen
Lohnverlust zu erleiden und ohne dem
Arbeitgeber Kosten zu verursachen, weil
diese Maßnahme über eine Umlage finan-
ziert wird. Wir gehen zunächst auf die
Tragweite des Gesetzes ein.

Die Zielgruppe des Gesetzes sind Arbeit-
nehmer, die im privaten Sektor einen Voll-
zeitarbeitsplatz einnehmen. Bezogen auf
die Zahl der Arbeitnehmer im privaten
Sektor (in dem natürlich auch Arbeitneh-
mer Teilzeit arbeiten) nutzen etwas mehr
als 2% diese Maßnahme tatsächlich (ei-
gentlich 2% der Angestellten und 2,5% der
Arbeiter, Zahlen von 1990-1991), die Ge-
samtzahl der Teilnehmer liegt bei etwas
mehr als 50.000 Personen pro Jahr. Von
der Regelung ausgeschlossen sind Arbeit-
nehmer auf Teilzeitstellen (bekanntlich

Das Gesetz über den Bil-
dungsurlaub von 1985 ist
das Ergebnis einer langen
Geschichte und stellt einen
historischen Kompromiß
zwischen den Sozialpart-
nern und dem Staat dar. Das
Recht auf Bildung ist nicht
selbstverständlich: Es steht
im Kreuzungspunkt von
unterschiedlichen wirt-
schaftlichen, sozialen und
kulturellen Interessen. Die
allerjüngste Entscheidung
der belgischen Regierung,
unter dem Druck des ange-
wachsenen Defizits des
Finanzierungssystems das
Recht auf Bildungsurlaub zu
beschneiden, wobei kurze
und eher berufsbezogene
Kurse zuungunsten von län-
geren Kursen von den Kür-
zungen verschont bleiben,
ist bezeichnend für eine
kurzsichtige Politik, die im
Gegensatz zu den großzügi-
gen Erklärungen steht, in
denen die Bedeutung der
Bildung nicht nur aus wirt-
schaftlicher sondern auch
aus sozialer und kultureller
Sicht beschworen wird. Die-
ser Artikel zeichnet die Ge-
schichte dieses Gesetzes
und seiner Anwendung
nach, erklärt die Gründe für
das derzeitige Haushaltsde-
fizit und weist zudem darauf
hin, daß die getroffenen
Entscheidungen nicht ko-
härent sind. Abschließend
werden positivere Perspek-
tiven dargestellt.

Christian Piret
Leiter der Ausbildungsab-

teilung der christlichen Ge-
werkschaftsbewegung
(Mouvement Ouvrier

Chrétien) (B)

Emile Creutz
Professor an der Université
Catholique de Louvain (B)



BERUFSBILDUNG NR. 6 EUROPÄISCHE ZEITSCHRIFT

CEDEFOP

71

baren Nutzen. Das wichtigste Ziel dieses
Gesetzes liegt im übrigen darin, die Schul-
bildung der berufstätigen Bevölkerung zu
verbessern, und nicht etwa den Bedürf-
nissen der Arbeitgeber nachzukommen.

Annähernd 55% der Personen, die Bil-
dungsurlaub nach diesem Gesetz in An-
spruch nehmen, belegen einen Kurs zur
sozialen Förderung; 1990/91 waren das
27.000 Personen.

❏ Die Kurse für den Mittelstand
Der Mittelstand umfaßt Freiberufler und
Kleinbetriebe; in diesem Rahmen werden
Lehrlingsausbildungsgänge und Weiterbil-
dungskurse organisiert; Bildungsurlaub
wird für Bildungsangebote der zweiten
Kategorie gewährt: es geht hier sehr wohl
um berufliche Ausbildung (in den Berei-
chen Bau, Rechnungswesen, Steuerwesen,
Management, Elektronik usw.). 1990/91
belegten 7.000 Personen solche Kurse,
d.h. ungefähr 15% der Personen, die Bil-
dungsurlaub in Anspruch nahmen.

❏ Die sektoralen Ausbildungsange-
bote, die fast auschließlich von der Me-
tallindustrie organisiert werden, und zwar
über eine Ausbildungseinrichtung, die
paritätisch geleitet wird. Diese Art von
Ausbildungsangeboten hat die größte Stei-
gerung der Teilnehmerzahl erreicht: eine
Steigerung um annähernd das Fünffache
in 5 Jahren; in absoluten Zahlen waren
es 1990/91 7.700 Teilnehmer (15% der
Gesamtzahl). Wir werden im folgenden
zeigen, daß die Einführung dieser Aus-
bildungsangebote die Bildungsurlaubs-
regelung aus dem Gleichgewicht gebracht
hat und zumindest das Problem seiner
Refinanzierung aufwirft, sowie die Gefahr
beeinhaltet, Kurse mit unmittelbarer be-
ruflichem Nutzen zulasten einer allgemei-
neren Bildung der Arbeitnehmer übermä-
ßig zu fördern.

❏ Schließlich werden weitere Kurse an-
geboten, wie Ausbildungsgänge auf
Universitäts- oder vergleichbarer Ebe-
ne oder auch Ausbildungen, die von
der Genehmigungskommission zuge-
lassen wurden, wie beispielsweise die
vom MOC (Christlicher Gewerkschafts-
bund) organisierten Kurse (Graduierung
in Arbeits- und Sozialwissenschaften des
Institut Supérieur de Culture Ouvrière
(Hochschulinstitut für Arbeiterbildung),
ein von den Fakultäten der Universität

sind ungefähr 85% dieser Gruppe Frau-
en) und alle Arbeitnehmer des öffentli-
chen Sektors, von denen ein großer Teil
eine spezifische Bildungsurlaubsregelung
in Anspruch nehmen kann, die weniger
umfassend ist als die für die Arbeitneh-
mer des privaten Sektors.

Festzustellen ist, daß mehr Arbeiter als
Angestellte von dieser Regelung Gebrauch
machen; die Hälfte der Teilnehmer ist
zwischen 20 und 30 Jahre alt, annähernd
20% sind allerdings älter als 40.

Unter dem Gesichtspunkt der Branchen-
zugehörigkeit kann man sagen, daß fast
die Hälfte der Teilnehmer in der Metall-
industrie arbeitet, was sich zum Teil aus
der besonderen Fortentwicklung der in
diesem Bereich angebotenen Ausbildun-
gen erklärt. Annähernd 60% der Teilneh-
mer arbeiten in Unternehmen, die mehr
als 500 Personen beschäftigen.

Die Kurse wurden gesetzlich festgelegt
oder auf der Grundlage eines Dossiers von
einer Genehmigungskommission gebilligt,
die sich paritätisch zusammensetzt. Die
allgemeinbildenden Kurse werden bei-
nahe auschließlich von den Arbeitnehmer-
organisationen (Gewerkschaften) organi-
siert und stellen ungefähr 15% der gesam-
ten Kurse dar, verursachen aber weniger
als 10% der Kosten, denn es handelt sich
um relativ kurze Kurse.

Zu den berufsbildenden Kursen gehö-
ren im wesentlichen:

❏ Die Kurse zur sozialen Förderung
Diese Kurse werden von der öffentlichen
Hand organisiert und stellten anfänglich
eine zweite Bildungschance über die
Abendschule dar. Durch eine jüngste Re-
form haben diese Kurse eine neue Dyna-
mik bekommen, auch wenn es die
Haushaltsprobleme im Bildungswesen im
allgemeinen nicht erlauben werden, alle
Absichten der Reform umzusetzen. In die-
sem Rahmen kann man Ausbildungsgänge
besuchen, die zu denselben Abschlüssen
führen wie das normale Schul- und Hoch-
schulwesen, aber auch speziellere Kurse
belegen, wie beispielsweise Sprach- oder
Computerkurse.

In den meisten Fällen werden diese Kurse
von den Arbeitnehmern ausgewählt und
bringen dem Arbeitgeber keinen unmittel-

„Die Zielgruppe des Geset-
zes sind Arbeitnehmer, die
im privaten Sektor einen
Vollzeitarbeitsplatz einneh-
men. (...) Diese Regelung
wird von etwas mehr als 2%
der Arbeitnehmer genutzt,
(.. .) die Gesamtzahl der
Teilnehmer liegt bei etwas
mehr als 50.000 Personen
pro Jahr.“

„Die allgemeinbildenden
Kurse werden beinahe
auschließlich von den Ar-
beitnehmerorganisationen
(Gewerkschaften) organi-
siert und stellen ungefähr
15% der gesamten Kurse
dar, verursachen aber we-
niger als 10% der Kosten
(...).“
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Notre Dame de la Paix von Namur aner-
kannter Abschluß) und vom MOC in Zu-
sammenarbeit mit der Université Catho-
lique de Louvain organisierten Kursen
(Lizenz in Politik-, Sozial und Wirtschafts-
wissenschaften der Offenen Fakultät der
Politik-, Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaften).

Folgende Bedingungen gelten für den
Zugang zu den Kursen: der Arbeitneh-
mer bezieht während der Ausbildungszeit
weiter seinen Lohn; er darf nicht entlas-
sen werden, außer aus Gründen, die nicht
mit dem Bildungsurlaub zusammenhän-
gen. Die paritätischen Gremien des Unter-
nehmens müssen sich einigen, um sowohl
den Interessen des betreffenden Arbeitneh-
mers als auch den Erfordernissen der Ar-
beitsorganisation gerecht zu werden, in-
dem sie die im Gesetz so benannte „kol-
lektive Planung“ anwenden. Die Lohnfort-
zahlung ist allerdings nach oben begrenzt;
zur Zeit werden maximal 65.000 BEF brut-
to pro Monat gezahlt (= ca. 3.150 DM).

Die Dauer der Ausbildung war bis zum
1. September 1995 (vor Inkrafttreten der
neuen Bestimmungen, auf die wir später
eingehen werden) bei berufsorientierten
Kursen auf maximal 240 Stunden (d.h. die
Entsprechung von 30 Achtstundentagen)
und bei allgemeinbildenden Kursen auf
160 Stunden pro Jahr begrenzt. Das Mini-
mum betrug 40 Stunden pro Jahr.

Die Finanzierung der Regelung wird für
die allgemeinbildenden Angebote vom
Staat getragen (vor 1985 teilten sich der
Staat und die Arbeitgeber die Kosten). Die
Lohnfortzahlung wird zur Hälfte vom Staat
getragen und zur anderen Hälfte über eine
Sonderabgabe der Arbeitgeber im priva-
ten Sektor finanziert; diese Sonderabga-
be belief sich auf 0,04% der Löhne und
Gehälter und war unabhängig davon zu
leisten, ob im jeweiligen Unternehmen
Arbeitnehmer das Recht auf Bildungsur-
laub in Anspruch nahmen oder nicht.

Wie kann man diese Regelung nach
zehn Jahren bewerten?

Die Regelung wurde kaum bewertet. Be-
zeichnend in diesem Zusammenhang ist,
daß die einzige Bewertung, die innerhalb
dieser zehn Jahre vorgenommen wurde,
aus Haushaltsgründen vorgenommen und
vom Rechnungshof durchgeführt wurde.

Quantitativ gesehen ist die Zahl der Teil-
nehmer zweifellos gestiegen (von 20.000
vor 1985 auf über 50.000 heute). Trotz-
dem betrifft es mit nur 2% der Arbeitneh-
mer des privaten Sektors nur eine kleine
Gruppe.

Eines der Ziele war eine Anhebung der
Schulbildung: Es wurde jedoch keine ein-
zige Bewertung durchgeführt, um die
Bedeutung und die Ausrichtung der er-
worbenen Abschlüsse und Befähigungs-
nachweise zu überprüfen. Man kann hin-
gegen annehmen, daß durch die Aus-
bildungsgänge auf Universitätsebene und
einen Teil der Kurse zur sozialen Förde-
rung das Bildungsniveau beträchtlich an-
gehoben werden konnte.

Außerdem kann man sicher davon aus-
gehen, daß durch die branchenspezifi-
schen Ausbildungsangebote (über 90%
allein in der Metallindustrie) die berufli-
che Eignung der teilnehmenden Arbeiter
verbessert wurde; doch muß man sich fra-
gen, ob es gerechtfertigt ist, die Kosten
auf die Gesamtheit der Unternehmer um-
zulegen (für den Teil, den sie tragen müs-
sen; der andere Teil wird ja, wie bereits
erwähnt, vom Staat getragen), wenn mehr
als 90% der Tei lnehmer Kurse der
Berufsbildungseinrichtung der Metallindu-
strie besuchen.

Ganz allgemein kann man annehmen, daß
schon allein durch die Tatsache, daß die
Teilnahme an einem Kurs ein persönli-
ches Recht ist (also eine persönliche Ent-
scheidung) und eine wesentliche Anstren-
gung seitens des Arbeitsnehmers bedeu-
tet (er muß ja nicht nur die Kurse besu-
chen, er muß sie auch verarbeiten, die
Prüfungen vorbereiten usw.), wahrschein-
lich eine wesentliche Verbesserung sei-
ner Kenntnisse gegeben ist. Warum wür-
de er sonst solche Anstrengungen unter-
nehmen? Auf weitere Grauzonen ist je-
doch hinzuweisen: Man kann die Auswir-
kungen dieses Gesetzes auf den Arbeits-
prozeß insgesamt (Verbesserung der Kom-
petenzen, bessere Integration in die Ar-
beitsorganisation) und auch auf die Be-
schäftigung nicht einschätzen; zwar wäre
vorstellbar, daß eine große Zahl von Ar-
beitnehmern, die Bildungsurlaub nehmen,
zumindest teilweise durch andere ersetzt
werden, doch würde das nur dann ins
Gewicht fallen, wenn eine ausreichend
große Zahl von Arbeitnehmern Bildungs-

„Die Regelung wurde kaum
bewertet.“
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urlaub in Anspruch nimmt und das Un-
ternehmen keine Arbeitsplätze abbaut.

Festzuhalten ist, daß der Kurs vor allem
für den Arbeitnehmer persönlich etwas
bringt, und daß anzunehmen ist, daß die
Auswirkungen auf die Gemeinschaft (in
bezug auf die Beschäftigung oder eine
kollektive Bewältigung der Arbeitsorgani-
sation) erst dann sichtbar werden könn-
ten, wenn die Maßnahme größere Ausma-
ße annähme. Nun zeigen aber die jüng-
sten Beschlüsse in eine ganz andere Rich-
tung. Um zu verstehen, was derzeit auf
dem Spiel steht, ist aber zunächst ein kur-
zer Ausflug in die Geschichte angesagt.

Das Recht auf Bildungsur-
laub: ein kurzer geschicht-
licher Rückblick und die
Herausforderungen von
heute

Geschichtlicher Rückblick

Im 19. und zu Beginn des 20. Jahrhun-
derts bildeten sich die Bewegungen zur
Förderung der Volksbildung im Rahmen
der christlichen und der sozialistischen
Arbeiterbewegung heraus. Sie sollten zur
Speerspitze der Forderung nach einem
Recht auf Bildung werden. 1936 fordert die
JOC (Jeunesse Ouvrière Chrétienne) die
Einbeziehung von Abendkursen in die Ar-
beitszeit durch die Gutschrift der Stunden.

Das Gesetz vom Juli 1963 über die so-
ziale Förderung sieht Bildungsurlaub zur
allgemeinen und sozialen Bildung der jun-
gen Arbeitnehmer (unter 25 Jahren) im
Umfang von maximal einer Woche pro
Jahr vor.

Von 1963 bis 1973 werden 3.000 bis 6.000
Arbeitnehmer dieses Recht in Anspruch
nehmen. Außerdem können Erwachsene
Beihilfen zur sozialen Förderung (Prämi-
en für erfolgreich abgeschlossene Abend-
kurse) und bei berufsbezogenen Kursen
ein Recht auf Gutschrift der Stunden in
Anspruch nehmen, vorausgesetzt, dies
wurde im sektoralen Tarifvertrag verankert.

Bei diesem Gesetz zeichnen sich bereits
die ersten Anzeichen für eine Reihe von
Problematiken ab: Beschränkung oder
Nicht-Beschränkung des Zugangs zur

Ausbildung auf bestimmte Personenkrei-
se und Beschränkung der Bildungsinhalte:
Zugeständnis einer allerdings begrenzten
allgemeinen Bildung für die Jugendlichen,
ausschließlich Berufsbildung für die Er-
wachsenen.

Das Gesetz über die „Gutschrift der
Stunden“ von 1973. In einem günstigen
sozialen und bildungspolitischen Klima
sind in Belgien wie auch in anderen Län-
dern Europas im rechtlichen Bereich eine
Reihe von Zielen erreicht worden: In Ita-
lien ist es das “150-Stunden”-System, in
Frankreich das Gesetz über die Weiter-
bi ldung usw. In Belgien s ieht der
branchenübergreifende Tarifabschluß von
1971 vor, daß den Betriebsräten Bildungs-
urlaub gewährt werden kann; das Gesetz
über die Freistellung für politische Arbeit
wird 1976 verabschiedet.

In der Vorbereitungsphase des Gesetzes
über die “Gutschrift der Stunden” von
1973 treten die konzeptionellen Unter-
schiede zwischen Arbeitgebern und Ge-
werkschaften deutlich zutage.

Die Arbeitgeber wollen das Recht auf Bil-
dung allein auf die Berufsbildung be-
schränken, die Zahl der gewährten Stun-
den von Entscheidungen der paritätischen
Ausschüsse abhängig machen, das Recht
auf den Bildungsurlaub in Abhängigkeit
von einer aus einem persönlichen Ge-
spräch zwischen Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer gewonnen Einschätzung des Ar-
beitgebers begrenzen und eine maximale
Stundenzahl pro Unternehmen festlegen.

Die Gewerkschaften wollen das Aus-
bildungsrecht auf die allgemeine und so-
ziale Bildung ausdehnen, ein persönliches
Recht auf Bildung festschreiben, die Ein-
zelheiten der Gewährung von Bildungs-
urlaub vom Betriebsrat oder von tarifver-
traglichen Vereinbarungen abhängig ma-
chen usw. Kurzum, alles sieht danach aus,
als ob sich nichts verwirklichen lassen
würde. Und dennoch räumen die Arbeits-
minister jener Zeit (Ernest GLINNE 1973,
Alfred CALIFICE 1974) auf ihre Art und
Weise die Minen aus dem Feld.

Das Gesetz über die “Gutschrift der Stun-
den” ähnelt dem bereits vorgestellten
Gesetz über den Bildungsurlaub, unter-
scheidet sich aber auch in einigen Berei-
chen davon. Der Zugang war auf Perso-

„In einem günstigen sozia-
len und bildungspolitischen
Klima sind in Belgien wie
auch in anderen Ländern
Europas im rechtlichen Be-
reich eine Reihe von Zielen
erreicht worden (...).“

„In der Vorbereitungsphase
des Gesetzes über die “Gut-
schrift der Stunden” von
1973 treten die konzeptio-
nellen Unterschiede zwi-
schen Arbeitgebern und Ge-
werkschaften deutlich zu-
tage.“
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nen unter 40 beschränkt, und für die In-
anspruchnahme galt eine progressive Staf-
felung: 25% der Ausbildungszeit im ersten
Jahr, 50% im zweiten Jahr, 100% danach.
Es galt nicht für die sektoralen Aus-
bildungsangebote. Das derzeitige System
kennt keine Altersgrenze mehr, auch die
Staffelung wurde abgeschafft und durch
ein Recht auf 100% der Ausbildungszeit
ersetzt, die allerdings für berufsorientierte
Kurse auf 240 Stunden und für allgemein-
bildende Kurse auf 160 Stunden pro Jahr
begrenzt ist.

Doch wurde mit dem Gesetz über die
“Gutschrift der Stunden” vor allem ein
Finanzierungssystem eingeführt (50%
Staat, 50% Arbeitgeberbeiträge), durch das
einige Hindernisse überwunden werden
konnten.

Der Königliche Erlaß von 1974 weitet die
“Gutschrift der Stunden” auf allgemein-
bildende Kurse aus, um die Arbeitnehmer
wirtschaftlich, sozial und kulturell zu för-
dern. Er stellt eine wichtige Anerkennung
der Legitimität der allgemeinen Bildung
neben im wesentlichen beruflich orien-
tierten Kursen dar. In einer ganzheitlichen
Ausbildung können diese beiden Aspek-
te somit zusammenkommen und zu einer
allgemeinen Förderung des persönlichen
und beruflichen Potentials und zur Wei-
terentwicklung der Arbeitnehmer beitra-
gen.

Von 1963 bis 1973 stieg die Zahl der Teil-
nehmer rasch an, blieb danach aber auf
dem erreichten Niveau stehen. Von 1982
an ist ein Rückgang zu verzeichnen:
13.250 1982, ca. 12.000 1983, ca. 11.000
1984.

Insgesamt gesehen hat das Gesetz sein
Ziel nicht erreicht. Knapp ein halbes Pro-
zent der berufstätigen Arbeitnehmer pro
Jahr hat es in Anspruch genommen, d.h.
über einen Zeitraum von 10 Jahren gera-
de eben 2 bis 3 % der vollzeitbeschäftigten
Arbeitnehmer.

Eine Untersuchung aus der damaligen
Zeit, die M.P. DELEPINE unter der Lei-
tung von Professor DAUCY für das Mini-
sterium für Beschäftigung und Arbeit 1977
durchgeführt hat, ergab, daß mindestens
ein Drittel der Arbeitnehmer, die Anspruch
auf die “Gutschrift der Stunden” gehabt
hätten, sie nicht in Anspruch genommen

haben, und zwar hauptsächlich, weil sie
die Reaktionen der Arbeitgeber sowie in
geringerem Umfang auch der Arbeitskol-
legen, die aufgrund der für den Bildungs-
urlaub freigestellten Kollegen mit Arbeit
überlastet sein könnten, fürchteten.

Doch erklärt sich die begrenzte Inan-
spruchnahme auch durch Beschränkun-
gen, die im Gesetz bereits enthalten sind:
die Altersgrenze von 40 Jahren, die nach
oben begrenzte Lohn-/Gehaltsfortzahlung,
das begrenzte Angebot an Kursen, das
sehr geringe Interesse der Arbeitgeber.
Durch die fortdauernde Wirtschaftskrise
wurde es zudem immer wichtiger, die
Ausbildung an die Bedürfnisse der Un-
ternehmen anzupassen.

Aus all diesen Gründen wurde das Ge-
setz über die “Gutschrift der Stunden” neu
überdacht und durch das Gesetz über den
bezahlten Bildungsurlaub ersetzt (siehe
oben).

Welche waren die wichtigsten Heraus-
forderungen?

Im Laufe der Zeit ging es unabhängig von
den konkreten Bedingungen im wesent-
lichen immer um fünf Problemkreise:

Die teilnahmeberechtigte Zielgruppe. Zu-
nächst wollte man die allgemeine Bildung
nur für Jugendliche anbieten und die be-
rufliche Bildung nur für Erwachsene. Dar-
aufhin durften nur unter 40jährige die
“Gutschrift der Stunden” in Anspruch neh-
men. Die ganze Regelung galt immer nur
für die vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmer
im privaten Sektor, teilzeitarbeitende Ar-
beitnehmer (de facto hauptsächlich Frau-
en) und die Arbeitnehmer im staatlichen
Sektor waren ausgeschlossen. Wie könn-
te es aussehen, wenn man einen freiwil-
ligen Übergang zu Teilzeitarbeit fördern
und subventionieren würde? Außerdem ist
ganz deutlich zu sehen, daß durch die
zunehmende Flexibilisierung der Arbeits-
zeit immer mehr Arbeitnehmern (vor al-
lem Frauen) der Zugang zum Bildungsur-
laub verschlossen ist.

Der Inhalt der Kurse. Innerhalb des MOC
bestehen Spannungen zwischen denjeni-
gen, die sich vor allem für die berufliche
Bildung einsetzen, und denjenigen, die
in erster Linie auf die allgemeine Bildung
der Arbeitnehmer setzen. Im übrigen

„(...) das Gesetz über die
“Gutschrift der Stunden”
wurde neu überdacht und
durch das Gesetz über den
bezahlten Bildungsurlaub
ersetzt (...).“
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wollten die Arbeitgebervertreter die “Gut-
schrift der Stunden” und später den Bil-
dungsurlaub schon immer auf die beruf-
liche Bildung beschränken.

Dennoch wollte der MOC die berufliche
und fachliche Förderung der Arbeitneh-
mer nie von ihrer allgemeinen, politi-
schen, sozialen und kulturellen Bildung
trennen. Das ist möglicherweise gerade
eine Besonderheit der Gesetze über die
“Gutschrift der Stunden” und den Bil-
dungsurlaub in Belgien im Vergleich zu
anderen Ländern, eine Besonderheit, die
immer wieder in Frage gestellt wird und,
wie unten ausgeführt, einigen Konflikt-
stoff bietet.

Das Recht auf Bildung ist ein persönliches
Recht, das dem einzelnen zusteht und
daher durch arbeitsorganisatorische Über-
legungen des Arbeitsgebers oder dadurch,
daß man den Arbeitnehmern einen be-
stimmten Ausbildungsinhalt aufzwingen
will, nicht beschränkt werden darf.

Diese beiden Herausforderungen hängen
natürlich zusammen: Je weiter die jewei-
lige Ausbildung von den beruflichen Er-
fordernissen entfernt ist, um so mehr muß
derjenige, der sie in Anspruch nehmen
will, ein eigenes individuelles Recht dar-
auf haben, das durch keine andere Vor-
gaben als seine eigenen Bestrebungen
und seine eigenen Interessen einge-
schränkt werden kann.

Die Bedingungen für die Inanspruchnah-
me dieses Rechts müssen in den vorgese-
henen paritätischen Instanzen ausgehan-
delt werden und dürfen nicht den indivi-
duellen Beziehungen zwischen Arbeitge-
ber und Arbeitnehmer mit ihrem unglei-
chen Kräfteverhältnis überlassen werden.

Bei der Finanzierung des Systems sind je
nach Umfang der allgemeinbildenden
Kurse und der berufsbildenden Kurse
unterschiedliche Beiträge des Staates und
der Arbeitgeberschaft vorzusehen.

Diese Frage hat den Gesetzgeber dazu
veranlaßt, im selben Gesetz genau zu for-
mulieren, was unter beruflicher Bildung
und was unter allgemeiner Bildung zu
verstehen ist, und festzulegen welchen
Beitrag der Staat und welchen die Arbeit-
geber (über einen umzulegenden Arbeit-
geberbeitrag) zu erbringen haben.

Angesichts dieser Probleme wird deutlich,
daß es verfehlt wäre zu glauben, daß
Bildungsfragen weniger Konfliktstoff ent-
halten als andere, selbst wenn die Notwen-
digkeit der Bildung allen klar zu sein
scheint und in scheinbar einvernehmlichen
Diskursen immer wieder betont wird.

1995 - ein schlechtes Jahr
für das Recht der belgi-
schen Arbeitnehmer auf
Bildung?

1991 wurde der Rechnungshof beauftragt,
die Durchführung des Gesetzes über den
Bildungsurlaub zu kontrollieren. Wie be-
reits gesagt, geschah dies ursprünglich aus
Haushaltsgründen. Das seit der Ausdeh-
nung dieser Maßnahme im Jahr 1985 (Ab-
schaffung der Altersgrenze, Eröffnung des
Zugangs zu den sektorspezifischen Kur-
sen) entstandene kumulierte Defizit hat-
te 3 Milliarden BEF überschritten, das jähr-
liche Defizit lag bei 600 Millionen BEF.

Die Analyse des Rechnungshofes ergab,
daß zwar die Zahl der Teilnehmer an den
allgemeinbildenden Kursen in 5 Jahren
um 37% gestiegen war ( von 85 - 86 bis
90 - 91), bei den Kursen für den Mittel-
stand aber eine Steigerung um 305% so-
wie eine Steigerung um 246% bei den
branchenspezifischen Kursen zu verzeich-
nen war, die jedoch im wesentlichen al-
lein vom Metallsektor bestritten wurden.
Es ist also eine beträchtliche Zunahme der
rein berufsorientierten Kurse zu verzeich-
nen. Andererseits sind diese berufsbilden-
den Kurse sehr kurz; so gingen beispiels-
weise die Kurse für Arbeiter und Ange-
stellte am Weiterbildungsinstitut der Me-
tallindustrie zu mindestens 90% nicht über
120 Stunden pro Jahr hinaus.

Im Bericht des Rechnungshofs wird eine
grundsätzliche Frage gestellt: Ist es wirt-
schaftlich zu rechtfertigen, daß die öffent-
liche Hand bis zur Hälfte der Kosten von
maßgeschneiderten innerbetrieblichen
und branchenspezifischen Kursen trägt?
Wir haben unsererseits berechnet, daß
diese Kurse, die seit 1985 neu hinzuka-
men, mehr als die Hälfte des Jahresdefizits
von 600 Millionen BEF verursachen.

Nun war aber die politische Entscheidung,
die im Anschluß an den Rechnungshof-

„Die Analyse des Rech-
nungshofes ergab“, daß
„eine beträchtliche Zunah-
me der rein berufsorien-
tierten Kurse zu verzeich-
nen war (...)“ und daß „(...)
diese berufsbildenden Kur-
se im wesentlichen kurze
Kurse waren (...).“

„Ist es wirtschaftlich zu
rechtfertigen, daß die öf-
fentliche Hand bis zur Hälf-
te der Kosten von maßge-
schneiderten internen oder
branchenspezifischen Kur-
sen trägt?“
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bericht und die folgenden Verhandlungen
getroffen wurde, eine ganz andere. Ein
Königlicher Erlaß vom 28. März 1995 be-
grenzt das jährliche Maximum an Stun-
den, auf das ein Arbeitnehmer Anrecht
hat, bei den berufsorientierten Kursen auf
120 (statt 240) und bei den allgemeinbil-
denden Kursen auf 80 (statt 160), wobei
bei bestimmten Kursarten Ausnahmen
möglich sind, die Grenzen dann aber bei
180 Stunden (berufsorientierte Ausbil-
dung) und 120 Stunden (allgemeinbilden-
de Kurse) liegen.

De facto wird die Begrenzung der maxi-
malen Stundenzahl nur lange Kurse be-
treffen, d.h. solche, bei denen der Arbeit-
nehmer konsequent dabeibleiben muß,
während der ganze Bereich der branchen-
spezifischen Kurse, die zu 90% unter den
neuen Jahresobergrenzen liegen, unbe-
rührt bleibt, während doch genau die
Zunahme in diesem Bereich mehr als die
Hälfte des jährlichen Defizits verursacht!
Hier wird das Bildungsrecht der Arbeit-
nehmer grundsätzlich beschnitten, weil
die Gefahr besteht, daß die Arbeitnehmer
aufgrund der neuen Stundenobergrenzen
keine längeren Kurse mehr belegen. Zwei
Jahre nach Ausschluß der Möglichkeit,
bestimmte als „Hobby-Kurse“ betrachtete
Kurse zu belegen, wird damit eine weite-
re Einschränkung vorgenommen.

Wenn man andererseits daran denkt, daß
40% der für den Bildungsurlaub bereitge-
stellten Mittel an die Arbeitgeber der Me-
tallindustrie gezahlt werden (also einer
ganz kleinen Zahl von Unternehmen), die
Metallindustrie alleine 90% aller im Rah-
men des Bildungsurlaubs belegten bran-
chenspezifischen Kurse auf sich vereinigt
und andere Industriezweige allmählich
aus der Regelung hinausgedrängt werden
(wie die Lebensmittel-, Bekleidungs- und
Konfektions- und chemische Industrie),
sind neue, die gesamte Regelung betref-
fende einschränkende Maßnahmen zu
befürchten - oder aber man könnte im
Gegenteil genau damit argumentieren, um
eine Neuorganisation der Bildungsrechte
der Arbeitnehmer durch eine Ausweitung
der Finanzierung zu erreichen! Es geht
hier nicht darum, die Dynamik eines In-
dustriezweigs (hier der Metallindustrie) in
Frage zu stellen; ganz im Gegenteil, kann
doch dieser Sektor im Bildungsbereich auf
eine lange paritätische Tradition und auf
eine reale gewerkschaftliche Kontrolle der

Bildungsmaßnahmen verweisen. Doch
würde die Ausweitung der bildungspoli-
tischen Dynamik dieses Industriezweigs
auf andere unausweichlich das Problem
entweder einer ausreichenden Refinanzie-
rung oder neuer Einschränkungen mit sich
bringen, wobei die Gefahr bestünde, daß
in erster Linie längere, nicht speziell
berufsorientierte Kurse beschnitten wür-
den. Man kann folglich nur hoffen, daß
künftig ein substantiellerer Beitrag der
Sektoren dazu beitragen wird, daß die
Bildungsurlaubsregelung wieder ins
Gleichgewicht kommt und das Recht auf
Bildungsurlaub für lange Kurse wieder
eingerichtet wird.

Welche neuen Perspekti-
ven für das Bildungsrecht
der Arbeitnehmer?

Der Kampf um das Recht auf Bildung ist
in der Arbeiterbewegung nicht selbstver-
ständlich gewesen. Zwischen dem „Jour-
nal du chômeur“ der JOC und dem Ge-
setz über die “Gutschrift der Stunden” sind
beinahe 40 Jahre verstrichen. Wie bereits
gesagt, ist die Überzeugung, daß man um
dieses Recht kämpfen müsse, erst nach
und nach gewachsen. Doch gibt es aus-
gezeichnete Gründe, diese Debatte wie-
der zu beleben, denn die Forderung nach
einer Erweiterung des Rechts auf Bil-
dungsurlaub hat neue Dimensionen an-
genommen.

Das Recht auf Bildung ist zu einem Mittel
im Kampf für Beschäftigung geworden.
1990 - 1991 haben einige Großunterneh-
men jeweils mehr als 1000 Personen Bil-
dungsurlaub gewährt. Wenn in dieser
Größenordnung Bildungsurlaub in An-
spruch genommen wird, darf man anneh-
men, daß er sich real auf die Beschäfti-
gung auswirkt, entweder durch die Schaf-
fung von Arbeitsplätzen, wenn beurlaub-
te Arbeitnehmer ersetzt werden, oder
durch einen Abbau von Kurzarbeit. Statt
die Regelung einzuschränken, sollte man
nicht im Gegenteil das Recht auf Bildungs-
urlaub zu einem Motor der Beschäfti-
gungspolitik machen, insbesondere durch
berufliche oder allgemeine Bildungs-
maßnahmen, die eine Einstellung von
Arbeitnehmern ermöglichen, die aufgrund
von Arbeitszeitverkürzungen und Arbeits-
kostenabbau benötigt werden?

„(...) sollte man nicht (...)
das Recht auf Bildungsur-
laub zu einem Motor der Be-
schäftigungspolitik ma-
chen (...) ?“
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Das Recht auf Bildung ist eine Antwort auf
das Defizit in der sozialen, kulturellen
und politischen Beteiligung, die sich in
spektakulärer Weise im Zulauf zur extre-
men Rechten und im verbreiteten politi-
schen Desinteresse zeigt. Noch stärker als
früher wäre es heute absurd, die Notwen-
digkeit der beruflichen Bildung und die
Anpassung an die technologische Inno-
vation von der Beteiligung am sozialen,
kulturellen und politischen Leben zu tren-
nen. Aufgrund der Ausmaße der Arbeits-
losigkeit sind die Gewerkschaften jedoch
geneigt, den berufsorientierten Ausbildun-
gen mehr Bedeutung zuzumessen, bei
denen es hauptsächlich darum geht, eine
effektive gewerkschaftliche Kontrolle aus-
zuüben, da sonst die Gefahr besteht, die
Beherrschung des Produktionsprozesses
allein den Arbeitgebern und ihren Orga-
nisationen zu überlassen. Doch ist die
geschichtliche Position der Arbeiterbewe-
gung, im Rahmen des Bildungsrechts der
Arbeitnehmer keine Trennung zwischen
beruflicher und allgemeiner Bildung vor-
zunehmen, auch heute noch ganz und gar
berechtigt.

Es müßte also möglich sein, die Bildungs-
rechte der Arbeitnehmer neu auszurich-
ten, d.h. sie zu einer Priorität der bran-
chenübergreifenden und berufsgrup-
penspezifischen Tarifverhandlungen zu
machen, um bestimmte Beschäftigungs-
ziele und Ziele der Erweiterung der
Bildungsrechte zu erreichen.

Die oben beschriebenen Herausforderun-
gen, die in den Kompromißlösungen der
Vergangenheit mehr oder weniger stark
berücksichtigt worden sind, würden somit
vor einer neuen Herausforderung in den
Hintergrund treten, nämlich vor der Frage
nach dem Umfang, den man dem Recht
auf Bildung geben will, und damit auch
nach dem Umfang seiner Finanzierung.
Dann ginge es nicht mehr darum, die
Bildungsrechte der Arbeitnehmer aufgrund
rein finanzieller Erwägungen auf ein Mini-
mum zusammenzustreichen, sondern viel-
mehr darum, dieses Recht zu erweitern und
mit einer angemessenen Finanzierung zu
versehen, weil damit gleichzeitig wirt-
schaftlichen, sozialen und kulturellen Ziel-
setzungen entsprochen wird.
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Wenn sich ein auf lokaler Ebene gewähl-
ter Volksvertreter mit Bildung und Aus-
bildung beschäftigt, kann er dies nicht tun,
ohne zunächst darüber nachzudenken,
welchen Sinn demokratische Praxis heu-
te hat. Die Herausforderungen, vor de-
nen dieser Bereich steht, müssen heute
in einem neuen soziopolitischen Kontext
gesehen werden.

Die Demokratie - im wörtlichen Sinn der
Herrschaft des Volkes - wird in der Praxis
dadurch ausgeübt, daß die Gemeinschaft
durch den gewählten Volksvertreter reprä-
sentiert wird. Die Frage nach der moder-
nen Demokratie lautet, ob das Volk seine
Macht ausüben kann, ohne sie zwangs-
läufig an einen gewählten Vertreter zu
delegieren, oder zumindest, ob es in der
Lage ist, wie es das Konzept der Basis-
demokratie nahelegt, sie an einen gewähl-
ten Vertreter in einer offenen Form zu
delegieren - d.h. jeweils an verschiedene
Personen für verschiedene Aufgabenbe-
reiche und für Zeiträume, die je nach
beabsichtigter Wirkung verschieden lang
sein können.

In Frankreich ist der Bürgermeister als für
die Dauer von sechs Jahren gewählter Ver-
treter einer Gemeinschaft von Personen
mit unterschiedlichen Interessen in einem
definierten Gebiet, der Gemeinde, mit
dieser wichtigen Frage konfrontiert.

Er weiß, daß es heute nicht mehr mög-
lich ist, eine Bevölkerung zu verkörpern,
die weder einheitliche Bestrebungen ver-
folgt noch einheitliche Bindungen auf-
weist. Innerhalb von weniger als einem
halben Jahrhundert hat sich der Lebens-
bereich, in dem die vielfältigen Funktio-
nen des täglichen Lebens - Arbeit, Kon-
sum, Freizeit, Bildung, Kommunikation
usw. - stattfanden, so stark ausgeweitet,
daß die Gemeinde ihre Bedeutung als
universaler Ort des alltäglichen Aus-
tauschs verloren hat. Sicherlich können

Die Rolle von Bildung
und Ausbildung in der
lokalen Demokratie

wir einen neuen universalen Ort des Aus-
tauschs finden, wenn wir den Raum mit
den Maßstäben der Kommunikationsmit-
tel unserer Zeit neu definieren. Doch
schreitet die wissenschaftliche und tech-
nologische Entwicklung zu schnell vor-
an, als daß wir die Zeit-Raum-Verhältnis-
se, die sich an der Geschwindigkeit eines
Pferdes festmachten, durch diejenigen
ersetzen könnten, die sich an der Ge-
schwindigkeit eines Automobils oder ei-
nes Hochgeschwindigkeitszugs orientie-
ren, wo doch unser tägliches Leben be-
reits durch die Geschwindigkeit der
Informationsübertragung über Hertzsche
Wellen oder Glasfaser geprägt ist.

Die Grenze zwischen dem Lokalen und
dem Globalen verschiebt sich zunehmend
und wird zu unscharf, als daß ein auf lo-
kaler Ebene gewählter Vertreter eine Ge-
meinschaft von Bürgern gegenüber einer
anderen politischen Repräsentationsebene
vertreten könnte. Während sich diese
politische Funktion über mehr als ein Jahr-
hundert hinweg in Form und Vorrechten
kaum verändert hat, muß sich die Rolle
des Bürgermeisters heute weiterentwik-
keln oder sogar vollständig in Frage stel-
len lassen, wenn das Wort „Demokratie“
seinen eigentlichen Sinn behalten soll.

Meine Überlegungen als Bürgermeister
über die allgemeine und berufliche Bil-
dung in einer lokalen Demokratie stehen
in diesem existentiellen Zusammenhang.
Meine Ausführungen können natürlich
keinen Modellcharakter beanspruchen, da
sie individuell und damit epistemolo-
gischer Natur sind.

Für mich als Bürgermeister von Parthenay
(Département Deux-Sèvres), einer kleinen
Stadt mit 11.300 Einwohnern im Herzen
einer ländlichen Region mit insgesamt
45.000 Einwohnern, geht es vorrangig und
dringlich darum, die einzelnen zu Mitglie-
dern der gegenwärtigen Gesellschaft, mit

Michel Hervé
Bürgermeister

von Parthenay (F)

„Innerhalb von weniger als
einem halben Jahrhundert
hat sich der Lebensbereich,
in dem die vielfältigen
Funktionen des täglichen
Lebens - Arbeit, Konsum,
Freizeit, Bildung, Kommu-
nikation usw. - stattfanden,
so stark ausgeweitet, daß
die Gemeinde ihre Bedeu-
tung als universaler Ort des
alltäglichen Austauschs ver-
loren hat.“

“Dabei geht es mir darum,
(...) dem einzelnen bewußt
zu machen, welche Wech-
selwirkungen mit der Natur
und welche gegenseitigen
Abhängigkeitsbeziehungen
mit den anderen er durch
die Umsetzung seiner von
Tag zu Tag stärkeren Krea-
tivität schafft.“
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einem Wort zu „Bürgern von heute“ her-
anzubilden.

Nie zuvor hatte der einzelne solch um-
fangreiche Möglichkeiten, durch die Sum-
me der Kenntnisse und des technologi-
schen Potentials, die ihm seine Umgebung
zur Verfügung stellt oder zumindest durch
die Konzentration von Materialien, Ener-
gien und Informationen, aus denen er
schöpfen kann, der Abhängigkeit von ei-
ner transzendenten Ordnung zu entkom-
men. Der einzelne befindet sich kurz vor
der Jahrtausendwende immer weniger im
Naturzustand und wird immer aktiver und
innovativer tätig, wodurch seine Abhän-
gigkeit von den von Menschenhand ge-
schaffenen Werken, aber auch seine Ab-
hängigkeit von den anderen Menschen
immer größer wird.

Dabei geht es mir weniger darum zu er-
fahren, ob die Bildung eher die „aktive
Immanenz“ des Seins begünstigt oder ob
sie den einzelnen nach wie vor in einer
„Transzendenz“ gefangen hält, die auf ei-
ner vorgefertigten ethischen Grundlage
beruht, sondern darum, dem einzelnen
bewußt zu machen, welche Wechselwir-
kungen mit der Natur und welche gegen-
seitigen Abhängigkeitsbeziehungen mit
den anderen er durch die Umsetzung sei-
ner von Tag zu Tag stärkeren Kreativität
schafft.

Als Staatsbürger und aktives Mitglied der
Gemeinschaft muß er seinen eigenen
Schaffensdrang und die Impulse seiner
Mitbürger miteinander in Einklang brin-
gen, mit einem Wort: er muß verantwort-
lich handeln. Bei der Suche nach diesem
Gleichgewicht, bei der Herstellung von
Beziehungen und bei der Kommunikati-
on kommt der Feedback-Information eine
wichtige Rolle zu.

Dem Bürgermeister fällt damit die Rolle
zu, die Kommunikation zu fördern, ja man
könnte sagen, er ist eher Vermittler als
Akteur, vor allem da er durch seinen Auf-
trag als gewählter Vertreter mit einer grö-
ßeren Machtfülle ausgestattet ist als der
Normalbürger,  was ihn zur Selbst -
begrenzung und zu stärkerer Verantwor-
tung verpflichtet.

Das Bildungsanliegen gegenüber dem ein-
zelnen müßte also darin bestehen, aus ihm
einen verantwortungsvollen Staatsbürger

zu machen, der sich um ein Leben im Ein-
klang mit der Gesellschaft bemüht. Die
Analyse der Bildungsmechanismen, mit
denen dieses Ziel erreicht werden kann,
wäre dann die Sache von Fachleuten,
wenn da nicht ein offensichtlicher Zusam-
menhang bestünde: man kann sich der
Wechselwirkungen zur eigenen Umge-
bung nur durch ein Handeln bewußt wer-
den, das das Gleichgewicht der entspre-
chenden Umgebung stört.

Um die Verantwortung des einzelnen zu
stärken, muß man ihn folglich darin un-
terstützen, aktiv zu werden, Unterneh-
mungsgeist zu zeigen, in der Gemein-
schaft zu agieren. Hierbei kommt der
Demokratie die Aufgabe zu, die Bedin-
gungen dafür zu schaffen, daß die Bür-
ger in ihren Unternehmungen gefördert
werden, damit sie die Wechselwirkungen
mit ihrer Umgebung verstehen und da-
durch lernen können, ihre Handlungsfrei-
heit zu beschränken.

Vielleicht könnten wir uns unsere eigene
aktive Erfahrung sparen, wenn wir an
theoretische Erkenntnisse glauben könn-
ten, die uns durch die Erfahrung der an-
deren bestätigt wird; doch hat diese nur
in ihrem jeweiligen Zusammenhang Gül-
tigkeit, und jeder weiß, daß sich gerade
dieser Zusammenhang immer schneller
verändert.

Daher eröffnet sich der Bildung ein äu-
ßerst weites Feld; vieldimensional in ih-
ren Funktionen betrifft sie alle Bereiche
des Lebens und berücksichtigt alle zeitli-
chen Dimensionen (Vergangenheit, Ge-
genwart, Zukunft). Dieser neue Platz im
sozialen Feld erfordert eine Reform der
Bildungsmodelle anhand von zwei offen-
sichtlichen Notwendigkeiten.

Erste Notwendigkeit:
Öffnung der Wissensberei-
che

Die Wissensbereiche in den Lehrplänen
der Schulen sind angesichts der vielfälti-
gen Bedürfnisse, die für ein Leben im Ein-
klang mit der Gesellschaft eingelöst wer-
den müssen, extrem begrenzt. Als Beispiel
wäre hier mein erster Vorstoß als Bürger-
meister in den Bildungsbereich zu nen-
nen, der in der Schaffung einer an die

„Das Bildungsanliegen ge-
genüber dem einzelnen
müßte (...) darin bestehen,
aus ihm einen verantwor-
tungsvollen Staatsbürger
zu machen, der sich um ein
Leben im Einklang mit der
Gesellschaft bemüht.“

„Die Wissensbereiche in
den Lehrplänen der Schulen
sind angesichts der vielfäl-
tigen Bedürfnisse, die für
ein Leben im Einklang mit
der Gesellschaft eingelöst
werden müssen, extrem be-
grenzt.“
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Grundschule angegliederten kommunalen
Verkehrserziehungseinrichtung bestand,
da ich davon ausgegangen bin, daß der
Autofahrer in der modernen Gesellschaft
unweigerlich Verantwortung tragen muß
und die Zahl der Jahr für Jahr in Europa
im Straßenverkehr getöteten und verletz-
ten Menschen die Dringlichkeit einer sol-
chen Einrichtung deutlich macht.

Allgemeiner betrachtet, was wird beispiels-
weise der großen Allgemeinheit im
Gesundheitsbereich vermittelt? Gerade ein-
mal ein bißchen Hygiene und Ernährungs-
lehre; nicht einmal soviel medizinisches
Wissen, daß man den Fachärzten die rich-
tigen Fragen stellen könnte. Was über
Umwelt und Raumordnung? Wo wird Bild-
kultur unterrichtet, damit man der Mani-
pulation durch die Bilder entgehen könn-
te? Wann werden schon in der Schule wirt-
schaftliche Fragen behandelt, wo wir doch
durch wirtschaftliche Denkweisen so stark
geprägt werden? Wer wird schon in Tech-
niken und Verfahren unterrichtet, mit de-
nen die Gegenstände unseres täglichen
Lebens hergestellt werden? Konsum, Recht,
Architektur, Strategie, Soziologie, Psycho-
logie, Ethik, Erkenntnislehre, Anthropolo-
gie, Ideen-, Mythen-, Religions- und
Wissenschaftsgeschichte: Sind sie in den
allgemeinbildenden Schulen vertreten?
Nein, diese Bereiche wurden an Fachleu-
te delegiert, während sie doch wesentlich
zum Leben in der Gesellschaft beitragen.

Zweite Notwendigkeit:
Das Lernen lernen

Der Umfang des Wissens nimmt so schnell
zu und erneuert sich in einem Ausmaß,
daß es nicht mehr möglich ist, diese Mas-
se von Fakten und Konzepten zu lernen;
wir müssen vielmehr lernen, das Wissen
zu verwalten, zu seinen potentiellen Quel-
len vorzudringen. Daher sollte die Schul-
bildung heute weniger Fakten als vielmehr
Methoden zur Aneignung von Wissen und
Fähigkeiten vermitteln.

Der einzelne muß Methoden beherrschen,
mit denen er auf Informationen zugreifen,
aus ihnen auswählen, sie ganz bewußt
mobilisieren und ihre Stichhaltigkeit beur-
teilen kann. Er muß folgende Geisteshal-
tungen erwerben: Neugier, Kritikfähigkeit,
Selbstkenntnis. Um aktiv zu werden, Neu-
es zu schaffen, um die Dinge anders zu

tun, muß er Unterschiede akzeptieren, ei-
ner Minderheit angehören, sogar am Rand
stehen und seine Urteile in Frage stellen
können. Um in einer sich wandelnden Welt
leben zu können, muß jeder in der Lage
sein, seine Bezugspunkte zu relativieren
und seinen Horizont zu erweitern.

Der einzelne muß lernen, lineare Denk-
weisen hinter sich zu lassen, rekursive
Analysen und multidimensionale, auf
Analogiebildung ausgerichtete Ansätze
anzuwenden und seine Intuition zu ent-
wickeln. Er muß Widersprüche, Parado-
xe und Konflikte bewältigen können. Er
muß eher die Dynamik des Prozesses als
dessen Ergebnis im Auge haben und das
Ergebnis immer als vorläufig betrachten.

Bei dieser Art von Ausbildung kommt dem
Spiel mit seinem Simulations- und Modell-
potential eine ganz wichtige Bedeutung
zu. Deshalb hat die Gemeinde Parthenay
bereits vor 10 Jahren das erste Spielfestival
in Europa ins Leben gerufen, und aus
demselben Grund verbreiten wir den
Spielgedanken bei allen gesellschaftlichen
Gruppen unserer Gemeinde. In gleicher
Weise wurde durch die Einrichtung eines
interaktiven Netzes für den Wissensaus-
tausch der dauerhafte Erwerb von Kennt-
nissen gefördert - und zwar weniger durch
das, was die einzelnen von den anderen
lernen, als dadurch, daß sie den anderen
Wissen vermitteln.

Die Entwicklung von Technik und Wis-
senschaft, das Vordringen der neuen Kom-
munikationstechnologien, die Nutzung
der Information zur Optimierung der
Handlungsprozesse, der Kultur-, der
Bevölkerungs- und der Umweltschock,
der Wandel im Selbstverständnis des Men-
schen - zwingen sie uns nicht zur Aufga-
be des Modells, demzufolge die Schule
der einzige anerkannte Bildungsort und
die Kindheit der privilegierte Zeitpunkt
für die Bildung ist?

Um in einer sich wandelnden Welt ver-
antwortlich handeln zu können, müssen
wir die Bildungsorte diversifizieren, die
Ausbildung ein Leben lang fortführen und
die Gemeinschaft zum privilegierten Ort
und Bezugspunkt des Lernens machen.

In diesem Zusammenhang kann eine Ver-
tiefung der Demokratie, die auf eine
Enthierarchisierung und Entspeziali-

„Die Schulbildung sollte (..)
heute weniger Fakten als
vielmehr Methoden zur An-
eignung von Wissen und Fä-
higkeiten vermitteln.“

„Eine neue allgemeine Form
der Bildung, die Auto-
didaktik, könnte schließlich
die Schule ablösen und ei-
nen neuen Staatsbürger
hervorbringen: einen ver-
antwortungsbewußten und
verständigen Menschen.“
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sierung der Entscheidungs-, Handlungs-
und Innovationszentren abzielt, die
Bildungsbedürfnisse der einzelnen und
der Gesellschaft nur vergrößern.

Der Bürgermeister wird angesichts dieser
zweifachen Notwendigkeit von Bildung
und Demokratie notwendigerweise zum
Organisator eines breiten Bildungsforums
auf der Ebene seiner Gemeinde. Seine

Aufgabe besteht darin, den einzelnen an-
zusprechen, ihm Anreize zum Lernen zu
bieten, Anstrengungen zu fördern, seine
Grundlagen zu erweitern, neue Orientie-
rungen zu erarbeiten. Eine neue, allge-
meine Form der Bildung, die Auto-
didaktik, dürfte schließlich die Schule
ablösen und einen neuen Staatsbürger
hervorbringen: einen verantwortungsbe-
wußten und verständigen Menschen.
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Lektüre zum Thema

Europa - International

Vergleichende Informatio-
nen, Studien und Untersu-
chungen

European Research Directory. A file of
current vocational training research
projects/ Répertoire européen.
Fichier des recherches en cours sur la
formation professionnelle
Clarke, F. A.; Hayman, S.; Brugia, M.
Europäisches Zentrum für die Förderung
der Berufsbildung (CEDEFOP)
Berlin, CEDEFOP, 1995, variierende Sei-
tenzahl, gedruckt und auf Diskette
ISBN 92-826-9899-8 (fr)
EN, FR

Der Gedanke, dieses erste Verzeichnis
laufender Untersuchungen über die be-
rufliche Bildung zu erstellen, kam anläß-
lich eines CEDEFOP-Forums auf, an dem
die Forschungs- und Entwicklungs-
einrichtungen teilnahmen. Das angestreb-
te Ziel besteht darin, bei Forschern,
Forschungseinrichtungen und allen an der
Forschung in diesem Bereich Beteiligten
Informationen zu verbreiten, um die
grenzüberschreitende Zusammenarbeit zu
fördern. Diese erste Ausgabe beschränkt
sich auf die von der öffentlichen Hand in
Auftrag gegebenen Forschungsvorhaben,
aber für die Neubearbeitung ist eine Aus-
weitung auf andere Forschungen bzw. auf
die staatenübergreifenden Projekte vorge-
sehen, die aus den Programmen und In-
itiativen der Gemeinschaft hervorgegan-
gen sind. Das Verzeichnis besteht aus ei-
ner Forschungsdatei in gedruckter Fas-
sung und auf Diskette - und einer metho-
dischen Suchanleitung, die durch einen
Index ergänzt wird. Die Vorhaben sind
nach Staaten geordnet und werden auf
einem Datenblatt dargestellt, das eine
Beschreibung der Ziele, der Forschungs-
methodik und der erwarteten Ergebnisse
enthält. Auf jedem Datenblatt sind ferner
die mit der Untersuchung beauftragte Ein-
richtung, der Auftraggeber, die finanziel-
len Mittel und die Dauer des Vorhabens
verzeichnet.

Coherence between compulsory edu-
cation, initial and continuing training
and adult education in Norway
Skinningsrud, T.
Europäisches Zentrum für die Förderung
der Berufsbildung (CEDEFOP)
Berlin, CEDEFOP Panorama, Nr. 57, 1995,
100 S.
EN
CEDEFOP, Marinou Antipa 12,
GR-57001 Thessaloniki (Thermi)

Aufgrund eines Ersuchens der Kommissi-
on nahm das CEDEFOP eine Untersu-
chung des allgemeinen und beruflichen
Bildungsangebots in zehn Mitgliedstaaten,
Norwegen und Schweden vor; dazu ver-
glich es deren Fähigkeit, zwischen Lern-
mitteln, -inhalten, -dauer und -ort Ver-
knüpfungen und Berührungspunkte her-
zustellen, um den Zugang zum lebens-
begleitenden Lernprozeß zu erleichtern.
Die Kapitel des Berichts befassen sich im
einzelnen mit folgenden Themen: gesetz-
liche Regelung der allgemeinen und be-
ruflichen Anfangs- und Erwachsenen
bildung; Angebot des öffentlichen Sektors
einschließlich der sekundären und post-
sekundären Ausbildung; der relativ klei-
ne private Sektor; der Sektor der freien
Träger der Erwachsenenbildung sowie
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen und
Berufsbildungsprogramme. Außerdem
werden auch organisatorische Neuerun-
gen zur Koordinierung der örtlichen Er-
teilung allgemeiner und beruflicher Bil-
dung beschrieben.

Pays de l’OCDE. Le passage de l’école
à la vie active
Freyssinet, J.
in: IRES Chronique internationale, Nr. 33,
Noisy-le-Grand, 1995, S. 3 6
ISSN 1145-1408
FR

Dieser Bericht geht auf einen von der
OECD und dem National Center on Adult
Literacy (Nationales Zentrum für die
Alphabetisierung von Erwachsenen, Uni-
versität von Pennsylvania) am 2./3. Fe-
bruar 1995 in Paris veranstalteten runden
Tisch zurück, an dem Fachleute aus vier-
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Coherence between
compulsory education,
initial and continuing
training and adult
education in Norway

National report

Die Rubrik “Literaturhinwei-
se” enthält eine Sammlung

jüngster einschlägiger Veröf-
fentlichungen zum Thema

Ausbildung und Qualifika-
tionen auf europäischer und

internationaler Ebene. Be-
rücksichtigt wurden in erster
Linie vergleichende Untersu-

chungen, aber auch nationa-
le Studien, sofern sie im Rah-
men europäischer oder inter-

nationaler Programme re-
alisiert wurden, Analysen
über die Wirkung von Ge-

meinschaftsaktionen in den
Mitgliedstaaten und Berichte

über ein bestimmtes Land
aus der Sicht Dritter. Der Ab-

schnitt “Aus den Mitglied-
staaten” enthält eine Aus-
wahl wichtiger nationaler

Veröffentlichungen.

Diese Rubrik wurde von

Maryse Peschel
und dem Dokumentations-

dienst des CEDEFOP mit
Unterstützung der

nationalen Partner des
Dokumentationsnetzes

(s. letzte Seite der Rubrik)
erstellt.
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zehn Ländern teilnahmen; dabei sollten
die Formen des Übergangs zwischen der
Grundbildung und dem Arbeitsplatz ver-
glichen und die wesentlichen Merkmale
der zur Zeit in den einzelnen Staaten statt-
findenden Veränderungen ermittelt wer-
den. Das Problem bestand darin, eventu-
elle gemeinsame Tendenzen ausfindig zu
machen und vier kontrastierende Model-
le herauszuarbeiten, die die in den ein-
zelnen Staaten gewählten Lösungen kenn-
zeichnen.

Die Beiträge zu diesem Seminar wurden
in der Sonderausgabe der IRES-Zeitschrift
im Frühjahr 1995 veröffentlicht.

Reviews of national policies for
education - Sweden
Organisation für Wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (OECD)
Paris, OECD, 1995, 244 S.
ISBN 92-64-14380-7
EN, FR

Als Beleg für das breite Interesse an der
schwedischen Erfahrung im Bereich der
Bildungspolitik hat die OECD einen drit-
ten Bericht zur Bewertung des Verhält-
nisses zwischen der Qualität der Bildung
und der Chancengleichheit herausgege-
ben. Die Schwierigkeiten bei der Errei-
chung dieses Ziels haben zu einer neuen
Politik geführt, die Wettbewerbsstrategien
und Dezentralisierung mehr in den Vor-
dergrund rückt. Da ein Teil dieser Verän-
derungen erst noch umgesetzt werden
muß, wirft der Bericht einige grundlegen-
de Fragen über deren Bedeutung und
Relevanz auf; in diesem Zusammenhang
gilt das Hauptaugenmerk insbesondere
dem Prozeß der Ausarbeitung politischer
Vorgehensweisen, deren institutionellen
Auswirkungen, der ungewissen Zukunft
der Erwachsenenbildung und den Refor-
men an der postsekundären Bildung.

Evaluation and the decision making
process in higher education: French,
German and Spanish experiences
Organisation für Wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (OECD)
Paris, OECD, 1994, 204 S.
ISBN 92-64-14303-3
EN, FR

In den OECD-Staaten ist zur Zeit ein stei-
gendes Interesse an einer Bewertung der
Hochschulbildung zu verzeichnen. Die-
ser Bericht befaßt sich schwerpunktmä-
ßig mit der Bewertung als wesentlichem
Bestandteil der Entscheidungsfindungs-
prozesse einer Institution, mit denen eine
qualitative Verbesserung der Tätigkeiten
erreicht werden soll. Untersucht wird die
Bewertung der Hochschulbildung in
Frankreich, Deutschland und Spanien,
drei Ländern mit einer gemeinsamen Tra-
dition eines starken staatlichen Einflusses
auf den Hochschulbereich. Zur Zeit ist
eine Veränderung im Gange, und die Dis-
kussionen über einen Ausbau der Bewer-
tung sind ein Beleg für ein gemeinsames
Interesse, die Bewertung in die Hochschu-
len zu integrieren und sie zur Stärkung
ihrer Eigenständigkeit zu nutzen. Dieser
Band enthält eine Zusammenstellung der
Entwicklungen in den drei Ländern, wie
sie 1993 auf einem OECD-Seminar be-
schrieben wurden.

Measuring the quality of schools/
Mesurer la qualité des établissements
scolaires
Organisation für Wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (OECD)
Paris, OCDE, 1995, 240 S.
ISBN 92-64-04355-1
Gemischte Fassung: EN/FR

Wie kann ermittelt und gemessen werden,
wie gut eine Schule funktioniert? Dieses
Werk soll auf diese Frage eine Antwort
geben. Hierzu wird untersucht, wie sich
die Zuweisung von Personal, die getrof-
fenen Entscheidungen, die Unterrichtspro-
gramme und die Qualität der Organisa-
tions- und Lehrmethoden in den schuli-
schen Einrichtungen in Form vergleich-
barer Indikatoren ausdrücken lassen. Um
die Schulsysteme der einzelnen Staaten
besser zu erfassen und zu vergleichen,
wird geprüft, wie diese Indikatoren ge-
wählt und bestimmt werden, welchen
Nutzen die Behörden aus ihnen ziehen
können, inwieweit sie aufgrund von Er-
fahrungswerten berechtigt sind und wel-
che Vorzüge bzw. Unzulänglichkeiten sie
aufweisen.
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Education and employment - Indica-
tors of education systems/Formation
et emploi  - Indicateurs des systèmes
d enseignement
Organisation für Wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (OECD)
Paris, OCDE, 1995, 160 S.
ISBN 92-64-04357-8
Gemischte Fassung: EN/FR

Der schulische Unterricht und die berufs-
orientierte Ausbildung sind zwar unver-
zichtbar, wenn es darum geht, möglichst
vielen Menschen die Chance zu geben,
am Streben nach hohen Löhnen und ho-
her Produktivität teilzuhaben, um so dau-
erhaft Arbeitsplätze zu schaffen, sie sind
aber nicht immer effizient auf die Arbeits-
märkte abgestimmt. In dieser Veröffentli-
chung wird über die Versuche berichtet,
mittels internationaler Indikatoren eindeu-
tig die Verknüpfung zwischen Ausbildung
und Beschäftigung sowie die wirtschaft-
lichen und sozialen Auswirkungen der
Ausbildung aufzuzeigen. Diese Indikato-
ren können nicht nur sinnvoll eingesetzt
werden, um den Übergang von der Schu-
le zum Erwerbsleben zu erläutern, son-
dern ermöglichen es auch, die interne
Ertragsquote der Investitionen in die Bil-
dung zu vergleichen, die Anstrengungen,
die die Staaten zur Förderung der ständi-
gen beruflichen Bildung unternehmen, zu
bewerten und aufzuzeigen, wie die Un-
terschiede im Bildungsgang zwischen Jun-
gen und Mädchen die Beschäftigung und
die jeweiligen Lohnsituationen beeinflus-
sen.

OECD Education Statistics 1985 1992/
Statistiques de l’enseignement de
l’OCDE 1985-1992
Organisation für Wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (OECD)
Paris, OECD, 1995, 247 S.
ISBN 92-64-04361-6
Gemischte Fassung: EN/FR

Diese Sammlung von Bildungsstatistiken
stellt eine Ergänzung zu dem Bericht
Regards sur l´éducation (Betrachtungen
zum Thema Bildung) dar. Sie enthält die
Basisdaten, die zur Berechnung der in
dem Bericht veröffentlichten Bildungs-
indikatoren herangezogen wurden, und
zeichnet die Entwicklung der Bildungs-
systeme im Zeitraum von 1985 bis 1992
nach. Die statistischen Angaben beziehen

sich auf den wirtschaftlichen und sozia-
len Kontext, die Bildungsausgaben, die
Personalausstattung, die Studentenzahlen
(Gesamtzahlen, Neueinschreibungen nach
Ausbildungsstufen, Abschlüsse) und das
Verhältnis zwischen der Bildung und dem
Arbeitsmarkt.

The OECD Jobs Study - Taxation,
Employment and Unemployment
Organisation für Wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (OECD)
Paris, OECD, 1995, 192 S.
ISBN 92-64-14400-5
EN, FR

Wie wirken sich die Steuern auf den Be-
schäftigungsstand aus? Welche Reformen
könnten dazu beitragen, mehr Arbeitsplät-
ze zu schaffen? In diesem Buch werden
die Entwicklung der Besteuerung von
Arbeit von 1978 bis 1992, Erfahrungswer-
te bezüglich der Auswirkungen von Steu-
ern auf Erwerbsquote, Angebot und Nach-
frage und die Vor- und Nachteile politi-
scher Optionen für die Zukunft unter-
sucht.

OECD in figures: statistics on the
member countries
Organisation für Wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (OECD)
in: The OECD Observer, Ergänzungsband
Nr. 194, Paris, 1995, 73 S.
EN
OECD, 2 rue André-Pascal,
F-75775 Paris C.E.D.E.X. 16

Diese jährlich erscheinende Broschüre soll
die Wirtschaften der OECD-Mitglied-
staaten und den in ihnen erreichten
Strukturanpassungsgrad veranschauli-
chen. Der Bildungsüberblick enthält u. a.
Angaben zum prozentualen Anteil der
öffentlichen Bildungsausgaben am BSP
und die Zahlen der Schüler/Studenten und
der Lehrer im Bildungsbereich.

World Labour Report 1995 (8. Ausg.)
Internationale Arbeitsorganisation (ILO)
Genf, ILO, 1995, 121 S.
ISBN 92-2-109447-2 (en)
EN, ES, FR
International Labour Office,
Publications Branch,
CH-1211 Genève 22
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In dem Bericht werden alljährlich fünf
Hauptgebiete jeweils in einem eigenen
Kapitel behandelt: Beschäftigung, Arbeits-
verhältnisse, soziale Sicherung, Arbeitsbe-
dingungen und die Rechte von Arbeitneh-
mern und Arbeitnehmerinnen. Der Bericht
für 1995 befaßt sich mit folgenden Schwer-
punkten: 1. Streitfragen im Bereich der
Arbeitsstatistik; 2. alternde Gesellschaften
und ältere Arbeitnehmer; 3. Privatisierung,
Beschäftigung und soziale Sicherung; 4.
staatliche Behörden und die anderen So-
zialpartner; 5. Umschulung und Wieder-
einstieg in ein Arbeitsverhältnis. Dieses
letzte Kapitel behandelt die Umschulungs-
und Wiedereingliederungsprogramme, die
die Regierungen für arbeitslose Arbeitneh-
mer und jugendliche Schulabgänger
durchführen. Betrachtet werden die ver-
schiedenen bestehenden Lösungsmöglich-
keiten und die jüngsten Entwicklungen in
diesem Bereich.

Internationales Handbuch der Berufs-
bildung
Lauterbach, U.
Deutsches Institut für Internationale Päd-
agogische Forschung
Baden-Baden, Nomos-Verlagsgesellschaft,
Schriftenreihe der Carl-Duisberg-Gesell-
schaft e. V., Nr. 9, 1995, variierende Sei-
tenzahl
ISBN 3-7890-3730-3
DE

Die Carl-Duisberg-Gesellschaft traf ihre
Entscheidung, eine systematische Be-
schreibung der Berufsbildungssysteme in
Europa und den wichtigsten Industrie-
nationen zu erstellen, um die bereits of-
fenkundige internationale Ausrichtung der
Berufsbildung zu fördern. Da isolierte,
nationale Entscheidungen in diesem Be-
reich selten werden, ist dieses Handbuch
an Ausbildungsexperten, Schulen, Unter-
nehmen, Verwaltungskammern und Ver-
bände gerichtet, die Auskünfte über die
internationalen Zusammenhänge benöti-
gen. In einem einleitenden Kapitel wer-
den die Komplexität der vergleichenden
Forschung im Bereich der beruflichen
Bildung und die Probleme beim Vergleich
der Systeme erörtert. Es folgt für jedes
Land ein Kapitel, in dem nach einheitli-
chem Muster beschrieben wird, wie das
Ausbildungssystem aufgebaut ist und in
welcher Beziehung darin das politische
und das wirtschaftliche System des Lan-

des zueinander stehen. Das Handbuch
wird als Lose-Blatt-Sammlung dargeboten,
die regelmäßig auf den neuesten Stand
gebracht werden soll. Es enthält 20
Länderbeschreibungen, und 15 weitere
sind zur Zeit in Arbeit.

Construire la formation profession-
nelle en alternance
Poupard, R.; Lichtenberger, Y; Luttringer,
J.-M.; et al.
Paris, Editions d’Organisation,
1995, 217 S.
ISSN 2-7081-1838-2
FR

In diesem Werk werden vier Themen er-
läutert, unter denen sich die meisten der
in Frankreich gestellten Fragen zur alter-
nierenden Ausbildung zusammenfassen
lassen. In dem von einem Unternehmer-
vertreter verfaßten ersten Teil wird ver-
sucht, die der Diskussion zugrundeliegen-
den Begriffe zu klären, ferner werden die
Bedingungen dargelegt, unter denen die
alternierenden Ausbildungen zum Erfolg
führen können. Im zweiten Teil wird  das
Verhältnis zwischen der Alternanz und der
beruflichen Qualifikation untersucht, im
dritten ein rechtlicher Ansatz vorgeschla-
gen. Der letzte Abschnitt nimmt die auf
Alternanz beruhenden Ausbildungs-
systeme in den einzelnen europäischen
Staaten unter die Lupe und zeigt auf, daß
es mehrere Arten von Alternanz gibt, die
eng mit dem Umfeld zusammenhängen,
in dem sie entstanden sind.

Vocational Training in the Federal
Republic of Germany and the United
States
Frenzel-Berra, R. C.
Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB)
Berlin/Bonn, BIBB, 1995, 72 S.
ISBN 3-7639-0550-2
EN

Die vorliegende Studie ist ein Ergebnis
eines einjährigen Forschungsaufenthaltes
des amerikanischen Berufsbildungs-
experten Robert Frenzel-Berra im Bundes-
institut für Berufsbildung in Berlin. Nach
einer begründenden Einleitung und me-
thodologischen Vorbemerkungen stellt er
an ausgewählten Fallbeispielen wesentli-
che Elemente der deutschen Ausbildung
im dualen System dar (Kapitel 1 - 4). In
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einem fünften Kapitel berichtet der Ver-
fasser über Auffälligkeiten und stellt Ver-
gleiche mit dem amerikanischen System
der Berufsbildung dar. Die Publikation
wird durch einen ausführlichen Anmer-
kungs- und bibliographischen Apparat
abgeschlossen.

La formation supérieure des ingé-
nieurs et cadres
Böhme, H.; Curien, H.; Decomps, B.; et al.
Paris, Edition Jean-Michel Place,
1995, 156 S.
ISBN 2-85893-254-9
FR

Zu Beginn des 21. Jahrhunderts ist das
Bild des Ingenieurs nicht mehr mit dem
gleichzusetzen, was Jules Vernes Held
verkörperte. Die stetige Weiterentwick-
lung der Techniken und der Arbeit und
die Internationalisierung der Produktions-
und Handelssysteme haben die Bereiche,
in denen seine Tätigkeit bekannt war,
vollkommen verändert. So wurden anläß-
lich des 200. Gründungstags des Conser-
vatoire National des Arts et Métiers und
der Ecole Polytechnique herausragende
Persönlichkeiten aus der Welt der Unter-
nehmen und der Forschung eingeladen,
auf einem in der UNESCO veranstalteten
Kolloquium über die Ausbildung von In-
genieuren und Führungskräften zu disku-
tieren. Indem sie nach den kulturellen
Wurzeln des Berufs, den Gemeinsamkei-
ten und Unterschieden der großen Aus-
bildungssysteme in Frankreich, Deutsch-
land und den Vereinigten Staaten und ih-
rer Wirkung auf die Wirtschaft insbeson-
dere durch Neuerungen fragen, regen die
einzelnen Autoren die Leser an, sich Ge-
danken über das Verhältnis von Wissen-
schaft und Technik, über die Verantwor-
tung des Ingenieurs als Erfinder und als
Bürger zu machen, und ebnen gleichzei-
tig den Weg für die Entwicklung einer
Ausbildung, die den Bedürfnissen ihrer
Zeit entspricht.

Training for Employment in Western
Europe and the United States
Shackleton, J. R., mit Clarke, L.; Lange,
T.; u. a.
Hants, Edward Elgar Publishing Ltd., 1995,
288 S.
ISBN 1-85278-863-1
EN

In diesem Buch wird die wirtschaftliche
Analyse des Ausbildungswesens unter-
sucht und zu den verschiedenen in West-
europa und den Vereinigten Staaten vor-
gefundenen Systemen in Beziehung ge-
setzt. Nach einer Erörterung der theoreti-
schen Grundlage für eine stärkere Beto-
nung der Ausbildung stellen die Autoren
eine vergleichende Analyse der verschie-
denen Systeme vor, die in Deutschland,
Frankreich, dem Vereinigten Königreich
und den Vereinigten Staaten verwendet
werden. Es wird eine Reihe gemeinsamer
Fragen und Probleme erörtert, beispiels-
weise das Verhältnis zwischen Schulun-
terricht und Ausbildung, die Rolle der
Weiterbildung, Umschulung für Arbeits-
lose und die Stellung von Frauen und
benachteiligten Gruppen auf dem Arbeits-
markt. Ein zentrales Thema sind die ver-
schiedenen politischen Wege, die die je-
weiligen Regierungen gehen. Die Auto-
ren erkennen zwar bei allen eine gemein-
same Sorge darüber an, daß die Ausbil-
dung möglicherweise dem Markt nicht
gerecht wird, sie weisen aber auch auf
die in der Praxis recht magere Bilanz staat-
lich finanzierter Ausbildungsmaßnahmen
und auf die Gefahren übermäßiger staat-
licher Eingriffe aufgrund von Druck sei-
tens der Lobbies hin.

The match between education and
work. What can we learn from the
German apprentice- ship system?
den Broeder, C.
´s-Gravenhage, Centraal Planbureau,
Research Memorandum, Nr. 118,
1995, 48 S.
ISBN 90-563-5008-0
EN

In diesem Bericht wird ein Vergleich zwi-
schen dem niederländischen und dem
deutschen Bildungssystem angestellt; er
ist wie folgt gegliedert: zuerst der Ver-
gleich zwischen den beiden Ländern und
einige Informationen über die Teilnahme
an den verschiedenen Ausbildungs-
gängen. Anschließend wird das System
des Lehrlingswesens in beiden Ländern
unter die Lupe genommen. Schließlich
werden die Stärken und Schwächen des
dualen Systems in Deutschland und die
Lehren, die daraus für die Niederlande
gezogen werden können, beschrieben.
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Schooling as a preparation for life and
work in Switzerland and Britain
Burghoff, H.; Prais, S.
National Institute for Economic and Social
Research (NIESR), Discussion Paper, Nr.
75, 1995, ohne Seitenzahlen.
EN
NIESR, 2 Dean Trench Street,
Smith Square, UK-London, SW1P 3HE

Eine vergleichende Studie des schweize-
rischen und des britischen Schulwesens,
in der festgestellt wird, im Vereinigten
Königreich gebe es weit mehr Schüler, die
nur einen niedrigen Abschluß erreichen,
als in der Schweiz. Dies wirke sich direkt
auf die Qualität der Bewerber um Stellen
in der gewerblichen Wirtschaft und folg-
lich auf die nationale Wettbewerbsfähig-
keit aus.

Forecasting the labour market by
occupation and education
Heijke, H.
Research Centre for Education and the
Labour Market (ROA)
Boston; Dordrecht; London, Kluwer
Academic Publishers, 1994, 210 S.
ISBN 0-7923-9447-X
EN

In diesem Buch wurden die Referate zu-
sammengetragen, die auf einem Sympo-
sium anläßlich des fünften Jahrestags der
Gründung des Researchcentrum voor
Onderwijs en Arbeidsmarkt (ROA, For-
schungszentrum für Bildung und Arbeits-
markt) vorgetragen wurden. Die Veran-
staltung diente als Plattform, um die von
diesem jungen Institut erzielten Ergebnis-
se zusammen mit denen zweier etablier-
terer europäischer Institute, des Institute
for Employment Research aus Warwick
und des Instituts für Arbeitsmarkt- und
Beschäftigungsforschung aus Nürnberg,
auf einer Stufe zu plazieren. Das Ziel be-
stand darin, den Ansatz, nach dem jedes
einzelne Institut seine nach Berufen und
Ausbildungsarten differenzierten Arbeits-
marktprognosen erstellt, besser verständ-
lich zu machen. Das Symposium diente
ferner dem wechselseitigen Austausch von
Ideen, Erkenntnissen und konkreten In-
formationen über den Arbeitsmarkt. Je-
des Institut steuerte einen Beitrag zu je-
dem der drei behandelten Themen bei:
Methoden und Techniken, die die Insti-
tute bei der Erstellung von Arbeitsmarkt-

prognosen anwenden, Erörterung von
ihnen erstellter Arbeitsmarktprognosen
sowie Begründung und Erörterung der bei
der Prognosenerstellung verwendeten
Ansätze sowohl unter wissenschaftlichem
Gesichtspunkt als auch im Hinblick auf
die politischen Anwendungen.

DEVS - Development of Estonian
vocational education system. Final
report of evaluation
Harrebye, J. B.; Hemmingsen, L.; Nielsen,
S. P.; et al.
Statens Erhvervspædagogiske Lærer-
uddannelse (SEL)
Copenhagen, The State Institute for the
Educat ional Training of Vocat ional
Teachers (SEL), 1995, 105 S.
EN
SEL, Rigensgade 13,
DK-1316 Copenhagen K

Eines der wichtigsten dänisch-estnischen
Entwicklungsprojekte des Zeitraums 1993
1995 ist nun abgeschlossen. Dem Projekt
lag eine dreifache Zielsetzung zugrunde:
ein modernes, auf den Grundsätzen des
Management by objectives beruhendes
Lehrplansystem für das estnische Berufs-
bildungssystem auf die Beine zu stellen,
auf zentraler Ebene Lehrplanexperten und
gleichzeitig an strategisch ausgewählten
berufsbildenden Schulen Lehrer für die
Anwendung des neuen Systems heranzu-
bilden und Schulen so zu entwickeln, daß
sie in einer Marktwirtschaft funktionieren
können. In diesem Abschlußbericht wird
eine umfassende Beschreibung und Be-
wertung des DEVS-Projekts unterbreitet.

Reorganisation der Arbeitsmarkt-
politik. Märkte, politische Steuerung
und Netzwerke der Weiterbildung für
Arbeitslose in der Europäischen
Union
Schmid, G.
Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialfor-
schung (WZB)
Berlin, WZB, 1994, 111 S.
ISSN 1011-9523
DE

In den vergangenen Jahren wurde die
Arbeitsmarktpolitik in einigen Mitglied-
staaten der Europäischen Union grundle-
gend reformiert, in anderen Mitglied-
staaten sind solche Reformen im Gange
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oder stehen zur Diskussion. Das Gemein-
same und Besondere dieser Reformen ist
die Reorganisation der Arbeitsmarkt-
politik, wobei vor allem mehr Wettbewerb
und die Verlagerung der Zuständigkeiten
nach unten die Anreize zu effektiverem
Handeln vor Ort stärken sollen. Die vor-
liegende Studie entwickelt einen analyti-
schen Bezugsrahmen zur Evaluierung die-
ser Organisationsreformen (Kapitel 1),
wendet diesen auf die Situation der
Arbeitsmarktpolitik in den ausgewählten
Ländern (Dänemark, Deutschland, Groß-
britannien und den Niederlanden) an und
führt in seinem dritten Teil einen theore-
tischen Diskurs zu den organisatorischen
Bedingungen einer erfolgreichen Weiter-
bildung für Arbeitslose.

New patterns of recruitment and
training in German, UK and French
banks. An examination of the tensions
between sectoral and national systems
Quack, S.; O’Reilly, J.; Hildebrandt, S.
Social Science Research Center Berlin
(WZB)
Berlin, WZB, 1995, 41 p.
ISSN 1011-9523
EN

Die vorliegende Studie stellt einen Bei-
trag der Autoren zur Diskussion um den
Vergleich nationaler Modelle industrieller
Organisation am Beispiel von Banken in
der Bundesrepublik Deutschland, in
Frankreich und im Vereinigten Königreich
dar. Die Autoren untersuchen Veränderun-
gen der Rekrutierungs- und Ausbildungs-
politik von Banken in diesen Ländern im
Privatkundengeschäft. Dabei wird gezeigt,
daß Marktdruck zu beachtlichen Wand-
lungsprozesse in jedem der Banksektoren
geführt hat, aber auch, daß damit unter-
schiedliche Resultate verbunden sind. So
zeigen sie, daß Einstellungs- und Aus-
bildungsstrategien nicht nur durch natio-
nale Bildungsinstitutionen beeinflußt sind,
sondern daß diese Institutionen selbst
Wandlungsprozessen unterliegen, die wie-
derum das Arbeitsangebot im Banken-
sektor beeinflußt haben.

Europäische Union:
Politiken, Programme,
Akteure

Towards a European area for voca-
tional qualifications. European Forum
on Vocational Training, Brussels 8 - 10
November 1993 /
Vers un espace européen des qualifi-
cations professionnelles. Forum euro-
péen de la formation professionnelle,
Bruxelles, 8-10 novembre 1993
Europäische Kommission, Generaldirek-
tion XXII - Allgemeine und berufliche
Bildung und Jugend
Luxemburg, Amt für amtliche Veröffentli-
chungen der Europäischen Gemeinschaf-
ten, 1995, 110 S.
ISBN 92-826-8821-6 (fr)
EN, FR

Zu diesem gemeinsam von der Europäi-
schen Kommission, der belgischen
Ratspräsidentschaft, dem Europäischen
Parlament und dem Wirtschafts- und So-
zialausschuß veranstalteten ersten Euro-
päischen Forum für die berufliche Bildung
kamen die verschiedenen Akteure -
Gemeinschaftsinstitutionen, Sozialpartner,
Mitgliedstaaten -  zusammen, um das The-
ma “Die Entwicklung hin zu einem euro-
päischen Qualifizierungsraum” zu erör-
tern. Diese Sammlung enthält sämtliche
Beiträge der einzelnen Redner und stellt
ihre Überlegungen, ihre Erfahrungen so-
wie ihre Vorschläge vor.

Partenaires pour les emplois et les
formations de demain. Actes du col-
loque du 13 - 14 juin 1994 à Paris
Thierry, D.; Perrin, C.
frz. Ministerium für Arbeit, Beschäftigung
und Berufsbildung; Kommission der Eu-
ropäischen Gemeinschaften
Paris, Délégation à la formation profes-
sionnelle, 1995, 22 S.
Délégation à la formation professionnelle,
Immeuble le Mercure 1,
31 quai de Grenelle,
F-75015 Paris

Dieses Dokument liefert eine Synthese der
Diskussionen um die vier großen Themen,
die im Laufe des Kolloquiums “Partner für
die Arbeitsplätze und Ausbildungen von
morgen” am 13./14. Juni in Paris zur Spra-
che kamen: - Auswirkungen der voraus-
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schauenden Branchenstudien auf die Ent-
wicklung der Arbeitnehmerausbildung, -
Verpflichtungen zur Förderung der Berufs-
bildung, mit denen der französische Staat
die Unternehmen unterstützt, die beson-
dere Anstrengungen im Ausbildungs-
bereich unternehmen, - gebietsweise Ver-
knüpfung der Maßnahmen auf Branchen-
ebene und der verschiedenen Akteure,  -
Anforderungen an europäische Über-
legungen und Maßnahmen zur Förderung
der Berufsbildung.

Individual Portfolio. Pilot project fi-
nal synthesis report
National Council for Vocational Qualifi-
cations (NCVQ)
London, NCVQ, 1995, 68 S. + Anhänge
EN
Das Resümee dieses zusammenfassenden
Abschlußberichts sowie die Empfehlungen
sind auf DA, DE, EN, ES, FR, GR, IT, NL,
PT erhältlich.
NCVQ,
222 Euston Road,
UK-London NW1 2BZ

Nach der Entschließung des Rates vom 3.
Dezember 1992 zur Transparenz auf dem
Gebiet der Qualifikationen wurde 1993
eine Arbeitsgruppe aus Vertretern der
Regierungen der Mitgliedstaaten geschaf-
fen, die ein Modell eines individuellen
Portfolios/Qualifikationsbuches vor-
schlug, in dem die Informationen über
Ausbildung, Prüfungsnachweise, Befähi-
gungen, Berufserfahrung usw. der Men-
schen zusammengestellt werden sollen,
die in der Europäischen Union eine Ar-
beit suchen. In diesem zusammenfassen-
den Bericht werden die Ergebnisse des
Pilotprojekts -  bei dem es darum ging,
die Durchführbarkeit des individuellen
Portfolios/Qualifikationsbuches zu testen
- sowie die Stellungnahmen der Sozial-
partner wiedergegeben und schließlich
einige Empfehlungen unterbreitet.

The puzzle of integration. European
yearbook on youth policy and re-
search
Circle for Youth Research Cooperation in
Europe (CYRCE)
Berlin; New York, de Gruyter, 1995,
Band 1, 339 S.
ISBN 3-11-014565-0
EN

CYRCE ist eine autonome Gruppe von
Fachleuten, die keiner nationalen oder
europäischen Institution untersteht. Sie
tritt auf staatenübergreifender und inter-
kultureller Grundlage als eine Art Think-
tank und als wissenschaftliche und poli-
tische Beratungsstelle für Jugendan-
gelegenheiten und damit zusammenhän-
gende Fragen auf. Ihr erstes Jahrbuch lei-
tet eine zweijährige Reihe ein, die ein
Forum für transnationale Vernetzung in
europäischer Jugendpolitik, -forschung
und -praxis bietet. Mit dem Jahrbuch soll
vor allem über gegenwärtige Trends in-
formiert und die Entwicklung interdiszi-
plinärer und interkultureller Initiativen,
die den Aufbau eines Europas junger
Bürger anstreben, gefördert werden.

• Programm LEONARDO DA VINCI -
Vademecum
Europäische Kommission
Brüssel, Europäische Kommission, 1995,
24 S.
DA, DE, EN, ES, FR, IT

• Programm LEONARDO DA VINCI -
Leitfaden für Antragsteller 1995
Europäische Kommission
Brüssel, Europäische Kommission, 1995,
50 S.
DA, DE, EN, ES, FR, IT
Europäische Kommission, Generaldirekti-
on XXII - Allgemeine und berufliche Bil-
dung und Jugend, Rue de la Loi 200,
B-1049 Bruxelles

Das Ziel des Vademecums ist es, den In-
halt der politischen Zielsetzungen des
LEONARDO- Programms und die Grund-
sätze seiner operationellen Durchführung
zu erklären. Der Leitfaden für Antragstel-
ler richtet sich an alle Akteure im Bereich
der beruflichen Bildung, die den Wunsch
haben, sich in einer transnationalen Part-
nerschaft zu engagieren, und die im Jahr
1995 einen Antrag einreichen möchten, um
im Rahmen des Programms LEONARDO
DA VINCI, des Aktionsprogramms zur
Durchführung einer Berufsbildungspolitik
der Europäischen Gemeinschaft (Beschluß
des Rates 94/819/EG vom 6. Dezember
1994 - ABl. Nr. L 340 vom 29.12.94, S. 8)
eine finanzielle Unterstützung von seiten
der Gemeinschaft zu erhalten. Teil A zeigt
die Art der Fragen auf, von denen ange-
nommen wird, daß jeder potentielle
Projektträger sie sich stellt. Teil B enthält
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eine Definition der Pilotprojekte sowie der
Vermittlungs- und Austauschprogramme
sowie allgemeine Informationen (Projekt-
träger, Bereiche, für die die Anträge ge-
stellt werden können, Zielgruppen) zu die-
sen beiden Arten von Maßnahmen. In die-
sem Teil werden auch die Bedingungen
für die Auswahl und die Förderungs-
würdigkeit sowie die für jeden einzelnen
Teilbereich jeweils anzuwendenden Ver-
fahren beschrieben. Teil C enthält für je-
den Teilbereich detaillierte Informationen
über die gemeinschaftlichen Maßnahmen
in Form eines Blattes je Maßnahme.

Training, development and jobs. Six
European initiatives
Lawson, G.; Hynes, B.; Sandrock, M.;
et al.
ENTER; Generaldirektion V der Europäi-
schen Kommission
Cannes, La Bocca, ENTER, 1995, 66 S.
EN
ENTER, 1, rue de la Verrière,
Les Baladines, F-06150 Cannes La Bocca

In den sechs Fallstudien werden folgen-
de Themen erörtert: Ausbildung und Ar-
beitsplätze in drei Großunternehmen im
Vereinigten Königreich, regionale Ent-
wicklung und Unternehmensentwicklung
durch berufliche Bildung in Irland, beruf-
liche Bildung und Schaffung von Arbeits-
plätzen im lokalen Bereich in Dänemark,
der Erfolg von Ausbildungsförderung und
die Arbeitsplätze in der Telekommunika-
tion in Deutschland bzw. im Fremdenver-
kehr in Frankreich und Entwicklungen in
der nationalen Ausbildungskonzeption in
Spanien.

L’Europe et la formation profession-
nelle des jeunes. Transférer les acquis
de PETRA dans LEONARDO et EMPLOI/
YOUTHSTART
Montay, M.-P.; Médus, P.-E.
Paris, la Documentation française, RACINE
Editions, 1995, 232 S.
FR
La Documentation française,
29 quai Voltaire,
F-75344 Paris Cedex 07

Wie läßt sich zum Zeitpunkt der Durch-
führung von LEONARDO und den neuen
Gemeinschaftsinitiativen ein staatenüber-
greifendes Projekt charakterisieren? Wel-

che Betreuungshilfsmittel sind notwendig,
um es zu leiten? Welche Wertsteigerung
wird insgesamt mit ihm erzielt? Nach sie-
benjährigem Einsatz für die Förderung der
beruflichen Bildung Jugendlicher in Eu-
ropa können die Errungenschaften des
Programms PETRA dazu beitragen, aus-
gehend von den Erfahrungen der Vergan-
genheit die Zukunft besser vorzubereiten.
Darin besteht das Ziel dieses Werks, das
mit aktiver Beteiligung der PETRA-Projek-
te und unter der Schirmherrschaft der
Délégation à la formation professionnelle
von RACINE ausgearbeitet wurde.

From Petra to Leonardo: European
cooperation in initial vocational
training; a Dutch perspective/Van Pe-
tra naar Leonardo: Europese samen-
werking in het initieel beroepsonder
wijs; een Nederlands perspectief
Farla, T.; Meijers, F.
‘s-Hertogenbosch, Centrum Innovatie
Beroepsonderwijs Bedrijfsleven (CIBB),
CIBB-studies, Nr. 5, 1995, 176 S.
ISBN 90-5463-056-6 (en), 90-5463-051-5
(NL)
EN, NL

Diese Studie gibt einen Überblick über
die Ergebnisse des PETRA-Programms.
Dessen Ziel bestand darin, durch das Tref-
fen von Vereinbarungen über eine struk-
turelle Zusammenarbeit zwischen Berufs-
bildungsträgern aus den Mitgliedstaaten
der Europäischen Gemeinschaft zu einer
qualitativen Verbesserung der beruflichen
Bildung beizutragen. Erörtert wird die
Frage, was das PETRA-Programm zur
Qualität der niederländischen beruflichen
Bildung beigetragen hat, aber auch die
Frage, von welchen Schlüsselfaktoren der
Erfolg von Internationalisierungspro-
grammen abhängt.

Programa Petra - Estudo sobre as
estratégias para aumentar e melhorar
a progressão dos jovens na formação
profissional inicial - Portugal
Azevedo, J.; Castanheira, M. E.
Ministério da Educação - Departamento
do Ensino Secundário (ME-DES)
Lissabon, ME-DES, 1994, 85 S.
PT
Ministério da Educação,
av. 5 de Outubro 107,
P-1000 Lisboa
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In dieser auf Vorschlag der Europäischen
Union erstellten Studie sind die Strategi-
en verzeichnet, die die einzelnen Mitglied-
staaten verfolgen, um mehr Jugendlichen
Zugang zur beruflichen Erstausbildung zu
verschaffen und ihr Fortkommen in die-
sem Bereich zu verbessern. Ihre Ziele
sind, die Politiken im Bereich der beruf-
lichen Bildung und des Übergangs Ju-
gendlicher ins Erwerbsleben zu untersu-
chen und auch den Erfolg von Maßnah-
men zu bewerten, die durchgeführt wur-
den, um die Chancen von Jugendlichen
mit besonderen Schwierigkeiten in der
beruflichen Erstausbildung zu verbessern.

Programm “Jugend für Europa”. Jah-
resbericht der Kommission - 1993
Kommission der Europäischen Gemein-
schaften
KOM(95) 159 endg., 11.05.1995, 12 S.
Luxemburg, Amt für amtliche Veröffentli-
chungen der Europäischen Gemeinschaf-
ten
ISBN 92-77-88344-8 (de)
ISSN 0256-2383 (de)
DA, DE, EN, ES, FR, GR, IT, NL, PT

Actes de la conférence finale d’impact
du Programme FORCE, 8 -  9 décembre
1994, Rueil- Malmaison
Centre d’Etudes de Formation, d’Anima-
tion et de Recherche (CEFAR) - Déléga-
tion à la formation professionnelle
Paris, CEFAR, 1995, 89 S.
FR
CEFAR - Réseau France-ASFO
4 rue Quentin Bauchart,
F-75008 Paris

Die französischen Träger des Programms
FORCE veranstalteten mit Unterstützung
der Task Force “Humanressourcen, allge-
meine und berufliche Bildung, Jugend”
eine abschließende Auswertungskon-
ferenz, um zu beurteilen, was im Laufe
der vierjährigen Tätigkeit erreicht wurde.
Die angesprochenen und in den Proto-
kollen wiedergegebenen Themen sind:
die Auswirkungen des Programms FORCE
auf die Ausbi ldungssysteme und -
strukturen, die Bilanz dieses Programms,
die Durchführung des neuen Programms
LEONARDO da VINCI und die Verbindung
zu dem Gemeinschaftsinitiativprogramm
ADAPT. Außerdem enthält das Dokument
einen Überblick über die Workshops, in

denen es um die Vermittlung von Kennt-
nissen im Betrieb, um die Arbeitsqualität
und -organisation und um den industriel-
len Wandel ging.

Análisis de la política contractual en
materia de formación profesional
continua en España
Durán, G.; Alcalde, M.; Flórez, I. et al.
Madrid, Centro de Publicaciones/Mini-
sterio de Trabajo y Seguridad Social, 1994,
383 S.
ISBN 84-7434-851-X
ES

Dieses im Rahmen des Programms FORCE
ausgearbeitete Dokument enthält eine
umfassende Übersicht über die Berufswelt
und die Struktur des Bildungswesens mit
den durch die Bildungsreform eingeführ-
ten Änderungen. Ein umfangreiches Ka-
pitel ist der Organisation der beruflichen
Weiterbi ldung und den wichtigsten
Bildungsaktivitäten in diesem Bereich
gewidmet. All dies bezieht sich auf die
Zeit vor der Unterzeichnung der Abkom-
men über die berufliche Weiterbildung
vom Dezember 1992.

La Formación Profesional Continua en
España
Durán, G.; Alcalde, M.; Flórez, I. et al.
Madrid, Centro de Publicaciones/Mini-
sterio de Trabajo y Seguridad Social, 1994,
281 S.
ISBN 84-7434-849-8
ES

Der Bericht, in dem der gegenwärtige
Stand der Weiterbildung in Spanien erläu-
tert wird, entstand im Rahmen des Pro-
gramms FORCE; im ersten Teil liegt - nach
einer Beschreibung der Hauptmerkmale
der jüngsten Entwicklungen der Wirtschaft
und des Arbeitsmarktes - der Schwerpunkt
auf dem beruflichen Bildungssystem, das
Gegenstand des staatl ichen Berufs-
bildungsprogramms ist. Bei der Analyse
der Weiterbildung wird von Informatio-
nen ausgegangen, die die wichtigsten sta-
tistischen Quellen und der rechtliche Rah-
men liefern, in dem diese Art Ausbildung
stattfindet; in diesem Abschnitt wird auch
ausführlich auf die zwischen den Gewerk-
schaften und den Unternehmerverbänden
bzw. zwischen diesen beiden und der
Regierung getroffenen Übereinkünfte, das

COMMISSION DES COMMUNAUTES EUROPEENNES

Bruxelles, le 11.05.1995
COM(95) 159 final

PROGRAMME “JEUNESSE POUR L’EUROPE”

RAPPORT ANNUEL DE LA COMMISSION

- 1993 -

-------------------------
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“Nationale Weiterbildungsabkommen”
und das “Trilaterale Abkommen zur Wei-
terbildung der beschäftigten Arbeitneh-
mer”, Bezug genommen. Diese Über-
einkünfte werden unter den verschieden-
sten Gesichtspunkten vom Steuerungs-
prozeß über die Entstehung, die grundle-
genden Pr inzipien bis hin zu den
Verwaltungs-, Überwachungs- und Be-
gleitorganen usw. beleuchtet. Außerdem
geht der Bericht auf die Finanzierung der
Weiterbildung, den Zugang zu bzw. die
Teilnahme an Bildungsmaßnahmen sowie
die Planung, Qualität und berufliche
Zertifizierung ein. Im zweiten Teil wer-
den die Maßnahmen wiedergegeben, die
in Spanien zur Umsetzung der in Artikel
5 des Aktionsprogramms der Gemein-
schaft zur Förderung der beruflichen Wei-
terbildung (FORCE) enthaltenen Leitge-
danken unternommen wurden.

Effectiviteitsmeting van bedrijfsop-
leidingen (Anderlecht, Brussel, Con-
stant Vanden Stock Stadion, 27 Mei)
Vlaamse Dienst voor Arbeidsbemiddeling
en Beroepsopleiding (VDAB); Dienst In-
ternationale Relaties (DIR)
Brüssel, VDAB/DIR, 1994, 35 S. + Anhän-
ge
NL
VDAB/DIR, Keizerslaan 11,
B-1000 Brüssel

Dieser im Rahmen des europäischen Ak-
tionsprogramms FORCE veranstaltete
Studientag stellt die Fortsetzung eines
vorangegangenen Workshops zum The-
ma “Berufsbildungspläne in kleinen und
mittleren Unternehmen” dar. Der Schwer-
punkt liegt auf der Notwendigkeit, inner-
halb der kleinen und mittleren Unterneh-
men anhand der Steigerung der Wettbe-
werbsfähigkeit die Effizienz der Ausbil-
dung zu messen, um diese Unternehmen
dazu anzuregen, Berufsbildungspläne
aufzustellen.

Rapportage Benelux ontmoetingen
1994. Conferentie 20 en 21 oktober
1994 - Veldhoven, Nederland
FORCE und EUROTECNET in Zusammen-
arbeit mit der GD XXII -  Allgemeine und
berufliche Bildung und Jugend
‘s-Hertogenbosch, Centrum Innovatie
Beroepsonderwijs Bedrijfsleven (CIBB),
1995, 103 S.

FR, NL
CIBB, Pettelaarpark 1,
Postbus 1585,
NL-5200 BP ‘s-Hertogenbosch

Reportage über die zweitägige Konferenz
“Benelux-Begegnungen”, in der zunächst
dargelegt wird, welche Ziele mit der Kon-
ferenz verfolgt wurden und welche Ziel-
gruppen sie ansprechen sollte. Daneben
enthält diese Veröffentlichung u. a. Be-
richte über die beiden Tage, wobei auch
einige der dort gehaltenen Vorträge wie-
dergegeben werden.

Eine breitere Perspektive
IRIS - Europäisches Netzwerk von Aus-
bildungsmaßnahmen für Frauen
Brüssel, Überlegungen zur Ausbildung
von Frauen, IRIS, 1994, 72 S.
EN, DE, FR
IRIS, rue de la Tourelle 21,
B-1040 Bruxelles

Mit diesem ersten Dossier wird eine neue
IRIS-Serie unter dem Titel “Überlegungen
zur Ausbildung von Frauen” begründet,
die der Frage der Ausbildung von Frauen
im gegenwärtigen wirtschaftlichen und
sozialen Kontext gewidmet ist. In dieser
Ausgabe werden unter dem Gesichtspunkt
der Geschlechtergleichheit Themen wie
Arbeit und Freizeit, das Leben in der Stadt,
die Ausbildung von Frauen, Flexibilität,
Telearbeit und die Internationalisierung
der Wirtschaft erörtert.

Telematics for education and training:
Proceedings of the telematics for
education and training conference,
Düsseldorf/Neuss, 24-26 November
1994
Herl, P.; Kugemann, W. (Herausgeber)
Amsterdam, IOS Press, 1995, 400 S.
ISBN 90-5199-223-8
EN

Der Bereich der allgemeinen und berufli-
chen Bildung erlebt zur Zeit eine tiefgrei-
fende Veränderung: Das Hauptaugenmerk
hat sich vom Lehren zum Lernen verscho-
ben, der einzelne Lernende wird immer
stärker zu einem vernetzten Lernenden,
die Organisation des Lernens mit der Just-
in-time-Vermittlung von Kenntnissen tritt
an die Stelle großer Ausbildungsab-
teilungen, und anstelle fester Lehr-
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einheiten werden auf jeden einzelnen
maßgeschneiderte Lernpläne entwickelt.
Telematikdienste zu Lernzwecken spielen
bei diesen Prozessen eine Schlüsselrolle.
Die Konferenz zum Thema “Telematik für
die allgemeine und berufliche Bildung”
bot einen Überblick über die fort-
geschrittensten Telematiksysteme zu Lern-
zwecken nach dem - sowohl technolo-
gisch als auch pädagogisch -  neuesten
Stand in einem europäischen und welt-
weiten Kontext. Hier werden die konkre-

ten Ergebnisse der Forschungs- und Ent-
wicklungsprojekte vorgestellt, die im Rah-
men des europäischen Programms
“Telematiknetze und -dienste für ein fle-
xibles Fernlernen (DELTA)” im Rahmen
des 3. Rahmenprogramms unterstützt
wurden. Außerdem wurde auf der Kon-
ferenz der Blick nach vorne auf die In-
itiativen des 4. Rahmenprogramms und
das neue Teilprogramm zur Telematik für
die allgemeine und berufliche Bildung
gerichtet.

Handbuch
der Berufsbildung

Arnold, R.; Lipsmeier, A.
Opladen, Leske + Budrich, 1995, 535 p.
ISBN 3-8100-1201-7
DE

Das vorliegende Handbuch Berufsbildung
stellt den Versuch dar, das derzeit verfüg-
bare wissenschaftliche Wissen zu den Fra-
gestellungen und den Problembereichen
der Berufsbildung in konzentrierter Form
zu präsentieren. Ausgehend von der Per-
spektive einer handlungsorientierten Di-
daktik lassen sich berufspädagogische
Kategorien ableiten, die für die Gestal-
tung, Konzipierung und Realisierung der
beruflichen Bildung von grundlegender
Bedeutung sind. In sieben Hauptkapiteln
sind die zahlreichen Aufsätze und Diskus-
sionsbeiträge der unterschiedlichen Au-
toren zusammengefaßt, die durch ein
umfangreiches Personen- und durch ein
Fachregister ergänzt werden. Die Haupt-
kapitel umfassen die Bereiche (1) Didak-
tisches Handeln in der Berufsbildung, (2)
Adressatenorientierung in der Berufsbil-
dung, (3) Kompetenzen und Qualifikatio-
nen in der Berufsbildung, (4) Lehr- und
Lerninhalte in der Berufsbildung, (5)
Vermittlungs- und Aneignungsprozesse in
der Berufsbildung, (6) Rahmenbedingun-
gen der Berufsbildung und (7) Forschung
in der Berufsbildung.

Fichas para la orientación
profesional

Ministerio de Educación y Ciencia
Madrid, Ministerio de Educación y Ciencia,
1995, 2 Bände, Seiten nicht numeriert

ISBN 84-369-2558-0
ES

Ein hauptsächlich an professionelle Be-
rufsberater gerichtetes Werk, das Informa-
tionen über die Einteilung des beruflichen
Bildungsangebots und eine konkrete Be-
schreibung der wichtigsten Berufsbilder
jeweils mit dem entsprechenden Aus-
bildungsgang und der für sie charakteri-
stischen Arbeitsmarktsituation enthält.

Interim report of the
Task Force on Long-Term

Unemployment
Office of the Tanaiste: Task force on Long
Term Unemployment
Dublin, Stationery Office, 1995, 65 S. +
Anhänge
EN
Government Publications Sales Office,
Sun Alliance House, Molesworth Street,
IRL-Dublin 2

Diese Task Force wurde ins Leben geru-
fen, um die im Bericht des Nationalen
Wirtschafts- und Sozialforums (NESF)
unter dem Titel “Beendigung der Lang-
zeitarbeitslosigkeit” enthaltenen Emp-
fehlungen zu prüfen und zu bewerten und
praktische Vorschläge auszuarbeiten, die
die Aussichten von Langzeitarbeitslosen
auf einen Arbeitsplatz verbessern würden.
Die Task Force untersucht, wie das be-
trächtliche Spektrum staatlicher Dienste
und Mittel besser koordiniert und zu ei-
nem kohärenten, auf lokaler Ebene be-
reitzustellenden Maßnahmenpaket verar-
beitet werden kann. Sie folgert, wie vom
NESF nahegelegt, es bestehe ein Bedarf

Aus den Mitgliedstaaten

Rolf Arnold/Antonius Lipsmeier
(Hrsg.)

Handbuch
der Berufs-

bildung

Leske+Budrich

D

E

IRL
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an der Schaffung lokaler Arbeitsämter für
Langzeitarbeitslose mit einem umfassen-
den, integrierten Angebot u. a. an inten-
siver Beratung und Stellenvermittlung. Auf
lokaler Ebene sollten diese Ämter in Ge-
bieten, die als benachteiligt eingestuft
werden, von einem örtlichen Verwaltungs-
ausschuß unter der Schirmherrschaft der
Gebietspartnerschaft und in anderen Ge-
bieten von einem die staatlichen Stellen,
die Sozialpartner und die in der örtlichen
Gemeinschaft verankerten Gruppen
repräsentierenden Verwaltungsausschuß
geleitet werden. Zu einem späteren Zeit-
punkt des Jahres 1995 werde der Regie-
rung ein Abschlußbericht vorgelegt, in
dem ein Überblick über die Umsetzung
der Empfehlungen zu den lokalen Arbeits-
ämtern gegeben und ausführlicher auf die
NESF-Vorschläge im Hinblick auf verbes-
serte Beschäftigungschancen für Lang-
zeitarbeitslose eingegangen werde.

Occupational employment forecasts
1998
Canny, A.; Hughes, G.; Sexton, J.
Training and Employment Authority (FAS);
Economic and Social Research Institute
(ESRI)
Dublin, FAS/ESRI Manpower Forecasting
Studies, Nr. 4, 1995, 105 S.
ISBN 0-7070-0157-9
EN

Dieser Bericht, der nach Berufsgruppen
gegliederte Beschäftigungsprognosen für
1998 enthält, ist der vierte in der gemein-
samen Veröffentlichungsreihe von FAS
und ESRI, die sich mit Analysen und Pro-
gnosen über berufsgruppenspezifische
Veränderungen auf dem irischen Arbeits-
markt befaßt. In dem Bericht wird das
voraussichtliche Wachstum während des
Zeitraums 1991-1998 untersucht. Insge-
samt wird eine Steigerung um 115.300
Arbeitsplätze erwartet, was einem Anteil
von 10,2% entspricht. In den Ergebnissen
wird ein rasches Wachstum mit vermutli-
chen Steigerungsraten zwischen 20 und
23% für folgende Gruppen vorausgesagt:
Betriebsleiter/Firmeninhaber, Angehörige
freier Berufe und Sicherheitspersonal.
Arbeitnehmer in den Bereichen Handel
und Dienstleistungen stellen demnach die
Gruppe mit den zweitbesten Aussichten:
Steigerungsraten bis zu 20%. Die Zahl der
Arbeitnehmer im qualifizierten Wartungs-
bereich soll um etwa das Doppelte des-

sen zunehmen, was für andere Fach- und
angelernte Arbeiter in den industriellen
Kerntätigkeiten an Steigerung vorausge-
sagt wird. Mit dem stärksten Rückgang
wird bei landwirtschaftlichen Arbeitneh-
mern gerechnet, bei ungelernten Arbeits-
kräften werde der Rückgang geringer aus-
fallen. Der Aufwärtstrend in der Beschäf-
tigung von Frauen werde sich vermutlich
fortsetzen, ebenso die Tendenz zu mehr
Teilzeitbeschäftigung, die zum überwie-
genden Teil Frauen betrifft.

Charting our educational future.
White Paper on Education
Department of Education
Dublin, Stationery Office, 1995, 235 S.
ISBN 0-7076-0450-8
EN

Dieses Weißbuch stellt den Höhepunkt
einer langwierigen Konsultation unter al-
len wichtigen Bildungspartnern über das
irische Bildungswesen dar. Die Übertra-
gung der Zuständigkeiten des Ministeri-
ums für das Bildungswesen auf zehn neue
regionale Bildungsausschüsse und eine
Änderung der Leitungsstruktur der Grund-
schulen sind die wesentlichsten der vor-
geschlagenen Neuerungen. Eine neue
Weiterbildungsbehörde wird einen Rah-
men für berufsbezogene Bildung und
Ausbildung außerhalb des Tertiärbereichs
sowie für Erwachsenen- und Weiterbil-
dung schaffen. Sie wird mit TEASTAS, der
ir ischen staatl ichen Zert i f izierungs-
behörde, in Verbindung stehen, der die
Aufgabe zukommt, in diesen Bereichen
Zertifizierungsprogramme zu entwickeln
und zu steuern.

Routes beyond
compulsory schooling

Payne, J.
Policy Studies Institute (PSI)
Sheffield, Employment Department, Youth
Cohort Series, Nr. 31, 1995, 111 S.

Qualifications between 16 and 18
Payne, J.
Policy Studies Institute (PSI)
Sheffield, Employment Department, Youth
Cohort Series, Nr. 32, 1995, 77 S.
Research Strategy Branch, Room W441,
Employment Department,
Moorfoot,
UK-Sheffield S1 4PQ

UK
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Diese beiden vom Policy Studies Institu-
te (Institut für politische Studien, PSI)
herausgegebenen Berichte sind Teile ei-
nes Analyseprogramms, das auf eine
Jugendkohortenstudie (YCS) für England
und Wales zurückgreift. In der YCS wer-
den bei jungen Menschen nach der Voll-
endung des 16. Lebensjahrs drei Erhebun-
gen durchgeführt, bei denen sie zur wei-
terführenden Bildung, zur Berufsausbil-
dung und zum Übergang ins Erwerbsle-
ben befragt werden. Bisher wurden sechs
Kohorten von Jugendlichen einer solchen
Untersuchung unterzogen. In den beiden

neuen Berichten werden die Wahl-
möglichkeiten beleuchtet, die jungen
Menschen ab 16 offenstehen. In dem Be-
richt wird genau dargelegt, welche Wege
die Jugendlichen beschreiten, an welchen
Kursen sie teilnehmen, welche Bildungs-
einrichtungen sie besuchen und was für
Arbeits- und Ausbildungsplätze sie anneh-
men. Analysiert werden die erworbenen
Qualifikationen, nach dem Geschlecht
aufgeschlüsselte Erfolgsquoten, institutio-
nelle Unterschiede zwischen den Kursen
und der Einfluß auf Prüfungsergebnisse
und Beschäftigungschancen.
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n

en
L ’homme gaspillé. Enquête aux
sources du chômage et de l’exclusion
Huberac, J.-P.
Paris, Editions L’Harmattan, 1995, 286 S.
ISBN 2-7384-2999-8
FR
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EU-Studienbesuchs-
programm für Berufs-
bildungsfachleute
Das EU-Studienbesuchsprogramm wurde
1985 im Anschluß an eine Entschließung
des Rates (13.07.1983) eingerichtet. Die
Kommission der Europäischen Gemein-
schaften (KEG) hat das CEDEFOP mit der
Durchführung des Programms betraut. Seit
der Entscheidung des Rates vom 6. De-
zember 1994 über das Programm
LEONARDO da Vinci, ist das EU-Studien-
besuchsprogramm in dessen Teilbereich
III eingeschrieben.

Das CEDEFOP arbeitet mit einem Netz von
Nationalen Verbindungspersonen zusam-
men. Die Nationalen Verbindungspersonen
sind Beamte, die von den Regierungs-
behörden ernannt werden; ihre Aufgabe
ist es, in Abstimmung mit dem CEDEFOP
die Leitlinien und organisatorischen Vor-
gaben eigenständig umzusetzen.

Die Nationalen Verbindungspersonen sor-
gen für die Verbreitung der Information
über das Programm in ihrem jeweiligen
Mitgliedsland und stehen in Kontakt zu
den zahlreichen Akteuren, die an der
Durchführung des Programms mitwirken:
Sozialpartner, Unternehmen, öffentliche
Verwaltungen, Berufsbildungseinrich-
tungen, Forschungseinrichtungen, Verant-
wortliche anderer Gemeinschaftspro-
gramme usw.. Die Nationalen Verbin-
dungspersonen nehmen auch die Aufga-
be wahr, das Ausschreibungsverfahren
einzuleiten und die Bewerber auszuwäh-
len, die am Programm teilnehmen sollen.

Programmziele

Durch das Programm soll der Informa-
tionsfluß im Bereich der Berufsbildung
zwischen Berufsbildungsfachleuten aus
Mitgliedstaaten der Europäischen Union
bzw. anderen am Programm teilnehmen-
den Staaten belebt werden.

Die Zielgruppe des
Programms

Das Programm richtet sich in erster Linie
an Berufsbildungsfachleute (nationale
oder regionale Entscheidungsträger, So-
zialpartner auf einzelstaatlicher und auf
Gemeinschaftsebene sowie Verantwortli-
che für Planung und Durchführung von
Berufsbi ldungspol i t iken und -pro-
grammen). Vorrangig sollen Personen am
Programm teilnehmen, die in der Lage
sind, die während des Studienbesuchs
vermittelten Informationen weiterzu-
verbreiten und politische Entscheidung zu
beeinflussen.

Einige Besuche werden speziell für be-
stimmte Zielgruppen veranstaltet.

Die Studienbesuche

Die Studienbesuche dauern drei oder fünf
Arbeitstage und stehen unter einem be-
stimmten Thema. Die Gruppen setzen sich
aus maximal 12 Personen zusammen. Bei
den Studienbesuchen alternieren Infor-
mationsphasen mit Besuchsphasen, bei
denen verschiedene Akteure der Berufs-
bildung (Unternehmen, Schulen, Doku-
mentationszentren, Leiter von Forschungs-
projekten, Ausbilder, Schüler, Sozialpart-
ner, Berufsberater usw.) aufgesucht wer-
den.

Finanzielle Aspekte

Die Teilnehmer erhalten vom CEDEFOP
ein Stipendium, das als Beitrag zu den
Reise- und Aufenthaltskosten zu verste-
hen ist.
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Nr. 3/94 Die Rolle der beruflichen Bildung beim Aufbau der Europäischen Union

• Die europäische Bildungs- und Berufsbildungspolitik vor den Herausforderungen des
Arbeitsmarktes und des europäischen Aufbauwerkes (Alain d’Iribarne)

Politik und Programme der Gemeinschaft
• Die Berufsbildungspolitik der Europäischen Union (Antonio Ruberti)
• Die Gemeinschaftsprogramme im Bereich der beruflichen Bildung. Dreißig Jahre

Zusammenarbeit, Aktionen, Konzertierung (Patrick Clemenceau)
• Investition in den Menschen. Politik und Schwerpunkte des Europäischen Sozialfonds

(Antonio Kastrissianakis)

Ansichten eines Akteurs
• Die Tücken der Marktwirtschaft für eine zukunftsorientierte Berufsausbildung:

Bestandsaufnahme und kritische Beurteilung (Ricardo Petrella)

Evaluierung des ESF: Probleme, Beispiele
• Die Evaluierung der Programme des Europäischen Sozialfonds: eine komplexe Aufgabe.

Besondere Probleme der Auswertungstätigkeit. (Jordi Planas, Joaquim Casal)
• Die Gemeinschaftsinitiativen “HUMANRESSOURCEN“. Erfahrungen und Ergebnisse

transnationaler Programme zur Förderung der beruflichen Bildung und Beschäftigung
(Erwin Seyfried)

Aktionen und transnationale Projekte
• Ausbildung in Europa kommt sich näher. Projekte im Rahmen des PETRA-Programms

erfolgreich beendet (Uwe Lorenzen)
• Binationale Ausbildung ausländischer Jugendlicher (Werner Lenske)
• Europäisches interaktives Städtenetzwerk zur Ausländerpolitik (Maria José Freitas)

Von der vergleichenden Forschung zur politischen Entscheidungsfindung
• Die Reform technischer Bildung in Großbritannien. Ein Beispiel für institutionelles

Lernen aus dem Vergleich in Europa. (Arndt Sorge)

Nr. 4/95 Die neuen Mitgliedstaaten: Österreich, Finnland, Schweden

Die Entwicklung der “nordischen Sozialmodelle”
• Der schwierige Wandel des Sozialstaats in den nordischen Ländern (Janine Goetschy)

Bildungs- und Ausbildungssysteme in den neuen Mitgliedstaaten
• Das schwedische Berufsbildungssystem - Was bringt die europäische Integration?

(Eugenia Kazamaki Ottersten)
• Berufsbildung in Finnland (Matti Kyrö)
• Hochkonjunktur für die Lehrlingsausbildung in Finnland (Henry Vartiainen)
• Berufsbildung in Österreich (Gerhard Riemer)
• Reform der Berufsbildungssysteme in den nordischen Ländern (Pekka Kämäräinen)

Die nordischen Länder: ein integrierter Arbeitsmarkt
• Erfahrungen mit dem integrierten nordischen Arbeitsmarkt (Per Lundborg)

Die neuen Mitgliedstaaten: einige Daten
• Statistische Daten
• Bibliographische Angaben
• Nützliche Adressen

Nr. 5/95 Die Erzeugung von Kompetenzen im Unternehmen

Ein Einblick in die Debatte in Frankreich
• Die qualifizierende Organisation und das Modell der Kompetenz:

Gründe und Lernprozesse (Philippe Zarifian)
• Qualifizierende Organisation, Koordinierung und Anreize (Louis Mallet)
• Qualifizierende Organisation und Mobilität. Die Betriebstechniker in der chemischen In-

dustrie (Myriam Campinos-Dubernet)
• Berufsklassifikationen und neue Formen der Arbeitsorganisation: Welche Verbindungen

sind möglich? (Thierry Colin/Benoît Grasser)

Zuletzt erschie-

nene deutsche

Ausgaben
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Eine neue Sicht des Lernprozesses
• Lernen am Arbeitsplatz bei der Neuorganisation in der Prozeßindustrie (Jeroen Onstenk)
• Berufliches Lernen im Kontext betrieblicher Innovationsprozesse - Implikationen für die

berufliche Bildung (Gisela Dybowski)

Innovation der Ausbildungsmodelle am Beispiel des Automobil-Service-Sektors
• Innovative Weiterbildungskonzepte als Antwort auf die Herausforderungen des

europäischen Automobil-Service-Sektors (Georg Spöttl)

Betriebliche Ausbildung und Ausbildungssystem am Beispiel von Rover im
Vereinigten Königreich
• Das Streben nach lebenslanger Beschäftigungsfähigkeit: Schwerpunkte der beruflichen

Erstausbildung (John Berkeley)

Systeme der beruflichen Qualifikation und Eingliederung: ein Vergleich zwischen
Deutschland und Japan
• Bildung und Berufsstart in Japan - Impressionen aus einem japanisch-deutschen

Vergleich (Ulrich Teichler)

Nr. 7/96 Pädagogische Innovationen

Nr. 8/96 Lebenslanges Lernen

Für die in nächster Zeit geplanten Ausgaben würde sich der redaktionelle Beirat über die
unaufgeforderte Einsendung von Beiträgen freuen. Die Beiträge werden im Beirat diskutiert
werden, wobei es ihm vorbehalten bleibt, über ihre Veröffentlichung zu entscheiden. Der
Beirat setzt die Autoren von seiner Entscheidung in Kenntnis. Die Beiträge selbst sollten zwi-
schen drei und zehn Seiten lang sein (Seite à 30 Zeilen, Zeile à 60 Anschläge) und sind an die
Redaktion der Zeitschrift zu richten. Eine Rücksendung der Manuskripte an die Autoren ist
nicht möglich.

Nr. 9/96 Höhere Bildung

Nr. 10/97 Zusammenarbeit mit den Staaten Mittel- und Osteuropas

❏

❏

❏

Bitte schicken Sie mir ein kostenloses Ansichtsexemplar

Ich will europäisch lesen und abonniere hiermit die
europäische Zeitschrift “Berufsbildung” für zunächst ein Jahr
(3 Ausgaben, ECU 15 zzgl. Mwst. und Versandkosten).

Bitte schicken Sie mir die folgenden Ausgaben der
europäischen Zeitschrift “Berufsbildung” gegen eine 
Schutzgebühr von 7 ECU (zzgl. Mwst. und Versand-
kosten) je Heft:

Ausgabe

Sprache

Name

Adresse

CEDEFOP
Europäisches Zentrum für die
Förderung der Berufsbildung
(Postfach) T.O. 27 - Finikas

GR-55102 Thessaloniki

Bestellschein bitte ausschneiden oder kopieren und an das CEDEFOP senden.

✄

Demnächst in

deutscher Sprache

verfügbar

Geplante

Ausgaben
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Mitglieder des CEDEFOP-Dokumentationsnetzwerkes

B
FOREM (Office communautaire et régio-
nal de la formation professionnelle et
de l’emploi)
CIDOC (Centre intercommunautaire de
documentation pour la formation pro-
fessionnelle)
Jean-Pierre Grandjean
Bd. de l’Empereur 11
B-1000 BRUXELLES
Tél. 322+506 04 62/60
Fax. 322+506 04 28

VDAB (Vlaamse Dienst voor
Arbeitdsbemiddeling en
Beroepsopleiding)
ICODOC (Intercommunautair
documentatie-centrum voor
beroepsleiding)
Frederic Geers
Philip de Smet
Keizerlaan 11
B-1000 BRUSSEL
Tél.: 322+506 04 58/63
Fax: 322+506 04 28

DK
DEL (The National Institute for
Educational Training of Vocational
Teachers - Danmarks
Erhvervspædagogiske Læreruddannelse)
Søren Nielsen
Merete Heins
Rigensgade 13
DK-1316 KOBENHAVN K
Tél. 4533+14 41 14 ext. 317/301
Fax. 4533+14 42 14

D
BIBB (Bundesinstitut für Berufsbildung)
Bernd Christopher
Referat K4
Fehrbelliner Platz 3
D-10702 BERLIN
Tél. 4930+8643-2230 (B. Christopher)
Fax. 4930+8643-2607

GR
OEEK (Organization for Vocational Edu-
cation and Training)
Epameinondas Marias
Alexandra Sideri
1, Ilioupoleos Street
17236 Ymittos
GR-ATHENS
Tél. 301+92 50 593
Fax. 301+92 54 484

E
INEM (Instituto Nacional de Empleo)
Ministerio de Trabajo y Seguridad Social
Isías Largo Marquès
Maria Luz de las Cuevas
Condesa de Venadito, 9
E-28027 MADRID
Tél. 341+585 95 82/585 95 80
Fax. 341+377 58 81/377 58 87

FIN
OPH (Opetushallitus/Utbildnings-
styrelsen/National Board of Education)
Matti Kyrö; Leena Walls;
Arja Mannila
P.O.Box 380
FIN-00531 HELSINKI
Tél. 3580+77 47 72 43 (L. Walls)
Fax. 3580+77 47 78 69

F
Centre INFFO (Centre pour le dévelop-
pement de l’information sur la forma-
tion permanente)
Patrick Kessel
Christine Merllié
Danielle Joulieu
Tour Europe Cedex 07
F-92049 PARIS la Défense
Tél. 331+41 25 22 22
Fax. 331+477 374 20

IRL
FAS - The Training and Employment
Authority
Roger Fox
Margaret Carey
P.O. Box 456
27-33, Upper Baggot Street
IRL-DUBLIN 4
Tél. 3531+668 57 77
Fax. 3531+668 26 91

I
ISFOL (Istituto per lo sviluppo della
formazione professionale dei lavoratori)
Alfredo Tamborlini
Colombo Conti
Via Morgagni 33
I-00161 ROMA
Tél. 396+44 59 01
Fax. 396+44 25 16 09

L
Chambre des metiers
du G.-D. de Luxembourg
Ted Mathgen
2, Circuit de la Foire internationale
B.P. 1604 (Kirchberg)
L-1016 LUXEMBOURG
Tél. 352+42 67 671
Fax. 352+42 67 87

NL
CIBB (Centrum Innovatie
Beroepsonderwijs Bedrijfsleven)
Gerry Spronk
Ingrid de Jonge
Pettelaarpark 1
Postbus 1585
NL-5200 BP’s-HERTOGENBOSCH
Tél. 3173+680 08 00
Fax. 3173+612 34 25
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A
Institut für Bildungsforschung der
Wirtschaft (ibw)
Monika Elsik
c/o abf-Austria
Rainergasse 38
A-1050 Wien
Tél.: 431+545 16 71-26
Fax: 431+545 16 71-22

P
SICT (Servicio de Informação Cientifica
e Tecnica)
Isaías Largo Marquès
Fatima Hora
Praça de Londres, 2-1° Andar
P.1091 LISBOA Codex
Tél. 3511+849 66 28
Fax. 3511+80 61 71

S
The Swedish EU Programme Office for
Education, Training and Competence
Development (SEP)
Jonas Erkman
Box 7785
S-10396 Stockholm
Tél.: 468+453 72 17
Fax: 468+453 72 01

UK
IPD (Institute of Personnel and
Development)
Doug Gummery
Barbara Salmon
IPD House
35 Camp Road
UK-LONDON SW19 4UX
Tél. 44181+971 90 00 (D. Gummery)
Fax. 44181+263 33 33

Assoziierte Organisationen

ICE
Research Liaison Office
Árnason
University of Iceland
Technology Court
Dunhaga 5
Iceland - 107 Reykjavik
Tél.: 354+5254900
Fax: 354+5254905

N
NCU Leonardo Norge
Halfdan Farstad
P.O. Box 2608 St. Hanshaugen
N-0131 OSLO
Tél.: 4722+865000
Fax. 4722+201802

EU
Europäische Kommission
Generaldirektion XXII/B/3
(Education, Formation et Jeunesse)
Charters d’Azevedo
B7, 04/67
Rue de la Loi, 200
B-1049 Bruxelles
Tél.: 322+238 30 11
Fax: 322+295 57 23

B
EURYDICE (The Education Information
network in the EC, Le réseau d’informa-
tion sur l’éducation dans le CE)
Luce Pepin
15, rue d’Arlon
B-1050 BRUXELLES
Tél.: 322+238 30 11
Fax: 322+230 65 62

CH
ILO (International Labour Office)
BIT (Bureau International du Travail)
Jalesh Berset
4, route des Morillons
CH-1211 GENEVE 22
Tél.: 4122+799 69 55
Fax: 4122+799 76 50

UK
Department of Education and
Employment
Julia Reid
Moorfoot
UK-SHEFFIELD S1 4PQ
Tél.: 44114+275 32 75
Fax: 44114+59 35 64


	Editorial
	Inhaltsverzeichnis
	Staat und Ausbildung: Sind Interventionen notwendig?
	Berufliche Qualifizierung von „lernschwachen“ jungen Menschen in Deutschland
	Ausbildung und lokale Entwicklung Ein Versuch der Zusammenarbeit im Ausbildungsbereich zwischen verschiedenen Akteuren an der
	Empirisches Wissen in einem Low-Tech-Unternehmen
	Berufliche Bildung und benachteiligte Jugendliche in den Vereinigten Staaten
	Das Projekt “Ständige Weiterbildung” des Europarates
	“Bildung zur Förderung des Bürgerrechts in der Demokratie” Der Beitrag stellt vier Workshops vor, die vom Europarat zu dieser Problematik durchgeführt wurden.
	Markt, Normen und Gemeinschaft, oder die neue Pädagogik
	Gewerkschaften und Bildung: Das Recht der Arbeitnehmer auf Bildung von den frühen 70er Jahren bis zu den frühen 90er Jahren
	Der Bildungsurlaub in Belgien: Wird der Rechtsanspruch gekippt?
	Die Rolle von Bildung und Ausbildung in der lokalen Demokratie
	Literaturhinweise
	Europa - International
	Aus den Mitgliedstaaten

	EU-Studienbesuchsprogramm für Berufsbildungsfachleute
	Netz der Nationalen Verbindungspersonen des Studienbesuchsprogramms
	Zuletzt erschienene deutsche Ausgaben
	Mitglieder des CEDEFOP-Dokumentationsnetzwerkes
	Assoziierte Organisationen

